
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Tagesordnung öffentlicher Teil

Sitzung des Planungs- und Umweltausschusses

Sitzung: Mittwoch, 11.04.2018, 15:00 Uhr

Raum, Ort: Rathaus, Großer Sitzungssaal, Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 
Braunschweig

Tagesordnung

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung der Sitzung
2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 28.02.2018 

(öffentlicher Teil)
3. Mitteilungen
3.1. Vorstellung des Verkehrsmodells Braunschweig - Analysefall 2016

Vortrag der WVI GmbH
3.2. Neubau eines Radweges von Wedtlenstedt (Kreisstraße 58 - 

Landkreis Peine) nach Lamme (K 12 - Stadt Braunschweig)
17-05788

3.3. Gestaltung von gesicherten Querungsstellen in Braunschweig 18-07722
3.4. Bauvorhaben im Bereich des Jutequartiers an der Spinnerstraße 18-07797
3.5. Veranstaltungen zum Fahrradfahren und Radverkehr in 

Braunschweig
18-07681

3.6. Bebauungsplan "An der Schölke", HO 41: Normenkontrollverfahren, 
Eilverfahren

18-07852

4. Anträge
4.1. Prüfantrag: Öffentliches Kompensationsflächenkataster

Antrag der Fraktion P²
18-07865

5. 142. Änderung des Flächennutzungsplans "Feuerwache 
Westerbergstraße"
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache 
Westerbergstraße", RN 46
Stadtgebiet zwischen Westerbergstraße, Fuhsekanal und 
Autobahnmeisterei
Aufstellungsbeschluss

18-06680

6. 143. Änderung des Flächennutzungsplanes "Feuerwache-Nord"
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache-Nord",
WA 74
Stadtgebiet zwischen Bienroder Straße, Claudiusstraße und der 
Grundschule Waggum
Aufstellungsbeschluss

18-07657

7. Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Willy-Brandt-Platz-Nordost, 
1. Änderung des AW 107", AW 114
Stadtgebiet zwischen Hauptbahnhof, Willy-Brandt-Platz und 
BraWo-Allee
Aufstellungsbeschluss

18-07473

8. Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Nordanger", HA 136
Stadtgebiet zwischen Lampadiusring, Nordanger, Ringgleis und 
dem BS-Energy-Gelände (Geltungsbereich A)
Stadtgebiet Gemarkung Dibbesdorf Flur 7, Flurstück 100 (tlw.) 
(Geltungsbereich B)

18-07667
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Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss
9. Haltestellen "Peterskamp" auf der Bevenroder Straße 18-06976
10. Haltestelle "DLR" auf der Hermann-Blenk-Straße 18-07157
11. Anfragen
11.1. Rotbuche im Zentrum von Waggum

Anfrage der BIBS-Fraktion
18-07861

11.2. PAK-Erlass: Flächenrecycling Sachstand
Anfrage der Fraktion P²

18-07807

11.3. Interkommunales Gewerbegebiet Stiddien-Timmerlah-Geitelde als 
Barriere in wichtiger Frischluftschneise für Braunschweig
Anfrage der BIBS-Fraktion

18-07869

11.4. Mobile Parklets - Intervention im öffentlichen Raum
Anfrage der Fraktion P²

18-07863

Braunschweig, den 4. April 2018
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

17-05788
Mitteilung

öffentlich

Betreff:

Neubau eines Radweges von Wedtlenstedt (Kreisstraße 58 - 
Landkreis Peine) nach Lamme (K 12 - Stadt Braunschweig)
Organisationseinheit:
Dezernat III 
66 Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Datum:
29.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 321 Lehndorf-Watenbüttel (zur 
Kenntnis)

09.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (zur Kenntnis) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:

Der Planung des Radweges von Lamme nach Wedtlenstedt wurde am 01.03.2017 im 
Stadtbezirksrat 321 Lehndorf-Watenbüttel und am 15.03.2017 im Planungs- und 
Umweltausschuss zugestimmt (Beschlussvorlage 16-03502). 
Für die Planung wurde inzwischen das Planfeststellungsverfahren eingeleitet und der 
Erörterungstermin hat stattgefunden. Die Verwaltung hat im Verfahren 
umweltschutzrechtliche Hinweise gegeben und sich im Sinne des politischen Beschlusses 
für den Radweg von Lamme nach Wedtlenstedt gegenüber der Planung positiv positioniert.

Es wird davon ausgegangen, dass der Planfeststellungsbeschluss, sofern er nicht beklagt 
wird, im Juni 2018 Rechtskraft erlangt. Anschließend beginnt die Realisierung des Projektes 
mit den Grunderwerbsverhandlungen.

Leuer

Anlage/n: 
keine

TOP 3.2
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07722
Mitteilung

öffentlich

Betreff:

Gestaltung von gesicherten Querungsstellen in Braunschweig
Organisationseinheit:
Dezernat III 
66 Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Datum:
26.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Bauausschuss (zur Kenntnis) 10.04.2018 Ö
Planungs- und Umweltausschuss (zur Kenntnis) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:

Seit vielen Jahren gibt es eine mit dem Behindertenbeirat e. V. abgestimmte Lösung zu den 
Bordhöhen und dem Einsatz von taktilen Elementen an gesicherten Überwegen 
(Zebrastreifen und signalisierte Übergänge). Hier hat der querende Fußgänger Vorrang 
(immer bzw. bei „grün“). Um diesem Vorrang für Sehbehinderte zu signalisieren, sind 
Leiteinrichtungen in Richtung dieser gesicherten Überwege sinnvoll. Diese bisherige Lösung 
sieht als Standard wie folgt aus:

Auf einer Breite von 4 m beträgt die Bordhöhe 3 cm, die Bordkante ist abgerundet ausgeführt 
und hinter der Bordkante befindet sich ein taktiles Element in Form eines 30 - 60 cm breiten  
Rippenplattenstreifens, dessen Rippen in Gehrichtung weisen.

Diese Lösung stellt nach der DIN 18040 einen Kompromiss zwischen den Bedürfnissen der 
Sehbehinderten einerseits und den Bedürfnissen der „rollenden Fußgänger“ (z. B. Rollstuhl-, 
Rollator- und Kinderwagennutzer) andererseits dar.

In den letzten Monaten und Jahren wurde verstärkt die Forderung erhoben, für die „rollenden 
Fußgänger“ eine Bordhöhe von 0 cm zu realisieren. Das stieß bei den Sehbehinderten nicht 
auf Zustimmung, da dieses für sie Verschlechterungen in der Erkennbarkeit des 
Gefahrenbereiches bedeutet. Die Verwaltung und der Behindertenbeirat haben die in der 
DIN vorgeschlagene Lösung eines sogenannten „geteilten Überweges“ aufgegriffen, beraten 
und diskutiert.

In der DIN ist ein solcher, gesicherter Überweg auf einer Breite von 1 m für die „rollenden 
Fußgänger“ auf 0 cm abgesenkt, gleichzeitig jedoch in diesem Bereich für Sehbehinderte 
durch den Einbau einer 60 cm breiten Rippenplatte quer zur Gehrichtung wahrnehmbar. Die 
übrige Überwegbreite wurde nach DIN mit einer Bordhöhe von 6 cm ausgerüstet.

Die in der DIN vorgesehene Bordhöhe von 6 cm auf einer Breite von 2 m wird nach vielen 
gemeinsamen Gesprächen zwischen Behindertenbeirat e. V. und Verwaltung als nicht 
sinnvoll erachtet. Zwar ist diese Bauweise für Sehbehinderte eine gute Lösung, sie stellt 
jedoch für die Fußgänger und die „rollenden Fußgänger“ eine deutliche Erschwerung dar. 

TOP 3.3
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Im Konsens mit dem Behindertenbeirat e. V. soll dieser Teil des Überweges mit einer 3 cm 
Bordhöhe und mit Leiteinrichtungen in Gehrichtung für Sehbehinderte ausgestattet werden. 
Der Behindertenbeirat hat sich mit dieser Lösung einverstanden erklärt, wenn dieser Teil des 
Überweges mit einem scharfkantigen Bord ausgeführt wird und damit besser zu ertasten ist 
(siehe Anlage 1 und 2).

Diese gemeinsam im Konsens entwickelte „Braunschweiger Lösung“ wurde im Feldversuch 
an einem Zebrastreifen am Bültenweg (Nähe B 58, allerdings noch mit abgerundetem Bord) 
realisiert. In der Zwischenzeit haben viele Sehbehinderte und „rollende Fußgänger“ diesen 
Überweg ausprobiert und sehr positiv aufgenommen.

Die Verwaltung wird diese Ausgestaltung von gesicherten Überwegen als Standard bei 
Baumaßnahmen einsetzen.

Sofern örtliche Verhältnisse die neue „Braunschweiger Lösung“ nicht zulassen, kann auf die 
bisherige Lösung zurückgegriffen werden. Dieses gilt auch, wenn bei kleineren 
Anpassungsarbeiten im Bestand durch die Anwendung der neuen Gestaltung erhebliche 
Kosten gegenüber der bisherigen Gestaltung entstehen (z. B. dadurch, dass für die neue 
Lösung LSA-Masten in größerem Umfang versetzt werden müssen).

Für die Gestaltung von ungesicherten Querungsstellen werden Abstimmungen mit dem 
Behindertenbeirat e. V. durchgeführt. Probeweise wurden im Bereich Broitzemer 
Straße/Juliusstraße Absenkungen mit 0 cm Ansicht und einem Sperrfeld (quer verlaufende 
Rippenplatten) eingebaut. Ob dieses zum neuen Standard ausgewählt wird, ist noch 
abzustimmen.

Leuer

Anlage/n:
Anlage 1: Geteilter Übergang – FGÜ
Anlage 2: Geteilter Übergang – LSA
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Maßstab:
Datum: Name:

Blatt Nr.:
bearbeitetgezeichnet geprüft: Braunschweig, den .  .  .  .  .  .

1 : Planart:
Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Bohlweg 30
38100 Braunschweig

Index: Datum: Name: Art der Änderung:

mitgez.:

Abt. Straßenplanung und -neubau 23.11.2017Q-R-S-T-U
scholz4

100Barrierefreie geteilte ÜbergängeBarrierefreie geteilte ÜbergängeBarrierefreie geteilte ÜbergängeBarrierefreie geteilte Übergängedifferenzierte Bordhöhen mit LSARadwegquerung im LSA-Bereich und an Haltestellen
Standards/ Leitstreifen1-100
1

Lageplan13.11.2017 Scholz13.11.2017 Ruske 17.11.2017i.A. Dipl.-Ing. Ruske

Noppenplatten
gemäß DIN 32984

AF/N - Auffindestreifen
AMF - Aufmerksamkeitsfeld

Rippenplatten
gemäß DIN 32984

LS - Leitstreifen
RF - Richtungsfeld
SF - Sperrfeld
EF - Einstiegsfeld
AF/R - Auffindestreifen

Anlage 1Anlage 1Anlage 1Anlage 1

Fahrbahn

Gehweg

Radweg

Grünfläche

Wartefläche ÖV

Restfläche

Legende
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Noppenplatten

gemäß DIN 32984

AF/N - Auffindestreifen
AMF - Aufmerksamkeitsfeld

Rippenplatten

gemäß DIN 32984

LS - Leitstreifen
RF - Richtungsfeld
SF - Sperrfeld
EF - Einstiegsfeld
AF/R - Auffindestreifen

Anlage 2Anlage 2Anlage 2Anlage 2

Maßstab:
Datum: Name:

Blatt Nr.:
bearbeitetgezeichnet geprüft: Braunschweig, den .  .  .  .  .  .

1 : Planart:
Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Bohlweg 30
38100 Braunschweig

Index: Datum: Name: Art der Änderung:

mitgez.:

Abt. Straßenplanung und -neubau 23.11.2017Q-R-S-T-U
scholz4

150Barrierefreie geteite ÜbergängeBarrierefreie geteite ÜbergängeBarrierefreie geteite ÜbergängeBarrierefreie geteite Übergängeungesicherte Fußgängerüberwege miteinheitlichen und geteilten Bordhöhen 2 
Lageplan14.11.2017 Ruske13.11.2017 Scholz

Standard/Leitstreifen2-1

i.A. Dipl.- Ing. Ruske17.11.2017
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07797
Mitteilung

öffentlich

Betreff:

Bauvorhaben im Bereich des Jutequartiers an der Spinnerstraße
Organisationseinheit:
Dezernat III 
60 Fachbereich Bauordnung und Brandschutz

Datum:
27.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet (zur 
Kenntnis)

04.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (zur Kenntnis) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:

Für die Nachnutzung des Areals der ehemaligen Jutespinnerei sind drei Bauanträge 
eingereicht worden. Nachfolgend wird ein Überblick über den aktuellen Sachstand zur 
Anhörung gemäß § 94 NKomVG gegeben: 

Die realique Projekt Adapt Braunschweig GmbH & Co. KG hat einen Bauantrag für den 
„Neubau einer Beherbergungsstätte mit angegliederter Parkpalette“ und zudem für die 
„Nutzungsänderung und Anbau an das Portal der ehemaligen Spinnerei in einen 
Gastronomiebetrieb“ eingereicht.

Eine Entscheidung über die planungsrechtliche Zulässigkeit zu dem Beherbergungsbetrieb 
erfolgte bereits mit Bauvorbescheid vom 13.02.2017.

Der Bauantrag beinhaltet eine Maximalbelegung von 151 Zimmern als Hotelbetrieb mit 
Serviceappartements. Das Gebäude besteht aus zwei Riegeln mit Flachdach. Die 
angebaute, geschlossene Parkpalette besteht aus zwei Geschossen und wird über die 
Eichtalstraße erschlossen. Diese dient zur Unterbringung notwendiger Einstellplätze 
einerseits für den Hotelbetrieb und für die geplante Wohnbebauung. Der Antrag für das Hotel 
wird voraussichtlich Ende der letzten Märzwoche genehmigt, da der Bauherr aus 
vertraglichen Gründen auf eine Erteilung im März angewiesen ist. 

Das ehemalige Juteportal soll saniert und erweitert werden. Vorgesehen ist ein 
Gastronomiebetrieb mit Frühstücksangebot für die Gäste des Hotelbetriebs. Zudem ist der 
Betrieb für die Öffentlichkeit zugänglich. Es sind Gästeplätze im EG und im 1. OG 
vorgesehen. Die Planungen werden mit der unteren Denkmalbehörde im Detail abgestimmt.

Das Wegerecht für eine Wegeverbindung, die laut Bebauungsplan durch das Juteportal 
verlaufen soll, wird in südlicher Richtung verschoben. Ein entsprechender 
Gestattungsvertrag soll vor Erteilung der Baugenehmigung abgeschlossen werden. 

Wohnbebauung

Für die verbleibende Grundstücksfläche, die nicht für das Hotelprojekt benötigt wird, wurde 
von der realique Projekt Juteportal Braunschweig GmbH & Co. KG GmbH ein Bauantrag für 
eine Wohnbebauung mit 52 Wohneinheiten eingereicht.
Die planungsrechtliche Prüfung erfolgt unter Beteiligung von betroffenen Nachbarn. Hierzu 
verweise ich auf die Stellungnahme Nr. 18-07367-01. Nach dem bisherigen Prüfergebnis 
werden die erforderlichen Befreiungen seitens der Verwaltung für möglich erachtet. Eine 
abschließende Prüfung steht noch aus.

TOP 3.4
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Die Planungen werden anhand der mitgebrachten Planunterlagen vorgestellt. 

Leuer

Anlage/n: ./.

TOP 3.4
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07681
Mitteilung außerhalb von Sitzungen

öffentlich

Betreff:

Veranstaltungen zum Fahrradfahren und Radverkehr in Braun-
schweig
Organisationseinheit:
Dezernat VI 
0800 Stabsstelle Wirtschaftsdezernat

Datum:
12.03.2018

Adressat der Mitteilung:

Rat der Stadt Braunschweig (zur Kenntnis)

Sachverhalt:

Auf Basis des folgenden Ratsbeschlusses aus dem Jahr 2013 sollte in Zusammenarbeit mit 
Institutionen und Initiativen eine neue Veranstaltung umgesetzt werden, die dem Radverkehr 
und dem Fahrradfahren mehr Aufmerksamkeit verschafft:
 
Nr. 2478/13
Durchführung eines Rad-Events in Braunschweig

„Ab 2014 wird zukünftig immer an einem Sonntag in zeitlicher Nähe zum oder kombiniert mit 
dem autofreien Tag von der Braunschweig Stadtmarketing GmbH ein organisiertes großes 
Event mit den Schwerpunkthemen Fahrradfahren und Radverkehr in der Braunschweiger 
Innenstadt durchgeführt. Das Event soll in Zusammenarbeit mit dem Zweckverband Groß-
raum Braunschweig, dem Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club ADFC, anderen Radverei-
nen und Partnerinstitutionen stattfinden.“

In der Folge wurden zunächst ab 2014 jährlich an einem Samstag im Frühsommer auf dem 
Schlossplatz die neuen fahrradtage (FRT) mit den Schwerpunktthemen Radfahren und Rad-
verkehr durchgeführt. Die Initiative des Rates aus 2013 zeigt aber auch andere positive Fol-
gewirkungen: Parallel zu den FRT haben sich weitere Veranstaltungsformate weiter- oder 
neu entwickelt, die das Netzwerk radrelevanter Institutionen und Partner stärken und für das 
Radfahren in Stadt und Region werben. Inzwischen bietet damit eine deutlich breitere Palette 
bereits etablierter und neuer Veranstaltungskonzepte den Händlern, Institutionen wie auch 
Besucherinnen und Besuchern attraktive zielgruppengerechte Plattformen an. Zu nennen 
sind hier die Messe RAD‘18 (8. April) der Fahrradinitiative Braunschweig (ADFC, braun-
schweiger forum, Brunsviga, Verkehrswacht) und die RADtour'18 des ADFC (19. August), 
sowie als neuere, auch von Stadt und Stadtmarketing unterstützte Formate die Cycle Tour 
(26. August), das Stadtradeln (voraussichtlich 18. August) und die Velo Classico (29. April). 
Zusätzlich wurde vom Regionalverband und von der Allianz für die Region die regionale Ver-
anstaltung Sattelfest umgesetzt, die in diesem Jahr pausiert, aber voraussichtlich nächstes 
Jahr wieder stattfinden wird. Hierzu wurde durch die Stadtmarketing-Gesellschaften Braun-
schweig und Wolfsburg auch die Aktion „Radfahren verbindet“ initiiert. 

All diese Veranstaltungen bieten Interessierten attraktive und vielseitige Möglichkeiten, sich 
mit den verschiedenen Facetten des Radfahrens und des Radverkehrs auseinanderzusetzen 
oder sich als Aussteller zu beteiligen. Und sie erfüllen den Ratsauftrag auch dahingehend, 
für das Radfahren in Braunschweig zu werben.
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Um den Ratsbeschluss selbst umzusetzen, wurden von der BSM jährlich rund 40 Akteure 
wie beispielsweise Fahrradhändler, Radsportvereine und Institutionen für eine Teilnahme 
angesprochen. Waren es zur Auftaktveranstaltung in 2014 noch acht Vereine und Institutio-
nen, haben 2018 lediglich die Verkehrssicherheitsberatung der Polizei sowie der ADFC 
Braunschweig ihre Teilnahme zum anvisierten Termin in Aussicht gestellt. Weitere radver-
kehrsrelevante Institutionen und Partner haben die Teilnahme an den FRT abgesagt. Bei 
den aktuell angefragten Händlern zeigt sich ein ähnliches Bild: Für die diesjährigen FRT ha-
ben nur vier Händler ihre Teilnahme in Aussicht gestellt. Trotz des kontinuierlichen Austau-
sches der BSM mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern, wie mit den zur Verfügung ste-
henden Ressourcen das Konzept zu verbessern sei und entsprechend angepasster Konzep-
tion, konnte die Attraktivität für potenzielle Partner und Anbieter offensichtlich nicht wesent-
lich gesteigert werden.

Die nachlassende Beteiligung von Institutionen, Vereinen und Ausstellern haben die Qualität 
und Attraktivität des Programms für die Besucherinnen und Besuchern, aber auch für die zur 
Refinanzierung von Infrastruktur, Bewerbung, Organisation und Programm unverzichtbaren 
Sponsoren und Partnern stark gemindert. Zuletzt hat der größte Sponsor im Dezember 2017 
sein Engagement nach vier Jahren nicht mehr verlängert. Damit fehlt der BSM auch die fi-
nanzielle Basis für die Veranstaltung.

Die 2013 auf den Ratsbeschluss hin eingeführten fahrradtage sind damals der richtige An-
stoß gewesen, um dem Fahrradfahren in Braunschweig eine öffentlichkeitswirksame Platt-
form zu bieten. Vor dem Hintergrund des aktuell breit gefächerten Veranstaltungsspektrums 
und dem nachlassenden Interesse der Partner und Sponsoren kann die BSM die Fortführung 
der FRT nicht mehr gewährleisten und wird die FRT in 2018 nicht mehr durchführen.

Leppa

Anlage/n: keine
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07852
Mitteilung

öffentlich

Betreff:

Bebauungsplan "An der Schölke", HO 41: Normenkontrollverfahren, 
Eilverfahren
Organisationseinheit:
Dezernat III 
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Datum:
04.04.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet (zur 
Kenntnis)

04.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (zur Kenntnis) 11.04.2018 Ö

Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg (OVG) hat am 8. März 2018 im Normenkontroll-
Eilverfahren den Bebauungsplan „An der Schölke“, HO 41, bis zum Abschluss des 
Normenkontrollverfahrens außer Vollzug gesetzt. Diese Entscheidung wurde damit 
begründet, dass die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren als 
Maßnahme der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB unzulässig war, da dieses Verfahren 
nicht auf Flächen angewendet weden darf, die im Außenbereich gemäß § 35 BauGB liegen. 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „An der Schölke“, HO 41, im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB wurde am 4. März 2008 vom 
Verwaltungsausschuss gefasst. Nach damaliger Einschätzung handelte es sich um eine 
Maßnahme der Innenentwicklung, da die geplante Bebauung innerhalb des 
Siedlungsbereiches der Bebauung Wiedebeinstraße und Kreuzstraße sowie der Sportanlage 
Kälberwiese liegt. Auch die Sportanlage wurde dem besiedelten Bereich – im Gegensatz zur 
freien Landschaft - zugeordnet. § 13 a BauGB behandelt pauschal „Maßnahmen der 
Innenentwicklung“ und schränkt die Zulässigkeit der Vorschrift nicht explizit auf Flächen ein, 
die planungsrechtlich als „Innenbereich“ gemäß § 34 BauGB einzustufen sind. Somit wurde 
es als zulässig erachtet, auch Teilflächen, die planungsrechtlich gemäß § 35 BauGB als 
„Außenbereich“ einzustufen sind, in diese Maßnahme der Innenentwicklung einzubeziehen. 

Erst mit Urteil vom 4. November 2015 wurde durch das Bundesverwaltungsgericht 
festgestellt, dass § 13 a BauGB grundsätzlich nicht auf Flächen angewendet werden darf, 
die im Außenbereich gemäß § 35 BauGB liegen.

Ferner galt zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses im Jahr 2008 noch die Regelung des 
§ 214 Abs. 2 a Nr. 1 BauGB, wonach eine Fehleinschätzung in der Verfahrenswahl 
unbeachtlich war. Diese Gesetzesvorschrift wurde erst im Jahr 2013 durch den 
Europäischen Gerichtshof für nicht anwendbar erklärt, da sie nicht mit dem europäischen 
Recht vereinbar war. 

Das OVG hat über den geannten Fehler in der Verfahrenswahl hinaus in seiner 
Eilentscheidung erkennen lassen, dass die Inhalte der Planung und die dazugehörige 
Abwägung nicht offenkundig fehlerhaft sind. Dies betrifft die Hochwassersituation und die 
Lärmbelastung durch Straßenverkehr des geplanten Wohngebietes Feldstraße sowie die 
weiteren von der Antragstellerin gerügten Mängel (zur Ausfertigung und zum Verzicht auf 
eine erneute Auslegung nach Erhöhung des Retentionsvolumens des 
Regenrückhaltebeckens). Insofern sieht sich die Verwaltung inhaltlich beim Planungskonzept 
und den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen bestätigt.
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Wegen der unzulässigen Durchführung des Planverfahrens gemäß § 13 a BauGB wird das 
Normenkontrollverfahren jedoch voraussichtlich Erfolg haben und der Bebauungsplan damit 
nichtig werden. 

Die Planinhalte und die Abwägung werden im Rahmen des Hauptverfahrens vertieft durch 
das OVG geprüft werden. Aufgrund der Voreinschätzung des OVG im Eilverfahren ist jedoch 
damit zu rechnen, dass diese nicht als fehlerhaft beurteilt werden.

Das Bebauungsplanverfahren wird deshalb noch einmal nach dem Normalverfahren 
durchgeführt, wobei die Inhalte der Planung und die Abwägung im Wesentlichen beibehalten 
werden können. Dabei muss ergänzend ein Umweltbericht erstellt und öffentlich ausgelegt 
werden, der den formalen Anforderungen des § 2 a BauGB eintspricht. Voraussichtlich sind 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Diese sollen soweit möglich auf den Flächen, die der 
Bebauungsplan HO 41 bereits für Artenschutzmaßnahmen festgesetzt hat, untergebracht 
werden. 

Auch der Flächennutzungsplan muss parallel in einem förmlichen Verfahren geändert 
werden. Gemäß § 13 a BauGB war eine einfache Anpassung ausreichend gewesen.

Die Verwaltung wird die notwendigen Schritte zur Durchführung der Bauleitplanverfahren 
unverzüglich einleiten. In diesem Rahmen werden die Behörden, die Öffentlichkeit und die 
Gremien erneut beteiligt. Dabei muss in Bezug auf die Planinhalte und die Abwägung die 
noch ausstehende Entscheidung des OVG im Hauptverfahren berücksichtigt werden. 

Unter der Voraussetzung, das diese Entscheidung im Laufe des Jahres 2018 gefällt wird und 
sich nicht wesentlich von der Entscheidung im Eilverfahren unterscheidet, können die 
Bauleitplanverfahren zum Ende des Jahres 2018 abgeschlossen werden. 

Leuer

Anlage/n:
Keine
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Absende r :

Die Fraktion P2 im Rat der Stadt 18-07865
Antrag (öffentlich)

Betreff:

Prüfantrag: Öffentliches Kompensationsflächenkataster
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
29.03.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.04.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Entscheidung) 17.04.2018 N

Beschlussvorschlag:
Die Verwaltung prüft die Veröffentlichung des digitalen Kompensationsflächenkataster der 
Stadt Braunschweig z.B. auf der Webseite der Stadt unter Berücksichtung des 
Datenschutzes. 

Sachverhalt:
Mit der Stellungnahme 17-05490-01 
https://ratsinfo.braunschweig.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1007518 teilte die Verwaltung mit: 
"Die Stadt Braunschweig arbeitet mit einem digitalen Kompensationsflächenkataster, 
welches stetig fortgeschrieben und aktualisiert wird." 

Durch die vorhandene digitale Dokumentation von Kompensationsflächen werden digital 
flächen-, vorhabenbezogene-und personenbezogene Daten erhoben und gespeichert. In 
diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob das Kataster mit seinen Inhalten thematisch in den 
Wirkungsbereich des Geodatenzugangsgesetz (GeoZG) bzw. des Niedersächsischen 
Geodateninfrastrukturgesetz (NGDIG) fällt (§ 9 Geodaten und Geodatendienste sind 
vorbehaltlich des § 10 öffentlich zugänglich [...]) und somit - nach Anonymisierung der 
personenbezogenen Daten - veröffentlicht werden kann. Sollte dies zutreffen, sind auch 
regelmäßige Updates zu veranlassen.

Anlagen:
keine
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-06680
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

142. Änderung des Flächennutzungsplans "Feuerwache 
Westerbergstraße"
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache 
Westerbergstraße", RN 46
Stadtgebiet zwischen Westerbergstraße, Fuhsekanal und 
Autobahnmeisterei
Aufstellungsbeschluss
Organisationseinheit:
Dezernat III 
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Datum:
20.02.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 224 Rüningen (Anhörung) 05.04.2018 Ö
Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.04.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Entscheidung) 17.04.2018 N

Beschluss:
„1. Für das im Betreff genannte und in Anlage 2 dargestellte Stadtgebiet wird die 

142. Änderung des Flächennutzungsplans „Feuerwache Westerbergstraße“ 
beschlossen.

2. Für das im Betreff genannte und in Anlage 2 dargestellte Stadtgebiet wird die 
Aufstellung des Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Feuerwache 
Westerbergstraße“, RN 46, beschlossen.“

Sachverhalt:

Beschlusskompetenz

Die Beschlusskompetenz des Verwaltungsausschusses ergibt sich aus § 76 (2) S. 1 
NKomVG. Im Sinne dieser Zuständigkeitsnorm handelt es sich bei der Entscheidung über 
Aufstellung von Bauleitplänen (Flächennutzungsplan/Bebauungsplan) um eine Angelegen-
heit, über die weder der Rat oder die Stadtbezirksräte zu beschließen haben noch der 
Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist. Daher besteht eine Beschlusszuständigkeit des 
Verwaltungsausschusses. Diese wurde auch nicht auf einen Ausschuss gemäß § 6 
Hauptsatzung übertragen. Daher bleibt es bei der Zuständigkeit des 
Verwaltungsausschusses.
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Planungsziel und Planungsanlass

Am 7. November 2017 hat der Rat der Stadt Braunschweig im Rahmen der Umsetzung des 
Gutachtens zur Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplans folgenden Beschluss gefasst: 
„Die Verwaltung wird beauftragt, für den Bau von zwei Feuerwehrstandorten im Südwesten 
und im Norden des Stadtgebietes die liegenschaftlichen und die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. Die neue Südwestwache soll auf der Fläche nördlich der 
Westerbergstraße als Technik- und Logistikwache und Standort der Sonderfahrzeuge der 
Berufsfeuerwehr entstehen. Die neue Nordwache soll auf dem Eckgrundstück Claudius-
straße/Bienroder Straße als Ausbildungswache entstehen“.

Mit diesen beiden zusätzlichen Feuerwachen für die Berufsfeuerwehr soll längerfristig der 
Schutzzielerreichungsgrad von 90 % erreicht werden. Er beträgt heute 64,8 %. Die neue 
Grundschutzwache an der Westerbergstraße soll insbesondere dazu beitragen, dass die 
Weststadt innerhalb der Hilfsfrist 1 erreicht werden kann. 

Der Standort an der Westerbergstraße ist für den festgestellten Bedarf ideal: gute 
Verkehrsanbindung, gute Personaldeckung in Zusammenarbeit mit der Feuerwache 
Dessaustraße, optimale Abdeckung des südwestlichen Stadtgebietes ohne Über-
schneidungen mit der Innenstadt. Alternative Standorte mit gleicher Eignung stehen nicht zur 
Verfügung. 

Die Südwestwache soll als Technik- und Logistikwache konzipiert werden. Hier sollen auch 
Werkstätten (u.a. Kfz-Werkstatt, Gerätewerkstatt, Lagerflächen für Reserve- und 
Nachschubmaterial) realisiert werden. Damit wird auch der Standort der Hauptfeuerwache 
Tunicastraße entlastet bzw. der Neubau vereinfacht. Auch die niedrig frequentierten Sonder-
fahrzeuge der Berufsfeuerwehr (Wechselladerfahrzeuge, Kran, Ölspurbeseitigungsfahrzeug) 
sollen nach Empfehlung des Gutachters an den Standort der Südwestwache verlegt werden. 

Die für die Südwestwache vorgesehene Fläche zwischen Westerbergstraße, Fuhsekanal 
und Autobahnmeisterei sind im Flächennutzungsplan als Flächen für die Landwirtschaft 
dargestellt. Es gibt keinen Bebauungsplan. Damit besteht ein Planerfordernis. Sowohl im 
Flächennutzungsplan als auch im Bebauungsplan soll eine Fläche für Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung Feuerwehr dargestellt bzw. festgesetzt werden. Darüber hinaus sollen in 
der Planung weitere Belange wie Freiraumplanung, Hochwasserschutz, Lärmschutz etc. 
geprüft und soweit erforderlich in den Plänen berücksichtigt werden. 

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt die 142. Änderung des Flächennutzungsplans „Feuerwache 
Westerbergstraße“ und die Aufstellung des Bebauungsplans mit örtlicher Bauvorschrift 
„Feuerwache Westerbergstraße“, RN 46. 

Leuer

Anlage/n:
Übersichtskarte
Geltungsbereich
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Anlage 1

142. Änderung des Flächennutzungsplans "Feuerwache Westerbergstraße"

Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache Westerbergstraße"

RN 46

Übersichtskarte

Maßstab 1: 20000
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RN 46

Geltungsbereich, Verfahrensstand § 2 (1) BauGB, 23. Januar 2018

Maßstab 1: 3000

142. Änderung des Flächennutzungsplans "Feuerwache Westerbergstraße"

Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache Westerbergstraße"

RN 46
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07657
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

143. Änderung des Flächennutzungsplanes "Feuerwache-Nord"
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Feuerwache-Nord",
WA 74
Stadtgebiet zwischen Bienroder Straße, Claudiusstraße und der 
Grundschule Waggum
Aufstellungsbeschluss
Organisationseinheit:
Dezernat III 
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Datum:
16.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 112 Wabe-Schunter-Beberbach 
(Anhörung)

04.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.04.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Entscheidung) 17.04.2018 N

Beschluss:

1. Für das im Betreff genannte und in Anlage 2 dargestellte Stadtgebiet wird die 
143. Änderung des Flächennutzungsplanes „Feuerwache-Nord“ beschlossen.

2. Für das im Betreff genannte und in Anlage 2 dargestellte Stadtgebiet wird die 
Aufstellung des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift „Feuerwache-Nord“, 
WA 74, beschlossen.

Sachverhalt:

Beschlusskompetenz

Die Beschlusskompetenz des Verwaltungsausschusses ergibt sich aus § 76 (2) S. 1 Niede-
rsächsisches Kommunalverwaltungsgesetz (NKomVG). Im Sinne dieser Zuständigkeitsnorm 
handelt es sich bei der Entscheidung über Aufstellung von Bauleitplänen (Flächennutzungs-
plan/ Bebauungsplan) um eine Angelegenheit, über die weder der Rat oder die Stadtbezirks-
räte zu beschließen haben noch der Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist. Daher besteht 
eine Beschlusszuständigkeit des Verwaltungsausschusses. Diese wurde auch nicht auf 
einen Ausschuss gemäß § 6 Hauptsatzung übertragen. Daher bleibt es bei der Zuständigkeit 
des Verwaltungsausschusses.

Planungsziel und Planungsanlass

Am 7. November 2017 hat der Rat der Stadt Braunschweig im Rahmen der Umsetzung des 
Gutachtens zur Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplanes folgenden Beschluss gefasst:
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„Die Verwaltung wird beauftragt, für den Bau von zwei Feuerwehrstandorten im Südwesten 
und im Norden des Stadtgebietes die liegenschaftlichen und die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. Die neue Südwestwache soll auf der Fläche nördlich der 
Westerbergstraße als Technik- und Logistikwache und Standort der Sonderfahrzeuge der 
Berufsfeuerwehr entstehen. Die neue Nordwache soll auf dem Eckgrundstück Claudius-
straße/ Bienroder Straße als Ausbildungswache entstehen.“

Mit diesen beiden zusätzlichen Feuerwachen für die Berufsfeuerwehr soll längerfristig der 
Schutzzielerreichungsgrad von 90 % erreicht werden. Er beträgt heute 64,8 %. Mit einem 
optimalen Standort für die neue Feuerwache-Nord kann nach gutachterlichen Prognosen in 
Zusammenwirken mit den Ortsfeuerwehren im Norden der Schutzzielerreichungsgrad um 
11 % gesteigert und insbesondere die Bereiche nördlich der Bundesautobahn 2 innerhalb 
der Hilfsfrist 1 erreicht werden.

Der in Betracht gezogene optimale Standort an der Hermann-Blenk-Straße ist aufgrund 
seiner Lage innerhalb des „Avionik-Clusters“ flughafenaffinen Betrieben und Einrichtungen 
vorbehalten und scheidet somit aus. Der nun angestrebte Alternativstandort an der 
Waggumer Straße/ Bienroder Straße südlich der Grundschule Waggum wurde jedoch 
ebenfalls als gut geeignet bewertet, auch aus städtebaulicher Sicht. Nach gutachterlichen 
Berechnungen kann der Schutzzielerreichungsgrad hier um 9 % gesteigert werden. 

Ein Drittel der Fläche dieses Standortes befindet sich nicht im städtischen Besitz und ist 
entsprechend noch zu erwerben, wobei sich der derzeitige Eigentümer grundsätzlich 
verkaufsbereit zeigt. Parallel zur Aufstellung des Bauleitplanes wird die Verwaltung ein 
Raumprogramm für die Nordwache entwickeln und den politischen Gremien zuleiten. 

Für die neue Feuerwache-Nord wird eine Errichtung als Ausbildungswache gutachterlich 
empfohlen. An diesem Standort sollen die Ausbildung des diensthabenden Personals und 
die Laufbahnausbildung der Berufsfeuerwehr sowie die Ausbildung der Kameradinnen und 
Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr stattfinden. Die Ausbildung soll einerseits in 
geeigneten Lehrsälen, andererseits an Übungsobjekten auf einem Freigelände möglich sein. 

Die Verwaltung wird bei der weiteren Planung mitberücksichtigen, dass die Ortsfeuerwehr 
Bienrode in ersten Gesprächen ebenfalls Interesse an dem zu entwickelnden Standort für die 
Nordwache gezeigt hat. 

Da der Zeitplan für die Realisierung der Nordwache und die erforderlichen Investitionsmittel 
noch zu ermitteln sind, ist das Projekt im Entwurf des Investitionsprogramms 2017 – 2021 
noch nicht enthalten. Mit der Indienstnahme muss die Berufsfeuerwehr entsprechend 
ausgebildetes Personal für eine weitere Staffel (6 Funktionen, ca. 32 Planstellen) vorhalten. 

Die für die Nordwache vorgesehenen Flächen zwischen Flughafen und Bienroder See 
südlich der Grundschule Waggum sind im Flächennutzungsplan als Grünflächen dargestellt. 
Aufgrund des angrenzenden Flughafens sind entsprechende Höhenbegrenzungslinien zu 
beachten. Hierzu führt die Feuerwehr bereits Abstimmungen mit den zuständigen Ansprech-
partnern durch. Aufgrund der direkten Nachbarschaft zur Grundschule Waggum erfolgen 
ebenfalls bereits Abstimmungen mit der Schulverwaltung. Es gibt keinen Bebauungsplan für 
die Fläche, womit ein Planerfordernis besteht. Sowohl im Flächennutzungsplan als auch im 
Bebauungsplan soll eine Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Feuerwehr 
dargestellt bzw. festgesetzt werden. Darüber hinaus sollen in der Planung weitere Belange 
wie Freiraumplanung, Hochwasserschutz, Lärmschutz etc. geprüft und soweit erforderlich in 
den Plänen berücksichtigt werden.
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Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt die 143. Änderung des Flächennutzungsplanes „Feuerwache-
Nord“ und die Aufstellung des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift „Feuerwache-
Nord“, WA 74.

Leuer

Anlage/n:

Anlage 1: Übersichtskarte
Anlage 2: Geltungsbereich
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07473
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Willy-Brandt-Platz-Nordost, 
1. Änderung des AW 107", AW 114
Stadtgebiet zwischen Hauptbahnhof, Willy-Brandt-Platz und 
BraWo-Allee
Aufstellungsbeschluss
Organisationseinheit:
Dezernat III 
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Datum:
28.02.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 132 Viewegsgarten-Bebelhof 
(Anhörung)

07.03.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.04.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Entscheidung) 17.04.2018 N

Planungsbeschluss:

„Für das im Betreff genannte Gebiet, das in den Anlagen 1 und 2 dargestellt ist, wird die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Willy-Brandt-Platz-Nordost, 
1. Änderung des AW 107“, AW 114, beschlossen.“

Sachverhalt:

Beschlusskompetenz

Die Beschlusskompetenz des Verwaltungsausschusses ergibt sich aus § 76 (2) S. 1 
NKomVG. Im Sinne dieser Zuständigkeitsnorm handelt es sich bei der Entscheidung über 
Aufstellung von Bauleitplänen um eine Angelegenheit, über die weder der Rat oder die 
Stadtbezirksräte zu beschließen haben, noch der Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist. 
Daher besteht eine Beschlusszuständigkeit des Verwaltungsausschusses. Diese wurde auch 
nicht auf einen Ausschuss gemäß § 6 Hauptsatzung übertragen. Daher bleibt es bei der 
Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses.

Planungsziel und Planungsanlass

Seit dem 28. November 2013 ist auf den im Geltungsbereich dargestellten Grundstücken der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Berliner Platz-Nordost“, 
AW 107, gültig. Er hat die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung des heute 
dort bestehenden BraWo-Parks geschaffen. Die Umsetzung der geplanten Gebäude ist 
mittlerweile erfolgreich abgeschlossen. Lediglich das sogenannte Business-Center III, das 
zwischen dem neu entstandenen BraWo-Hochhaus und der „Toblerone“ geplant ist, existiert 
noch nicht. Dieses Gebäude wurde bislang nicht realisiert, da zum damaligen Zeitpunkt der 
Bedarf an Büroräumen vom Investor nicht abschließend bewertet werden konnte.

Abweichend vom ursprünglichen Konzept wurde aufgrund der aktuell großen Nachfrage von 
Büroräumen nun vom Investor ein Entwurf zur Aufstockung des Business-Centers III vorge-
legt. 
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Das Konzept sieht nach einem Abriss eines Teilbereiches des viergeschossigen ehemaligen 
Postgebäudes am Willy-Brandt-Platz die Fortsetzung des viergeschossigen Gebäudebe-
standes vor, aus dem sich in Richtung des bestehenden Fachmarktzentrums ein Bürohoch-
haus mit bis zu neunzehn Vollgeschossen entwickelt. Der zusätzliche Stellplatzbedarf soll in 
einer Tiefgarage untergebracht werden. Die Lage und Höhenentwicklung des geplanten 
Bürohochhauses ist in der Anlage 3 dargestellt.

Der rechtskräftige Bebauungsplan, AW 107, lässt an dieser Stelle eine Bebauung mit einer 
Höhenbeschränkung von maximal 99,5 m über NN zu. Dies entspricht einer Bebauung mit 
maximal vier Vollgeschossen, sodass auf Grundlage des vorhandenen Planungsrechts keine 
Genehmigung für das nun geplante Hochhaus erteilt werden kann. Darüber hinaus liegt die 
geplante Tiefgarage außerhalb überbaubarer Fläche. Eine Befreiung von den Festsetzungen 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes ist nicht möglich, weil durch die veränderte Konzeption 
die Grundzüge der Planung betroffen sind. 

Die Projektentwicklung der Volksbank hat daher am 8. Dezember 2017 den Antrag auf 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gestellt, über den nun zu ent-
scheiden ist. Die Vorhabenbeschreibung sowie die vom Architekturbüro Reichel und Stauth 
erarbeitete Konzeptplanung sind Inhalt der Anlage 4.

Empfehlung

Die Verwaltung bewertet die veränderte Planung positiv. Das geplante Bürohochhaus ist ein 
Vollgeschoss niedriger als das neu entstandene BraWo-Hochhaus. Aufgrund der Höhenent-
wicklung und der von der Straße zurückgesetzten Lage des geplanten Büroturms bleibt die 
städtebauliche Dominanz des vorhandenen BraWo-Hochhauses erhalten. Die Fassadenge-
staltung des geplanten Büroturms nimmt Gestaltungsprinzipien der beiden bereits bestehen-
den Hochhäuser auf. Damit fügt sich das geplante Hochhaus gut in das vorhandene Gebäu-
deensemble ein und passt auch zu den lang- und mittelfristig angedachten baulichen Verän-
derungen im Umfeld des Hauptbahnhofes.

Die Verwaltung empfiehlt, den rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
AW 107 für den in der Anlage 2 dargestellten Bereich zu ändern und die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Willy-Brandt-Platz-Nordost“, AW 114, zu beschlie-
ßen. Die Festsetzungen des rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes AW 107 
sollen weiterhin Gültigkeit behalten, soweit sie nicht durch anderslautende Festsetzungen 
des neuen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes AW 114 verändert oder ergänzt werden.

Aufgrund der Lage und Größe der zu überplanenden Fläche kann die Bebauungsplan-
Änderung im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB erfolgen. Das Vorhaben zieht 
keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach sich, so dass alle 
Kriterien für die Durchführung des beschleunigten Verfahrens erfüllt sind. Im weiteren Ver-
fahren sind die bestehenden Gutachten sowie die verkehrliche Erschließung im Hinblick auf 
die veränderten Rahmenbedingungen zu prüfen.

Leuer

Anlagen:
Anlage 1: Übersichtskarte
Anlage 2: Geltungsbereich
Anlage 3: Lageplan
Anlage 4: Vorhabenbeschreibung und Konzeptplanung
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07667
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Nordanger", HA 136
Stadtgebiet zwischen Lampadiusring, Nordanger, Ringgleis und 
dem BS-Energy-Gelände (Geltungsbereich A)
Stadtgebiet Gemarkung Dibbesdorf Flur 7, Flurstück 100 (tlw.) 
(Geltungsbereich B)
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss
Organisationseinheit:
Dezernat III 
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Datum:
20.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.04.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 17.04.2018 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 24.04.2018 Ö

Beschluss:

1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen sowie der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) eingegangenen Stellungnahmen sind 
entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß den Anlagen Nr. 6.1 und 
Nr. 6.2 zu behandeln.

2. Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Nordanger“, HA 136, wird in der 
während der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als 
Satzung beschlossen.

3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.

Sachverhalt:

Aufstellungsbeschluss und Planungsziel

Am 12. Februar 2013 hat der Verwaltungsausschuss den Beschluss gefasst, einen 
Bebauungsplan für den Bereich zwischen Taubenstraße und Wodanstraße 
aufzustellen. Hauptziel ist die Schaffung attraktiven und bezahlbaren Wohnraums, 
überwiegend in Form von Geschosswohnungsbau.

Der 2013 zu diesem Zweck ausgelobte internationale städtebauliche Wettbewerb 
brachte verschiedene interessante planerische Lösungsansätze für das neue 
Stadtquartier hervor. Am 11. März 2014 hat der Verwaltungsausschuss beschlossen, 
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den Wettbewerbsentwurf des Büros Ackers-Partner-Städtebau als Grundlage für die 
weitere städtebauliche Entwicklung des Nördlichen Ringgebietes zu verwenden.

Mit dem Abschnitt „Taubenstraße“, HA 135, beschloss der Rat am 5. Mai 2015 für 
den ersten Bauabschnitt des Nördlichen Ringgebietes verbindliches Planungsrecht. 
Mittlerweile befinden sich die umfangreichen Hochbaumaßnahmen in der 
Umsetzung. So können, wie geplant, bereits in diesem Jahr die ersten Bewohner ihre 
Wohnungen beziehen. Mit dem Bebauungsplan „Nordanger“, HA 136, erlangt nun 
der zweite Bauabschnitt Rechtskraft. Wie im ersten Bauabschnitt auch, sollen hier 
etwa 500 Wohneinheiten umgesetzt werden. Neben Geschosswohnungsbauten sind 
diesmal auch gereihte Stadthäuser und Stadtvillen vorgesehen, um eine größere 
Mischung verschiedener Wohnformen im Quartier zu ermöglichen. 
Erschließungsträgerin wird analog zum ersten Bauabschnitt die Nibelungen 
Wohnbau GmbH.

Dem Leitbild „Stadt der kurzen Wege“ folgend soll sich das neue Quartier durch eine 
intelligente Mischung aus Wohn- und Freizeitnutzungen, ergänzt durch 
gastronomische, kulturelle und nichtstörende gewerbliche Nutzungen, auszeichnen. 
Der Schwerpunkt liegt darauf, bezahlbaren Wohnraum in einem attraktiven 
städtischen Umfeld zu schaffen.

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB erfolgte vom 14. März bis zum 18. April 2017.

Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Änderung der Planung geführt hätten, 
wurden nicht vorgelegt. 

Die Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 6.1 aufgeführt und mit einer 
Stellungnahme sowie einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB

Am 12. Dezember 2017 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss 
beschlossen und in der Zeit vom 30. Januar bis zum 2. März 2018 durchgeführt.

Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Änderung der Planung geführt hätten, 
wurden nicht vorgelegt. 

Die Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 6.2 aufgeführt und mit einer 
Stellungnahme sowie einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

TOP 8.

48 von 155 in Zusammenstellung



Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen Nr. 6.1 und Nr. 6.2 aufgeführten 
Stellungnahmen den Vorschlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und 
den Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Nordanger“, HA 136, als Satzung 
sowie die Begründung mit Umweltbericht zu beschließen.

Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG).

Leuer

Anlage/n:

Anlage 1: Übersichtskarte zur Lage der Geltungsbereiche A und B im Stadtgebiet
Anlage 2.1: Nutzungsbeispiel
Anlage 2.2: Nutzungsbeispiel im Gesamtzusammenhang
Anlage 3.1: Zeichnerische Festsetzungen (Geltungsbereich A)
Anlage 3.2: Zeichnerische Festsetzungen (Geltungsbereich B)
Anlage 3.3: Planzeichenerklärungen
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht
Anlage 6.1: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden 

gemäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen
Anlage 6.2: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 (2) BauGB
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Bebauungsplan „Nordanger“, HA 136  Textliche Festsetzungen, Stand: 07.03.2018 
Es gilt die BauNVO von 2017.  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 

 

 Anlage 4 
 
 
 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
„Nordanger“ HA 136 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 

gemäß § 1 a und § 9 BauGB  
 
 
I Art der baulichen Nutzung  
 
1. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Nutzun-

gen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt zuläs-
sig: 

 
 Wohngebäude,  
 die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störenden Handwerksbetriebe,  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale 
Zwecke,  

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
 Anlagen für Verwaltungen. 

 
Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 
BauNVO zugelassen werden: 
 
 Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
 Anlagen für gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 
 

Nicht zulässig sind: 
 
 Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 

 
2. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis 

WA 4 sind Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 
BauNVO wie folgt zulässig: 

 
 Wohngebäude,  
 die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störenden Handwerksbetriebe.  
 

Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 
BauNVO zugelassen werden: 
 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-

sundheitliche und sportliche Zwecke,  
 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
 Anlagen für Verwaltungen. 

 
Nicht zulässig sind: 
 
 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
 Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 

  

3. Im Mischgebiet sind im Erdgeschoss Nutzun-
gen gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO nur wie folgt 
zulässig:  

 
 die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften,  
 Anlagen für kulturelle und soziale Zwecke. 

 
Im Mischgebiet können Nutzungen im Erdge-
schoss ausnahmsweise zugelassen werden: 
 
 Geschäfts- und Büronutzungen. 
 
Im Mischgebiet sind Nutzungen oberhalb des 
Erdgeschosses gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO wie 
folgt zulässig:  
 
 Wohnnutzungen,   
 Geschäfts- und Büronutzungen, 
 Anlagen für Verwaltungen, 
 die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Schank- und Speisewirtschaften. 
 

Im Mischgebiet können Nutzungen oberhalb 
des Erdgeschosses ausnahmsweise zugelas-
sen werden: 
 
 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
 sonstige Gewerbebetriebe, 
 Anlagen für kirchliche, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke.  
 

Im Mischgebiet sind unzulässig: 
 
 Gartenbaubetriebe und Tankstellen.  
 Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellähnli-

che Betriebe sowie Wohnungsprostitution. 
 
 

II Maß der baulichen Nutzung 
 
1. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 

und WA 4 sind Überschreitungen der zulässi-
gen Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
durch die Grundflächen von 

 
 Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
 baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird,  

 
bis maximal 30 % zulässig.  

 

TOP 8.

56 von 155 in Zusammenstellung



- 2 - 
2. In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet ist die Fläche von Tiefgaragen 
nicht in die Ermittlung der maximal zulässigen 
Grundfläche einzurechnen, soweit die nicht von 
Hochbauten überbauten Flächen auf den Tief-
garagen mit einer durchwurzelbaren Sub-
stratüberdeckung von mindestens 0,5 m verse-
hen werden. Notwendige Zu- und Ausfahrten 
sowie Terrassen und Wege sind von der Sub-
stratüberdeckung ausgenommen.  
 
Soweit zur Erfüllung der Textlichen Festsetzun-
gen A.V.2.1 auf den Flächen von Tiefgaragen 
Baumpflanzungen erforderlich sind, ist eine 
durchwurzelbare Substratabdeckung von min-
destens 1,2 m auf einer Fläche von mindestens 
9 m² je Baumstandort herzustellen. 

 
3. In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet wird die erforderliche Tiefe der Ab-
standsfläche abweichend vom Bauordnungs-
recht gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB auf min-
destens 0,25 H festgesetzt. Der Mindestab-
stand von 3,0 m bleibt von dieser Regelung un-
berührt. 

 
 
III Höhe baulicher Anlagen  
 
1. Gebäudehöhen  

 
In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet sind Überschreitungen der zeich-
nerisch festgesetzten maximalen Gebäudehöhe 
für technische Anlagen (z. B. Lüftungsanlagen, 
Abgasschornsteine, Antennen, PV- und Solar-
anlagen) und Erschließungsanlagen (Treppen-
häuser und -aufgänge, Aufzüge) bis zu 3,0 m 
ausnahmsweise zulässig, soweit sie um das 
Maß ihrer Höhe von der Fassadenkante zurück-
springen.  
 
In den Allgemeinen Wohngebieten beträgt die 
Gebäudehöhe von Hauptgebäuden mindestens 
10,0 m, im Mischgebiet mindestens 20,0 m.  
 

2. Sockel  
 

 In den Allgemeinen Wohngebieten darf die 
Höhe der Oberkante des fertigen Fußbodens 
des Erdgeschosses (OKFF EG) höchstens 
1,2 m über dem Bezugspunkt betragen.  
 
Im Mischgebiet darf die Höhe der Oberkante 
des fertigen Fußbodens des Erdgeschosses 
(OKFF EG) höchstens 0,6 m über dem Bezugs-
punkt betragen. 
 

3. Bezugspunkt der Höhenangaben 

Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die Hö-
henlage der nächstgelegenen öffentlichen Ver-
kehrsfläche an dem Punkt der Straßenbegren-
zungslinie, der der Mitte der straßenzugewand-
ten Gebäudeseite am nächsten liegt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt 
zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so 
ist die Normalhöhe um das Maß der natürlichen 
Steigung oder des Gefälles zu verändern. 
 
 
 

 

IV Überbaubare Grundstücksflächen 
 
1. Überschreitung von Baugrenzen und Baulinien 

 
In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet dürfen die Baugrenzen und Bauli-
nien durch Eingangsüberdachungen, Hausein-
gangstreppen, Kelleraußentreppen, Kellerlicht-
schächte, sonstige Außentreppen und Rampen 
bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf insgesamt ma-
ximal 50 % der jeweiligen Fassadenbreite über-
schritten werden.  
 
Soweit eine um 3,0 m nach innen versetzte 
Baugrenze für die Staffelgeschosse festgesetzt 
ist, darf diese auf maximal 40 % der jeweiligen 
Fassadenbreite um bis zu 3,0 m überschritten 
werden. 

 
2. Vor- und Rücksprünge von Baulinien 

 
In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet dürfen die Baulinien auf maximal 
35 % der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 
0,5 m über- oder unterschritten werden.   
 
Rücksprünge von Loggien oder Hauseingängen 
dürfen auch mehr als 0,5 m betragen.  
 
Loggien dürfen die Baulinien maximal um 0,5 m 
überschreiten. Entlang der Planstraße A dürfen 
Loggien ausnahmsweise die Baulinien um ma-
ximal 1,5 m überschreiten.  

 
3. Überschreitung von Baugrenzen 

 
In den Allgemeinen Wohngebieten dürfen die 
Gebäude Baugrenzen auf maximal 35 % der je-
weiligen Fassadenbreite um bis zu 0,5 m über-
schreiten.  
 

4. Nebenanlagen 
 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
müssen zu öffentlichen Flächen und den Flä-
chen mit festgesetzten Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten einen Abstand von mindestens 
3,0 m einhalten. 
 
Ausgenommen von dieser Abstandsregelung 
sind Müllboxen, Fahrradständer, Einfriedungen 
gemäß B.V, Werbeanlagen gemäß B.IV.1 und 
Briefkastenanlagen. 
 
Standorte für Müllboxen müssen gemäß 
A.V.2.4 begrünt werden. 
 
Alternativ ist eine bauliche Einfassung zulässig, 
soweit sie eine Höhe von 1,6 m nicht über-
schreitet und aus den unter B.III.2 aufgeführten 
Materialien besteht. 
 

5. Stellplätze 
 
In den Allgemeinen Wohngebieten sind Stell-
plätze nur wie folgt zulässig: 
 
 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, 

WA 2, WA 4 und im Mischgebiet sind oberir-
dische Stellplätze nur innerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen oder auf den dafür 

TOP 8.

57 von 155 in Zusammenstellung



- 3 - 
festgesetzten Flächen zulässig. Auf den Flä-
chen für Stellplätze sind Garagen unzulässig. 

 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 ist ein 
Stellplatz je Baugrundstück in den Vorgarten-
bereichen zulässig. Garagen und Carports 
sind in den Vorgärten unzulässig.  

 Tiefgaragen sind nur innerhalb der dafür fest-
gesetzten Flächen zulässig.  

 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, 
WA 2 und im Mischgebiet sind Stellplätze in 
Gebäuden nur in Tiefgaragen unterhalb der 
Erdgeschosszone bis zu einer Sockelhöhe 
gemäß A.III.2 zulässig.   

 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 und 
WA 4 sind Stellplätze ausnahmsweise auch 
im Erdgeschoss zulässig, wenn sie baulich in 
das Hauptgebäude integriert sind und ihre 
Breite insgesamt höchstens die Hälfte der je-
weiligen Fassadenbreite beträgt.  

 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 ist 
nur eine Zufahrt je Grundstück in einer Breite 
von maximal 3,0 m zulässig.  

 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, 
WA 2 und WA 4 sind maximal zwei Zufahrten 
je Grundstück in einer Breite von maximal 
4,0 m zulässig.  

 
 
V Grünordnung  
 
1. Begrünung öffentlicher Flächen 
 
1.1 Die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen 

sind wie folgt zu begrünen: 
 

 Innerhalb der Planstraße A sind mindestens 
zwölf und  

 innerhalb der Planstraße B ebenfalls mindes-
tens zwölf mittelkronige Laubbäume zu pflan-
zen. 

 Innerhalb der Planstraße A ist darüber hin-
aus entlang der Westseite ein 2,0 m breiter 
Streifen mit strauchartigen Gehölzen und 12 
mittelkronigen Bäumen zu bepflanzen.  

 Innerhalb der Planstraße R sind insgesamt 
mindestens 14 großkronige Laubbäume inte-
griert in die Parkplatzflächen zu pflanzen. 
 

1.2 Die Anpflanzungen auf den öffentlichen Ver-
kehrsflächen sind spätestens in der nächstfol-
genden Pflanzperiode nach Abnahme der Ver-
kehrsflächen entsprechend den Festsetzungen 
herzustellen. 

 
2. Begrünung privater Flächen  
 
2.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1, 

WA 2 und WA 4 sind auf den Grundstücken je 
angefangene 750 m² Grundstücksfläche min-
destens ein mittelkroniger Laubbaum wie Eber-
esche, Hainbuche oder Feldahorn zu pflanzen. 
Zusätzlich sind je angefangene 750 m² Grund-
stücksfläche zwei Großsträucher zu pflanzen.  

 
2.2 Stellplatzanlagen für jeweils mindestens vier 

Pkw sind mit Ausnahme der Zufahrten mit einer 
mindestens 0,8 m hohen Hecke aus Laubgehöl-
zen einzugrünen. 

 
2.3 Auf privaten Grundstücksflächen mit mindes-

tens sechs Stellplätzen ist je angefangene 

sechs Stellplätze ein mindestens mittelkroniger 
Laubbaum zu pflanzen und als gliederndes Ele-
ment in die Stellplatzanlage zu integrieren. 

 
Auf der westlich der Planstraße A festgesetzten 
Fläche für private Stellplätze ist davon abwei-
chend je angefangene zehn Stellplätze ein 
großkroniger Laubbaum zu pflanzen und als 
gliederndes Element in die Stellplatzanlage zu 
integrieren. 

 
2.4 Standorte für Müllboxen sind dreiseitig mit einer 

mindestens 1,6 m hohen Hecke aus Laubgehöl-
zen oder mit einem mindestens 1,6 m hohen 
und vollständig mit Schling- und Kletterpflanzen 
berankten Stabgitterzaun einzufassen. 

 
2.5 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die zur 

Begrünung vorgesehenen Grundstücksflächen 
bis zur Ingebrauchnahme der baulichen Anla-
gen, spätestens jedoch in der darauffolgenden 
Pflanzperiode herzustellen.  

 
3. Öffentliche und private Flächen 
 
3.1 Bäume sind innerhalb einer offenen Pflanzflä-

che von mindestens 9 m² und mindestens 2,0 m 
Breite zu pflanzen. Die Flächen sind dauerhaft 
mit bodendeckenden Gehölzen zu begrünen 
und gegen Überfahren zu sichern. Die Kronen-
form der Bäume ist entsprechend ihres natürli-
chen Habitus dauerhaft zu erhalten. 

 
3.2 Für die festgesetzten Anpflanzungen auf öffent-

lichen und privaten Flächen sind folgende 
Pflanzqualitäten vorzusehen: 

 
 Laubbäume: Hochstämme, Stammumfang 

16-18 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, 
 Großsträucher: Wurzelware, mind. 3 x ver-

pflanzt, 100-125 cm,  
 sonstige Strauchpflanzungen: Wurzelware, 

mind. 2 x verpflanzt, 60-100 cm. 
 Straßenbäume: Hochstämme, Stammumfang 

18–20 cm, gemessen in 1,0 m Höhe. 
 Obstbäume: Hochstamm, Stammumfang 14-

16 cm, gemessen in 1,0 m Höhe.  
 

3.3 Die Anpflanzungen und sonstigen Begrünungen 
auf öffentlichen Flächen sind mit einer dreijähri-
gen Entwicklungspflege im Anschluss an die 
Fertigstellungspflege herzustellen. 

 
3.4 Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachge-

recht herzustellen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang spätestens in der folgenden Pflanz-
periode zu ersetzen. 

 
 
VI Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 

1. Auf einem ca. 4.300 m² großen Teilstück des 
Flurstücks 100, Flur 3, Gemarkung Dibbesdorf 
(Geltungsbereich B) sind folgende Maßnahmen 
umzusetzen: 

 
 Auf einer Fläche von ca. 2.500 m² ist eine 

Wiese mit jährlich zweimaliger Mahd mit Ab-
fuhr des Mähgutes herzustellen. Auf dieser 
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Fläche sind zudem zwanzig Wildobstgehölze 
als Hochstamm zu pflanzen. 

 Auf einer Fläche von ca. 900 m² sind
halbruderale Gras- und Staudenfluren herzu-
stellen. Diese sind durch eine jährliche Mahd 
mit Abfuhr des Mähgutes in den ersten fünf 
Jahren zu entwickeln. Danach ist die Fläche 
gehölzfrei zu halten. In die Fläche sind fünf 
Lesesteinhaufen zu integrieren. 

 Auf einer Fläche von ca. 600 m² ist ein natur-
nahes Feldgehölz aus standortgerechten hei-
mischen Laubgehölzen zu pflanzen. Es sind 
vorrangig Gehölze zu verwenden, die als Vo-
gelnährgehölze dienen können. Im Abstand 
von 10-15 Jahren werden die Gehölze parti-
ell auf den Stock gesetzt. Das Schnittgut ver-
bleibt im Bestand. 

 Auf einer Fläche von ca. 300 m² sind drei 
Aufweitungen des östlich der Fläche befindli-
chen Grabens mit unterschiedlich gestalteten 
Böschungsneigungen herzustellen. Das ent-
nommene Bodenmaterial ist in Form leichter 
Bodenwellen innerhalb der übrigen Maßnah-
menfläche einzubringen.  

 
2. Innerhalb des Plangebietes sind drei für den 

Gartenrotschwanz geeignete Nistkästen an 
Bäumen anzubringen und dauerhaft zu erhal-
ten. Die Kästen sind spätestens mit Beginn der 
Erschließungsarbeiten zur Verfügung zu stel-
len. 
 
An Gebäuden mit mehr als zwei Wohneinheiten 
sind für gebäudebrütende Vogelarten (Hausrot-
schwanz, Haussperling, Star, Mehlschwalbe, 
Mauersegler) und Fledermausarten (Zwerg-, 
Mücken-, Bart-, Fransen-, Breitflügelfleder-
maus) Nist- und Ruhestätten durch geeignete 
Bauweisen in die Konstruktion zu integrieren  
oder als künstliche Nisthilfen anzubringen. Je 
Gebäude sind mindestens fünf Nist- und Ruhe-
stätten vorzusehen und dauerhaft zu erhalten, 
die für mindestens eine der in Satz 1 genannten 
Arten aus jeder Tiergruppe (Vögel und Fleder-
mäuse) geeignet sind. 

 
3. Die Anpflanzungen und sonstigen Begrünungen 

sind mit einer fünfjährigen Entwicklungspflege 
im Anschluss an die Fertigstellungspflege her-
zustellen. 

 
 
VII Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 

 
1. Lärmpegelbereiche 
 
1.1  In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet sind bei Errichtung und Änderung 
von Gebäuden an den Fassaden mit schutzbe-
dürftigen Aufenthaltsräumen passive Schall-
schutzmaßnahmen nach den Bestimmungen 
für die im Bebauungsplan festgesetzten Lärm-
pegelbereiche gemäß DIN 4109 „Schallschutz 
im Hochbau“ und gemäß VDI 2719 „Schalldäm-
mung von Fenstern und deren Zusatzeinrich-
tungen“ durchzuführen.  

 

1.2 Ab Lärmpegelbereich IV sind schutzwürdige 
Außenwohnbereiche, wie z. B. Terrassen, Log-
gien und Balkone auf der der Lärmquelle zuge-
wandten Gebäudeseite unzulässig, sofern kein 
zusätzlicher Außenwohnbereich auf der von der 
Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite im di-
rekten Schallschatten des Hauses errichtet ist.  

 
1.3 Von den Festsetzungen unter 1.1 und 1.2 kann 

ganz oder teilweise abgewichen werden, wenn 
im Einzelfall nachgewiesen wird, dass der erfor-
derliche Schallschutz auf andere Art und Weise 
gewährleistet wird (vgl. Hinweise). 

 
 
VIII Sonstige Festsetzungen 
 
1. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 
1.1 Innerhalb der mit  gekennzeichneten Flächen 

werden ein Gehrecht und ein Fahrrecht für Rad 
Fahrende zugunsten der Allgemeinheit und ein 
Fahrrecht zugunsten der Anlieger sowie für Ret-
tungsfahrzeuge festgesetzt. 

 
1.2 Innerhalb der mit  gekennzeichneten Flächen 

werden ein Gehrecht und ein Fahrrecht für Rad 
Fahrende zugunsten der Allgemeinheit sowie 
ein Fahrrecht für Rettungsfahrzeuge festge-
setzt.  

 
1.3 Innerhalb der mit  gekennzeichneten Flächen 

werden ein Gehrecht und ein Fahrrecht für Rad 
Fahrende zugunsten der Allgemeinheit und ein 
Fahrrecht zugunsten der Anlieger sowie ein 
Fahrrecht für Rettungsfahrzeuge und ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht für die Leitungsträger 
festgesetzt.  

 
1.4 Innerhalb der mit  gekennzeichneten Flächen 

werden ein Gehrecht und ein Fahrrecht für Rad 
Fahrende zugunsten der Allgemeinheit sowie 
ein Fahrrecht für Rettungsfahrzeuge und ein 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die Leitungs-
träger festgesetzt.  

 
2. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Geh- und Radweg 
 
Über die Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ Weg 1 
ist die Erschließung der angrenzenden Grund-
stücke zulässig, sofern kein unmittelbarer An-
schluss an eine öffentliche Straßenverkehrsflä-
che besteht. 

 
3. Regenentwässerung 
 

Das anfallende Niederschlagwasser ist auf den 
Grundstücken zu versickern. Dabei kann die 
Entwässerung der privaten Flächen der Allge-
meinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 und dem 
Mischgebiet ausnahmsweise auf den angren-
zenden öffentlichen Grünflächen erfolgen.  
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B Örtliche Bauvorschrift 
 
gemäß §§ 80 und 84 NBauO in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB 

 
 

I Geltungsbereich 
 
Die Örtliche Bauvorschrift gilt für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nord-
anger“, HA 136.  

 
 
II Dächer 

 
1. Dachformen 

 
In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet sind für bauliche Anlagen nur 
Flachdächer mit einer Dachneigung von maxi-
mal 6° zulässig. 
 

2. Dachbegrünung und -materialien 
 
In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet sind mindestens 50 % der Dachflä-
che der Hauptgebäude mindestens extensiv zu 
begrünen.   
 
Innerhalb der Begrünung befindliche Oberlich-
ter können auf die begrünten Flächen ange-
rechnet werden. 
 
Oberhalb der Begrünung sind Photovoltaik- und 
Solaranlagen zulässig. 
 
Dacheindeckungen aus Metall sind unzulässig.  
 
 

III Fassaden 
 

1. Fassadengliederung 
 

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sind die den öffentlichen Flächen zuge-
wandten Fassaden mindestens alle 30 laufende 
Meter durch Material- und/ oder Farbwechsel 
und Traufsprünge von mindestens 0,5 m oder 
durch Vor- und Rücksprünge der Fassade von 
0,3 bis 0,5 m zu gliedern.  
 

1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 sind die den 
öffentlichen Flächen zugewandten Fassaden 
mindestens alle fünf Nutzungseinheiten durch 
Material- und/ oder Farbwechsel und Trauf-
sprünge von mindestens 0,5 m oder durch Vor- 
und Rücksprünge der Fassade von 0,3 bis 
0,5 m zu gliedern.  

 
1.3 In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet sind Fenster entlang öffentlicher 
Flächen in stehenden Formaten auszuführen. 
Ausnahmen von dieser Vorschrift können zuge-
lassen werden, wenn die vorgesehene vertikale 
Gliederung der Baukörper auf andere Art und 
Weise erfolgt.  

 
2. Materialien/ Farbigkeit 

 
2.1 In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet sind die den öffentlichen Flächen 
zugewandten Fassaden als Putzfassaden aus-

zuführen. Dabei sind mindestens 10 %, höchs-
tens jedoch 30 % anderweitige Materialien zu 
verwenden (Fenster und andere Öffnungen 
werden dabei nicht eingerechnet). Ausnahms-
weise ist Klinker bis zu 80 % der Fläche an den 
Fassaden zulässig. 
 

2.2 Die Farbigkeit der Außenwandflächen muss da-
bei den folgenden Farbtönen nach NCS ent-
sprechen: 
 
1. NCS S 1000-N  
2. NCS S 2000-N 
3. NCS S 2010-G50Y 
4. NCS S 2050-Y60R 
5. NCS S 3010-Y30R 
6. NCS S 1510-Y50R 
7. NCS S 1015-Y20R 
8. NCS S 1005-G60Y 
9. NCS S 0804-B50G 
10. NCS S 2050-Y40R 
11. NCS S 1015-Y40R 
12. NCS S 4010-Y70R 
13. NCS S 2020-G80Y 
14. NCS S 2030- Y60R 
15. NCS S 4000-N 
16. NCS S 1510-G90Y 
 

3. Loggien und Balkone 
 

3.1 Die den öffentlichen Flächen zugewandten Frei-
sitze sind als Loggien auszubilden. In den von 
den öffentlichen Flächen abgewandten Berei-
chen sind auch Balkone zulässig. 

 
3.2 Loggien im Sinne dieser Festsetzungen sind 

Freisitze, die maximal 0,5 m über die äußere 
Begrenzungslinie der Fassaden hinausragen.  
 

3.3 Balkone im Sinne dieser Festsetzung sind Frei-
sitze, die über die äußere Begrenzungslinie der 
 Fassaden auskragen oder aus eigenständigen, 
den Fassaden vorgestellten Systemen beste-
hen. 

 
 
IV Werbeanlagen 
 
1. In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet sind Werbeanlagen nur wie folgt 
zulässig:  

 
 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der 

Leistung zulässig.  
 Werbeanlagen sind nur an den Fassaden 

im Bereich der Erdgeschosszone zulässig. 
 Werbeanlagen dürfen eine Länge von 2/3 

der Fassade der zugehörigen Nutzungsein-
heit und eine Höhe von 0,6 m nicht über-
schreiten. 
 

2. In den Allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet sind insbesondere unzulässig: 

 
 Anlagen mit sich turnusmäßig verändernder 

Werbedarstellung, wie z. B. LED-Bildschirme, 
Rollbänder, Filmwände oder CityLightBoards, 

 blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht, 
Lauflichtbänder und Skybeamer, 

 akustische Werbeanlagen. 
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V Einfriedungen  
 
1. In den Allgemeinen Wohngebieten und im 

Mischgebiet sind Einfriedungen entlang von öf-
fentlichen Flächen und entlang der Flächen mit 
einem Geh-, Fahr- oder Leitungsrecht nur wie 
folgt zulässig: 

 
 als Hecke aus Laubgehölzen bis zu einer 

Höhe von maximal 0,8 m oder 
 als gemauerter Sockel mit einer Höhe von 

maximal 0,5 m. 
 
 
VI Stellplätze 
 
1. Je Wohneinheit ab 40 m² Wohnfläche gemäß 

Wohnflächenverordnung ist auf privatem Grund 
mindestens ein Stellplatz nachzuweisen. Aus-
nahmsweise kann ein geringerer Stellplatz-
schlüssel zugelassen werden, sofern für die An-
wohner über ein vertraglich vereinbartes und 
mit der Stadt abgestimmtes Mobilitätskonzept 
Stellplätze in ausreichender Anzahl nachgewie-
sen werden. Insgesamt darf ein Stellplatz-
schlüssel von 0,6 Stellplätzen je Wohneinheit 
im Geltungsbereich gemäß Mobilitätskonzept 
nicht unterschritten werden.  

 
2. Für Kleinwohnungen unter 40 m² Wohnfläche 

gemäß Wohnflächenverordnung und für Woh-
nungen, die mit Mitteln der sozialen Wohnraum-
förderung gefördert werden, müssen mindes-
tens 0,5 Einstellplätze je Wohnung hergestellt 
werden.  

 
3. Für Kleinwohnungen unter 40 m² Wohnfläche 

gemäß Wohnflächenverordnung, die an das 
Studentenwerk oder einen anderen Träger ge-
bunden sind, gilt der Stellplatzschlüssel von 
mindestens 0,33 Einstellplätzen je Wohnung, 
wenn mindestens 1,0 Fahrradeinstellplatz je 
Wohnung hergestellt wird. 

 
 
VII Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen 
lässt, die der örtlichen Bauvorschrift widerspricht. 
 
 
 
C Hinweise 
 
1. Wasserschutzzone 

 
Das Plangebiet liegt teilweise in der Schutz-
zone III a des Wasserwerkes „Bienroder Weg“ 
der Braunschweiger Versorgungs-AG. Die Best-
immungen der „Verordnung über die Festset-
zungen eines Wasserschutzgebietes für das 
Wasserwerk des Bienroder Weges der Braun-
schweiger Versorgungs-AG vom 12. Oktober 
1978“ sind zu beachten. 
 
Die Einrichtung von Erdwärmeanlagen ist der 
Unteren Wasserbehörde der Stadt Braun-
schweig anzuzeigen. 

 
 

2. Versickerung 
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb 
der Wasserschutzzone III a sollten die anthro-
pogenen Auffüllungen im Bereich der geplanten 
Versickerungsanlagen vollständig ausgetauscht 
werden. Alternativ sind hier Nachweise zu füh-
ren, dass eine Auswaschung von Schadstoffen 
in das Grundwasser ausgeschlossen ist.  
 
Die Planungen für alle Anlagen zur Regenwas-
serversickerung innerhalb der Wasserschutz-
zone III a müssen der Unteren Wasserbehörde 
der Stadt Braunschweig zur Genehmigung vor-
gelegt werden. Alle Planungen für Anlagen zur 
Regenwasserversickerung von den Verkehrs-
flächen außerhalb der Wasserschutzzone III a 
sind bei der SE|BS zu beantragen. 

 
3. Kampfmittel 

 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 
mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg zu rech-
nen. Eine Gefahrenerkundung auf Kampfmittel 
ist aus Sicherheitsgründen vor dem Beginn von 
Baumaßnahmen durchzuführen. Werden Erdar-
beiten auf Flächen durchgeführt, bei denen der 
Kampfmittelverdacht vor dem Baubeginn auf-
grund der Bodenbeschaffenheit nicht geklärt 
werden kann, sind diese baubegleitend durch 
eine Kampfmittelerkundungsfirma zu überwa-
chen (Bauaushubüberwachung). Anschließend 
ist in Höhe der Baugrubensohle eine Sohlen-
sondierung auf Kampfmittel auszuführen. 

 
4. Schall 
 
4.1 Vorbelastung 

Das Plangebiet ist durch den Schienenverkehr 
im Bereich des geplanten Nordparks lärmvorbe-
lastet.  

 
4.2 Nachweis im Einzelfall: 

Schallausbreitungsberechnungen sind nach 
der DIN ISO 9613-2 für eine Mittenfrequenz 
f = 500 Hz, Bodenfaktor G = 0,5 und für die  
 
meteorologische Korrektur Cmet mit C0 = 2 dB 
bei Mitwindwetterlage unter Anwendung des 
allgemeinen Verfahrens gemäß Nr. 7.3.1 für 
die jeweilige kritische Immissionshöhe anzu-
fertigen. Die Reflexionen sind bis zur ersten 
Reflexion zu berücksichtigen und für die Ge-
bäudefassaden ist ein Reflexionsverlust in 
Höhe von 1 dB(A) zu Grunde zulegen. 

 
Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung 
der Orientierungswerte bzgl. des Straßenver-
kehrslärms ist auf Grundlage der schalltechni-
schen Rechenvorschrift RLS-90 „Richtlinie für 
den Lärmschutz an Straßen“ unter Berück-
sichtigung der vorgenommenen Lärmminde-
rungsmaßnahmen vorzunehmen. 

 
Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung 
der Orientierungswerte bzgl. des Schienen-
verkehrslärms ist auf Grundlage der schall-
technischen Rechenvorschrift Schall 03 
„Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissi-
onen von Schienenwegen“ unter Berücksichti-
gung der vorgenommenen Lärmminderungs-
maßnahmen vorzunehmen. 
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Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung 
der Orientierungs-/ Immissionsrichtwerte bzgl. 
des Gewerbelärms (Anlagenlärm) ist auf 
Grundlage der TA Lärm „Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm“ unter Berück-
sichtigung der vorgenommenen Lärmminde-
rungsmaßnahmen vorzunehmen. 

 
4.3 Informationen zu passiven Schallschutzmaß-

nahmen 
 
Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen 
A.VIII „Festsetzungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ sind fol-
gende Grundlagen maßgeblich: 
 
 VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 

Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987, 

 DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Her-
ausgeber Deutsches Institut für Normung, 
Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 

 
Diese Unterlagen können in der „Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt“ der Stadt 
Braunschweig eingesehen werden. 

 
5. Qualifizierter Freiflächenplan 
 

Mit den Bauantragsunterlagen ist ein qualifizier-
ter Freiflächenplan einzureichen.  

 
6. Gehölzpflanzungen 
 

Für die auf öffentlichen Grünflächen und den 
Maßnahmenflächen genannten Gehölzpflan-
zungen sind Gehölze nachweislich aus autoch-
thonen Erntebeständen mit dem Herkunftsge-
biet 1 (entsprechend dem Leitfaden des BMU 
2012) zu verwenden. 

 
7. Bahnanlagen  
 

Entlang der südlich angrenzenden Bahnstrecke 
dürfen keine Lichter installiert werden, die mit 
Signalen des Eisenbahnverkehrs verwechselt 
werden könnten. 
 

8. Entwässerung 
 
Die Entwässerung der öffentlichen Flächen ist 
so bemessen, dass das Regenwasser bis zu ei-
nem 20-jährlichen Regenereignis zurückgehal-
ten und anschließend abgeleitet werden kann, 
ohne dass das Oberflächenwasser auf angren-
zende oder private Grundstücke gelangt. Für 
alle Regenereignisse mit einer Wiederkehrzeit 
von über 20 Jahren hat sich der Grundstücksei-
gentümer selbst durch baulich geeignete Maß-
nahmen gegen das Oberflächenwasser von an-
grenzenden Flächen zu schützen. Das eigene 
Oberflächenwasser vom Grundstückseigentü-
mer darf nicht auf die öffentliche Fläche abge-
leitet werden. Zudem muss ein Überflutungs-
nachweis über eine Wiederkehrzeit eines Rege-
nereignisses von mindestens 30 Jahren geführt 
werden. 

 
 

 
D Kennzeichnung 
 
1. Altlastenverdachtsflächen/ -untersuchungen 

 
Im Plangebiet liegen teils kleinräumige, teils flä-
chige Boden- und Grundwasserverunreinigun-
gen vor. Die Untergrunduntersuchungen wur-
den nur orientierend durchgeführt, d. h. es kann 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass 
noch weitere höher belastete lokal begrenzte 
Verunreinigungen vorliegen. 
 
Entsprechend ist Bodenaushub im gesamten 
Plangebiet gemäß den abfallrechtlichen Vorga-
ben zu behandeln. Eine ggf. erforderliche fach-
gerechte Entsorgung von besonders überwa-
chungsbedürftigem Abfall muss nachgewiesen 
werden. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 07.02.2018 - 

 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 
3634) 

 

1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786) 

 

1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 

in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 

1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl I 
S. 2771) 

 

1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 

in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Sept. 2017 (BGBl. I S. 3434) 

 

1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Sept. 2017 (BGBl. I S. 3370) 
 

1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 

in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 

1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 

in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. Sept. 2017 (Nds. GVBl. S. 338) 

 

1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 

in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBI S. 48) 
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2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 

 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen von 2008 und im Regio-
nalen Raumordnungsprogramm von 2008 für den Großraum Braunschweig 
(RROP) ist die Stadt Braunschweig seit 2008 im oberzentralen Verbund mit 
Wolfsburg und Salzgitter als Oberzentrum der Region mit der Schwerpunkt-
aufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten verbind-
lich festgelegt. Für das Plangebiet weist das RROP „Vorhandene Siedlungs-
bereiche/ bauleitplanerisch gesicherte Bereiche“ als nachrichtliche Darstel-
lung aus. Die Planung steht somit in Einklang mit dem Regionalen Raumord-
nungsprogramm.  

 
2.2 Flächennutzungsplan  
 

Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Form der Neubekanntmachung vom 
6. Oktober 2005. Er stellt in seiner derzeit geltenden Fassung für das Plange-
biet Wohnbauflächen dar. 
 
Die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplanes „Nordanger“, 
HA 136, lassen sich somit aus dieser Darstellung entwickeln.  

 
2.3 Bebauungspläne, sonstige Satzungen 
 
2.3.1. Rechtsverbindliche Bebauungspläne 
 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegen Teile der rechtsverbind-
lichen qualifizierten Bebauungspläne „Spargelstraße-Süd", HA 108, bekannt 
gemacht am 15. März 1990 und „Taubenstraße“, HA 135, bekannt gemacht 
am 23. Juni 2015. 
 
Der HA 108 setzt in den südöstlichen Randbereichen des Geltungsbereiches 
öffentliche Grün- bzw. Straßenverkehrsflächen fest. Durch den HA 135 wird 
eine Straßenverkehrsfläche im Süden des Geltungsbereiches festgesetzt, die 
hier aufgrund des Überganges zur unmittelbar angrenzenden Wohnbebau-
ung übernommen wird (Planstraße R). 

 
2.3.2. Sonstige Satzungen 

 
Darüber hinaus gilt für den Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses 
„Nordöstliches Ringgleis“, HA 133, eine Satzung über ein besonderes Vor-
kaufsrecht für Grundstücke gem. § 25 BauGB vom 21. Mai 2012. 
 
Zudem gilt für Teile des Geltungsbereiches eine weitere Satzung über ein 
besonderes Vorkaufsrecht für Grundstücke gem. § 25 BauGB vom 15. März 
2012 zur Sicherung der Planungsziele. 
 
Die o. g. Satzungen bleiben auch nach der Rechtskraft dieses Bebauungs-
planes weiterhin unverändert gültig. 
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3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Im Frühjahr 2015 wurde vom Rat der Stadt der Bebauungsplan „Tauben-
straße“, HA 135, als Satzung beschlossen. Mit dem Bebauungsplan „Tau-
benstraße“ werden die Grundlagen für die Entwicklung des ersten Bauab-
schnittes eines Wohnbaugebietes in verdichteter Bauweise mit bis zu 500 
Wohneinheiten geschaffen. Die Umsetzung der Wohnbebauung wurde be-
reits begonnen und ist zum Teil weit fortgeschritten. Mit dem Bebauungsplan 
„Nordanger“, HA 136, sollen nun die planerischen Voraussetzungen für die 
Fortentwicklung dieses Baugebietes geschaffen werden. In diesem zweiten 
Bauabschnitt können zusätzlich noch einmal etwa 500 Wohneinheiten in in-
nenstadtnaher Lage entstehen. Beide Bauabschnitte (HA 135 und HA 136) 
umfassen somit insgesamt etwa 1000 Wohneinheiten und stellen damit einen 
wichtigen Baustein zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum in Braun-
schwieg dar. In einem späteren dritten Bauabschnitt sind zusätzlich noch ein-
mal 200 Wohneinheiten möglich.  
 
Voraussetzung für die Umsetzung des HA 136 ist der Bau der so genannten 
Stadtstraße-Nord, die eine Verbindung zwischen Bienroder Weg und Ham-
burger Straße vorsieht. Das Planfeststellungsverfahren wurde zwischenzeit-
lich abgeschlossen, es sind allerdings noch Klagen anhängig.  
 
Bereits im Jahr 2009 hatte die Johannes-Göderitz-Stiftung auf Anregung der 
Stadt Braunschweig und der BS|ENERGY gemeinsam mit der TU Braun-
schweig den Johannes-Göderitz-Preis als studentischen Ideenwettbewerb für 
das Gebiet nördlich der Taubenstraße ausgelobt. Aufgrund der vielverspre-
chenden Ergebnisse beauftragte der Verwaltungsausschusses (VA) am 
21. Juni 2011 die Verwaltung, eine Rahmenplanung für das Nördliche Ring-
gebiet zwischen Hamburger Straße und Bienroder Weg zu erarbeiten. Ziel 
war es, unter Einbeziehung vorhandener Strukturen Planungsvorstellungen 
für einen lebenswerten, durchmischten und urbanen Stadtteil zu entwickeln. 
Die Rahmenplanung wurde am 18. Juni 2013 vom VA beschlossen. 
 
Mit dem Zukunftsbild für Braunschweig wurde im Juni 2016 vom Rat einstim-
mig das städtebauliche Leitziel „Die Stadt kompakt weiterbauen“ beschlosse-
nen. Zur Erreichung des Ziels soll als strategischer Ansatz die Innenentwick-
lung Braunschweigs zukünftig deutlich intensiviert werden. 
 
Die Stadt Braunschweig hat den dringenden Bedarf an der Schaffung neuer 
Wohngebiete erkannt. Einschlägige Prognosen (GEWOS-Wohnungsbedarfs-
prognose, Prognose Referat Stadtentwicklung und Statistik u. a.) sagen 
Braunschweig ein moderates Bevölkerungswachstum bis zum Jahr 2030 vor-
her. Damit mittel- und langfristig der entsprechende Bedarf an Wohnraum ge-
deckt werden kann, müssen geeignete Standorte für die künftige Entwicklung 
von Wohnbauland gefunden werden. Der Bebauungsplan „Nordanger“ ist 
Teil des städtischen Zieles, bis 2020 gut 5000 neue Wohneinheiten zu entwi-
ckeln.  
 
Am 12. Februar 2013 fasste der VA den Beschluss, einen Bebauungsplan für 
den Bereich nördlich der Taubenstraße und südlich der Mitgaustraße aufzu-
stellen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nordanger“ stellt einen 
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Teilbereich dieses Gebietes dar. Hauptziel ist, wie beim Bebauungsplan 
„Taubenstraße“, die Schaffung von attraktivem und bezahlbarem Wohnraum. 
Auf Grundlage der Rahmenplanung wurde 2013 ein europaweiter städtebau-
licher Wettbewerb für das Gebiet nördlich der Taubenstraße ausgelobt. Am 
11. März 2014 beschloss der VA, den Entwurf des Wettbewerbsgewinners, 
des Büros Ackers-Partner-Städtebau, als Grundlage für die weitere Bearbei-
tung des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes „Taubenstraße“, 
HA 135, zu verwenden. 
 
Aufgrund der starken Nachfrage nach innenstadtnahem Wohnraum in Braun-
schweig und der Komplexität der Planung soll auf Grundlage einer Gesamt-
planung nun der zweite Bauabschnitt weiterverfolgt werden. Der dem Aufstel-
lungsbeschluss zugrundeliegende Geltungsbereich wird daher für den Be-
bauungsplan „Nordanger“, HA 136, entsprechend verkleinert. Während der 
baulichen Umsetzung der ersten beiden Bauabschnitte (HA 135 und HA 136) 
soll für die übrigen Flächen östlich des Nordangers ein weiterer Bebauungs-
plan aufgestellt werden. 
 
Der städtebauliche Entwurf sieht die Haupterschließung des neuen Wohnge-
bietes über die im Norden im HA 135 gesicherten Flächen über eine an den 
Mittelweg angebundene Erschließungsstraße vor (Stadtstraße-Nord). Das 
prägende Element des neuen Gesamtquartiers ist ein zentraler Nordanger 
westlich der ehemaligen Spargelstraße („Nordanger“). Durch seine Lage ent-
lang der von zu Fuß Gehenden und Rad Fahrenden schon jetzt stark fre-
quentierten Verbindung wirkt er auch über die Quartiersgrenzen hinaus. Im 
Westen zu den bestehenden Anlagen der BS|ENERGY wird eine Parkrau-
machse als Pufferzone zwischen gewerblicher Nutzung und Wohnnutzung 
vorgesehen. Zwischen Nordanger und Parkraumachse spannen sich analog 
zum Bebauungsplan „Taubenstraße“ die Anliegerstraßen. Der geplante 
Nordpark südlich der Taubenstraße dient als quartiersübergreifender Frei-
raum. Derzeit ist entlang der bestehenden Gleisanlagen der überörtliche 
Freizeitweg „Nördliches Ringgleis“ in Bau, der langfristig den Ölper See im 
Westen an das Schuntertal im Osten verbindet. Darüber hinaus erfolgt die 
Verknüpfung mit westlich und östlich gelegenen Stadtteilen. 
 
Da die öffentlichen Grünflächen „Nordanger“ und „Nordpark“ bereits im Be-
bauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, planungsrechtlich gesichert wurden, 
sind in der vorliegenden Planung keine öffentlichen Grünflächen ausgewie-
sen. Auch die dem Bebauungsplan „Nordanger“ zuzuordnenden Spiel- und 
Jugendplätze wurden bereits in dem o. g. Bebauungsplan planungsrechtlich 
gesichert. Wird das Gesamtgebiet betrachtet, werden für die künftigen Be-
wohnerinnen und Bewohner somit umfangreiche öffentliche Grünflächen zur 
Verfügung stehen. 
 
Das Plangebiet zwischen der gründerzeitlich geprägten Bebauung an der 
Nordstraße und dem Siegfriedviertel aus den 20er und 30er Jahren des ver-
gangenen Jahrhunderts bietet als innenstadtnahe Fläche ein großes Poten-
zial für eine höherwertige Nutzung mit Wohngebäuden, wohnverträglichem 
Gewerbe und hochwertigen Freiflächen. Durch die Nähe zur Innenstadt und 
zur Universität ergeben sich große Potenziale, das Gebiet im Sinne des Leit-
bildes einer dichten europäischen Stadt zu entwickeln und ein Quartier mit 
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hoher Lebensqualität für seine Bewohnerschaft zu erschaffen. Schwerpunkt-
mäßig soll ein städtisch geprägtes Wohngebiet mit mehrheitlich drei- bis vier-
geschossigen Gebäuden entstehen. Vorgesehen sind Wohnungen in einzel-
nen Stadtvillen entlang des Nordparks, Geschosswohnungen an den Rän-
dern bis hin zu gereihten Stadthäusern in den zentralen Innenbereichen der 
Baublöcke. Freistehende Einfamilienhäuser sind aufgrund der mit dieser 
Bauform verbundenen geringen städtebaulichen Dichte nicht vorgesehen. 
Ziel ist es, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Am Schnittpunkt zwischen 
Nordanger und Nordpark soll mit einem achtgeschossigem Wohn- und Ge-
schäftshaus (Mischgebiet) ein besonderer städtebaulicher Akzent gesetzt 
werden. 

 
 
4 Umweltbericht 
  
 Im vorliegenden Umweltbericht werden die aufgrund der Umweltprüfungen 

nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. 

 
4.1 Beschreibung der Planung 

 
Das etwa 4,66 ha große Plangebiet liegt ca. 1,5 km nördlich des Stadtzent-
rums und nördlich des Wilhelminischen Ringes unweit der Technischen Uni-
versität. Es umfasst die Flächen nördlich der Taubenstraße bzw. westlich des 
künftigen Geh- und Radweges „Nordanger“, vormals Spargelstraße, und öst-
lich der Flächen von BS|ENERGY. 

 
Das Plangebiet zeichnet sich gegenwärtig durch Brachflächen im Bereich der 
ehemaligen Grabelandflächen sowie durch vereinzelte gewerbliche Nutzun-
gen und ausgedehnte, größtenteils versiegelte Stellplatzflächen aus. Diese 
Flächen sollen künftig zu Wohnbauland entwickelt werden.  

 
Die für das spätere Wohngebiet erforderlichen Erholungsflächen (Nordanger 
und Nordpark) wurden bereits im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, 
planungsrechtlich gesichert. Da sie frei zugänglich sind, werden Teile dieser 
Flächen derzeit bereits informell zu Erholungszwecken genutzt. Dennoch be-
steht im Umfeld ein Defizit an öffentlich nutzbaren Freiflächen. 

 
Die städtebauliche Gesamtplanung orientiert sich an dem ersten Preis des 
Wettbewerbs (Büro Ackers-Partner-Städtebau) und an der von der Stadt vor-
genommenen Rahmenplanung. Aufgrund der Größe des Gebietes erfolgt 
eine abschnittsweise Umsetzung. Nach Abschluss der Planungen für den 
nördlichen Bereich erfolgen nun im zweiten Abschnitt die südlich angrenzen-
den Flächen.  

 
Die Haupterschließung des neuen Wohngebietes erfolgt von Norden über 
eine an den Mittelweg angebundene Erschließungsstraße über die bereits im 
Bebauungsplan „Taubenstraße“ vorgesehenen Flächen. Die in Vorbereitung 
befindliche Stadtstraße-Nord zwischen Hamburger Straße und Bienroder 
Weg ist Grundvoraussetzung für die Umsetzung des hier in Planung befindli-
chen zweiten Bauabschnittes. 

TOP 8.

68 von 155 in Zusammenstellung



- 7 - 

Bebauungsplan „Nordanger“, HA 136   Begründung, Stand: 07.03.2018 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 

Der im städtebauliche Gesamtentwurf vorgesehene zentrale Nordanger ent-
lang des Rad- und Fußweges („Nordanger“, ehemals Spargelstraße) soll als 
identitätsstiftender Freiraum dem Quartier dienen. Er erstreckt sich entlang 
der von Rad Fahrenden schon jetzt stark frequentierten Nord-Süd-Achse, die 
ein verbindendes Element über die Quartiersgrenzen hinaus darstellt. Im 
Westen zu den bestehenden Anlagen der BS|ENERGY wird analog zum 
HA 135 eine Parkraumachse aufgebaut, die als Pufferzone zwischen ge-
werblicher Nutzung und Wohnnutzung fungiert. Zwischen Nordanger und 
Parkraumachse spannen sich die Anliegerstraßen auf, die Querung des 
Nordangers kann lediglich fußläufig bzw. mit dem Fahrrad erfolgen.  
 
Der Nordpark südlich der Taubenstraße wird mit den angebotenen freizeitbe-
zogenen Einrichtungen (Spiel- und Jugendplatzplätze, Aufenthaltsbereiche, 
Rodelhügel etc.) einen wertvollen Beitrag zur Naherholung in der gesamten 
Nordstadt leisten. Derzeit wird entlang der bestehenden Gleisanlagen der 
Freizeitweg „Nördliches Ringgleis“ umgesetzt. Langfristig wird das neue 
Wohngebiet so an die Naherholungsflächen Ölper See im Westen und  
Schuntertal im Osten angebunden. Darüber hinaus erfolgt die Verknüpfung 
mit westlich und östlich gelegenen Stadtteilen. 
 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Baufelder zwischen den Anliegerstra-
ßen lassen verschiedene Wohnformen, wie z. B. den angestrebten Ge-
schosswohnungsbau oder darüber hinaus auch gereihte Stadthäuser zu. So-
mit kann den Anforderungen der beabsichtigten durchmischten Bewoh-
nerstruktur Rechnung getragen werden. In dem durch den Entwurf vorgege-
benen städtebaulichen Rahmen können sowohl Konzepte für Mehrgeneratio-
nenwohnen als auch Wohnen für Familien und Studierende etc. bedarfsge-
recht und flexibel umgesetzt werden. Darüber hinaus sieht der Entwurf am 
Übergang zwischen Nordanger und Nordpark ein höheres Wohngebäude als 
zentralen Orientierungspunkt vor.  

 
4.2  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  

 
Mit der vorliegenden Planung wird das nördlich angrenzende Baugebiet 
„Taubenstraße“ nach Süden fortgesetzt und arrondiert. Aufgrund der Lage 
des Gebietes nahe der Innenstadt und der Technischen Universität Braun-
schweig sowie der ungebrochenen Nachfrage nach bezahlbarem, zentral ge-
legenem Wohnraum ist das Gebiet für die angestrebte Entwicklung eines 
verdichteten städtischen Wohnquartiers geradezu prädestiniert. Daher wurde 
die grundsätzlich ebenfalls mögliche gewerbliche Entwicklung des Gebietes 
nicht weiterverfolgt und das Wohngebiet aus dem 1. Bauabschnitt nach Sü-
den fortgesetzt.  
 

4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung  
 
Neben den grundsätzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung der Ziele 
des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret für den Pla-
nungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fachplanungen 
auszuwerten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. Die nachfol-
gende Aufstellung gibt einen Überblick über die einschlägigen Fachgesetze 
und die für den Raum vorliegenden Fachplanungen und Gutachten. 
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 Fachgesetze: 
 Baugesetzbuch 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
 Bundesnaturschutzgesetz 
 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz  
 Wasserhaushaltsgesetz 
 Niedersächsisches Wassergesetz 
 Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
 Niedersächsisches Straßengesetz 

 
 Fachplanungen und Gutachten: 

 Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 
 Landschaftsrahmenplan, 1999 
 Verkehrsuntersuchung WVI vom November 2013, Nachträge vom Juni 

2014 
 Schalltechnisches Gutachten (Ingenieurbüro AMT, 06.09.2016) 
 Boden- und Altlastengutachten (BSP Ingenieure, Projekt-Nr. 551.13, vom 

24.04.2014 und vom 8.05.2014 für die Planstraße S) 
 Gutachten für Artenschutz (PG LAREG, September 2014) 
 Stadtklimaanalyse Braunschweig 2012, Steinicke & Streifeneder, Richter 

& Röckle 
 Mobilitätskonzept (Ingenieurbüro Argus, März 2016). 

 
Die aufgeführten Gutachten und Fachplanungen wurden überwiegend bereits 
im Rahmen der Aufstellung des nördlich angrenzenden Bebauungsplanes 
„Taubenstraße“, HA 135, ausgearbeitet. Lediglich das Schalltechnische Gut-
achten wurde neu erstellt. Das Mobilitätskonzept liegt informativ in aktuali-
sierter Fassung vor. 
 

4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 

 
Der Betrachtungsraum für die Umweltprüfung bezieht sich auf das Plange-
biet, geht aber über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hinaus, so-
weit räumlich-funktionale Beziehungen dies erfordern. 
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe des Baugesetz-
buches die für den Betrachtungsraum und das Planvorhaben planungs- und 
abwägungserheblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange sind insbeson-
dere unter Auswertung der genannten bisher vorliegenden Fachplanungen 
und Untersuchungen erfasst und gewichtet worden. 
 
Für die Beurteilung der Planung im Sinne der Eingriffsregelung erfolgt eine 
vergleichende Bewertung der aktuellen Wertigkeiten von Natur und Land-
schaft im Plangebiet unter Berücksichtigung der nach dem aktuellen Pla-
nungsrecht zulässigen Versiegelung mit dem Planzustand nach diesem Be-
bauungsplan. Basis für die Bewertung ist das sogenannte „Osnabrücker Mo-
dell“. Das Osnabrücker Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt Braun-
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schweig regelmäßig zur Anwendung kommendes Verfahren zur rechneri-
schen Unterstützung der gutachterlichen Bemessung von Eingriffsfolgen und 
Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Umweltprüfung wird nach folgender Methodik vorgenommen: 
 Auswertung der unter 4.3 genannten Fachplanungen, sonstigen Pla-

nungsvorhaben und Gutachten, 
 Ortsbegehungen. 
 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen 
bestanden nicht.  

 
4.5 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 

 
Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgü-
ter erfolgt durch geeignete Prüfungsmethoden für die Umweltmerkmale, die 
voraussichtlich erheblich beeinflusst werden. Sie wurde vorgenommen, bevor 
der Großteil der zukünftigen Bauflächen im Zuge der Baufeldfreimachung 
zum Bebauungsplan „Taubenstraße“ geräumt wurde.  

 
4.5.1 Mensch und Gesundheit  

 
Bestand und Bewertung: Das Stadtgebiet nördlich des wilhelminischen Rin-
ges ist mit öffentlich nutzbaren Flächen für die Nah- bzw. Feierabenderho-
lung stark unterversorgt. Das Plangebiet ist außerhalb der Verkehrswege 
nicht bzw. nur eingeschränkt für die Öffentlichkeit zur Erholung nutzbar. Der 
in Nord-Süd-Richtung verlaufende Nordanger dient bereits jetzt als Fuß- und 
Radwegverbindung zwischen Siegfriedviertel und Innenstadt bzw. Uni-Vier-
tel. Die Querung der Bahnanlagen im Bereich zwischen Nordanger und Spar-
gelstraße ist nicht möglich, da die alte Brücke für zu Fuß Gehende stark sa-
nierungsbedürftig und daher gesperrt ist. Gleichwohl finden informelle Que-
rungen neben der Brücke statt. Insgesamt stellt die Bahnanlage eine erhebli-
che Barriere mit wenigen Querungsmöglichkeiten dar. Das Landschaftserle-
ben im Geltungsbereich ist aufgrund der vielfältigen gewerblichen Nutzungen 
und der großen Parkierungsflächen in weiten Teilen stark eingeschränkt.  
 
Das Plangebiet ist insbesondere durch Schienenverkehr lärmvorbelastet. 
Des Weiteren kann es durch die umliegenden Gewerbebetriebe zu einer 
Lärmbeeinträchtigung kommen. Daher wurde zur Sicherstellung von gesun-
den Wohn- und Arbeitsverhältnissen die Belastung schalltechnisch ermittelt 
und die daraus resultierenden erforderlichen Schallschutzmaßnahmen im 
Bebauungsplan festgesetzt.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben unverändert.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Die geplante 
Bebauung führte bereits zum Wegfall der vorhandenen Naherholungsfunktio-
nen für die Nutzenden der betroffenen Grabelandparzellen und hat damit 
Auswirkungen für angrenzende Siedlungsbereiche. Durch den Ringgleisweg 
und den Nordpark werden die vorhandenen Grünflächen zum Zwecke der 
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Naherholung der Bewohnenden aufgewertet. Durch geeignete Maßnahmen 
wie der umfassenden Begrünung des Gebietes, dezentraler Regenwasser-
versickerung etc. sollen mögliche negative bioklimatische Auswirkungen 
weitgehend minimiert werden. 
 
Die Entwicklung der derzeit nicht für die öffentliche Nutzung vorgesehenen 
parkähnlichen Fläche südlich der Bahngleise zu einer öffentlichen Parkan-
lage („Nordpark“, Festsetzung im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135) 
verbessert die Situation hinsichtlich der Naherholung für die Bewohnenden 
im Nördlichen Ringgebiet deutlich. Allerdings wird durch die geplante Bebau-
ung neuer Bedarf sowohl an öffentlich als auch privat nutzbarem Freiraum 
generiert. Aufgrund des vorrangig vorgesehenen Geschosswohnungsbaus 
erhöht sich das statistische Defizit an privat nutzbaren Freiflächen (Kleingär-
ten, wohnungsbezogene Gärten), das durch den Wegfall der Grabelandpar-
zellen ohnehin bereits entstanden ist. Der Druck auf die verbleibenden Frei-
flächen steigt.  
 
Das Plangebiet ist durch Schienenverkehr lärmvorbelastet. Des Weiteren 
kann es durch die umliegenden Gewerbebetriebe zu einer Lärmbeeinträchti-
gung kommen. Daher wurde zur Sicherstellung von gesunden Arbeits- und 
Wohnverhältnissen die Belastung schalltechnisch ermittelt und die daraus re-
sultierenden erforderlichen Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan fest-
gesetzt.  
 

4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Bestand und Bewertung:  
 
Ortsbild  
Das Plangebiet ist gekennzeichnet durch ein ungeordnetes Mosaik von ge-
werblich genutzten Bereichen mit teilweise großen befestigten Flächen und 
Brachflächen. Die zum Zeitpunkt der Bestandserfassung im östlichen Teil 
vorherrschenden Grabelandflächen wurden zwischenzeitlich aufgelöst und 
die hierdurch entstandenen Grünstrukturen größtenteils geräumt. Südlich 
grenzt der geplante Nordpark, derzeit überwiegend Wiesenflächen mit Ge-
hölzen vorwiegend in den Randbereichen, an das Gebiet an, im Norden ent-
steht derzeit der erste Bauabschnitt („Taubenstraße“, HA 135).  
 
Tiere und Pflanzen  
Im Zuge der Überprüfung des Gebietes hinsichtlich seiner Lebensraumfunk-
tion für geschützte Arten bzw. als Grundlage zur Abschätzung des arten-
schutzrechtlichen Konfliktpotenzials wurden im Spätsommer 2013 Erfassun-
gen zu Reptilien und Fledermäusen durchgeführt. Eine Kartierung der Nist- 
und Ruhestätten streng geschützter Arten ist nach dem Laubfall (Mitte/ Ende 
November 2013) erfolgt. Gesetzlich geschützte Biotope, europäische Schutz-
gebiete und Naturdenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
 
Reptilien 
Es konnten keine Reptilien im Untersuchungsgebiet festgestellt werden, so-
dass eine Beeinträchtigung im Sinne des § 44 BNatSchG für diese Arten-
gruppe ausgeschlossen werden kann.  
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Fledermäuse 
Die im Rahmen der Begehung durchgeführte Untersuchung mit Detektoren 
erbrachte Nachweise von vier Fledermausarten (Großer Abendsegler, 
Zwergfledermaus, Rauhautfledermaus, Breitflügelfledermaus). Im Planungs-
bereich befindet sich ein Schornstein mit größerer Öffnung, bei dem eine Be-
siedlung durch Fledermäuse nicht ausgeschlossen werden kann.  
 
Vögel 
Das Gebiet ist mit einer insgesamt hohen Bedeutung für Brutvögel zu bewer-
ten. Neben den Gehölzen und Gebüschen werden zum Teil auch die Ge-
bäude als Brutstätten benutzt. Vor allem für die Höhlen bewohnenden Arten 
entstehen erhebliche Auswirkungen.  
 
Tagfalter 
Das Gebiet besitzt für diese Artengruppe überwiegend nur eine sehr geringe 
Bedeutung.  
 
Heuschrecken 
Das Gebiet besitzt für diese Artengruppe überwiegend nur eine sehr geringe 
Bedeutung.  
 
Pflanzen und Biotoptypen 
Die ehemaligen Grabelandfächen wurden zwischenzeitlich geräumt. Sie wie-
sen ursprünglich vereinzelten alten Obstbaumbestand auf. Angrenzend an 
die intensiv genutzten Gewerbeflächen befanden sich Gehölzbestände aus 
Bäumen und Sträuchern aber auch kleinflächig ungenutzte Ruderalflächen.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben vorerst unverändert. Nach und nach wird sich 
vor allem auf den Brachflächen eine natürliche Sukzession mit Grasfluren 
und Spontanvegetation einstellen. Andererseits erlaubt das gegenwärtige 
Baurecht auf weiten Teilen des Plangebietes eine Fortführung und Intensivie-
rung der derzeitigen gewerblichen Nutzungen, die den Verlust der letzten 
Grünstrukturen zu Folge haben könnte.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung:  
 
Ortsbild  
Das Ortsbild wird durch die Überplanung mit Wohngebäuden und Verkehrs-
flächen erheblich verändert. Durch die Planung werden ungeordnete Struktu-
ren aufgelöst und ein Gebiet mit klarer Orientierung und Identität geschaffen. 
 
Tiere und Pflanzen  
Durch die Planungen werden Veränderungen der im Plangebiet vorherrschen-
den Lebensräume für Tiere und Pflanzen vorbereitet. Aufgrund des Planungs-
zieles, in diesem zentralen Bereich mehrgeschossigen Wohnungsbau zu 
schaffen, wird eine beträchtliche Nutzungsintensivierung der überwiegend ex-
tensiv genutzten Freiflächen mit negativen Auswirkungen auf die Lebens-
räume und die dort heimische Tierwelt erwartet.  
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4.5.3 Boden 
 
Bestand und Bewertung: Für das Plangebiet wurden im Zuge der Bauleitpla-
nung (HA 135) umfangreiche Baugrund- und Altlastenuntersuchungen vorge-
nommen. Weiterhin erfolgten präzisierende Untersuchungen für den Bereich 
Taubenstraße 14. 
 
Baugrund 
Im Plangebiet herrschen unter Auffüllungen weichselzeitliche Niederterras-
sensande vor. Darunter folgen Sedimente der Saalekaltzeit. Die einzelnen 
Schichten werden in einem vorliegenden Gutachten ausführlich beschrieben 
und beurteilt. Insgesamt liegen weitgehend gute Baugrundverhältnisse vor. 
Weitgehend natürliche Bodenverhältnisse sind im Plangebiet kaum anzutref-
fen. 
 
Versickerung 
Grundsätzlich ist aus ökologischer und ökonomischer Sicht eine dezentrale 
Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers einer Ableitung über 
konventionelle Kanäle im Misch- oder Trennsystem vorzuziehen. In diesem 
Fall kommt hinzu, dass die im Umfeld vorhandenen Anschlusskanäle man-
gelnde Anschlusskapazitäten aufweisen. Daher erscheint es für das Plange-
biet erst recht sinnvoll, das Niederschlagswasser dezentral zu versickern. 
Nach den Ergebnissen der Boden- und Grundwasseruntersuchungen ist eine 
dezentrale Versickerung grundsätzlich möglich.  
 
Darüber hinaus muss dem Tatbestand Rechnung getragen werden, dass 
sich das Plangebiet teilweise in der Schutzzone III a des Wasserwerkes 
„Bienroder Weg“ befindet. Die anthropogenen Auffüllungen in Versickerungs-
bereichen müssen jeweils vollständig ausgetauscht werden. 
 
Im Rahmen der Aufstellung und Fortführung des Entwässerungskonzeptes 
ist nachzuweisen, ob und in welchem Umfang Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Niederschlagswasserqualität vor einer planmäßigen Versickerung 
erforderlich sind. Für die Aufstellung des Bebauungsplanes und die Versicke-
rung von Niederschlagswasser im Wasserschutzgebiet sind, in Analogie zum 
Bebauungsplan HA 135, Ausnahmegenehmigungen nach Wasserschutzge-
bietsverordnung erforderlich. 
 
Eine Versickerung von Regenwasser von öffentlichen Verkehrsflächen in der 
Wasserschutzzone III a ist in diesem Plangebiet vermeidbar und daher nicht 
zulässig. Grundsätzlich ist die Oberflächenversickerung unterirdischen Anla-
gen vorzuziehen. 

 
Altlasten 
Für das Plangebiet wurde im Zuge der Bauleitplanung ein umfangreiches Alt-
lastengutachten erstellt. Gerade im Hinblick auf die Historie von Teilen des 
Plangebietes als Gewerbe- und Industriestandort wurde der Altlastenproble-
matik besondere Beachtung beigemessen. Dabei steht die Sicherstellung ge-
sunder Wohnverhältnisse im Mittelpunkt.  
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Als Maßstab für gesundes Wohnen und die Kennzeichnung dient die Bun-
desbodenschutzverordnung (BBodSchV). Es werden daher die Flächen ge-
kennzeichnet, bei denen die dort genannten Prüfwerte für den Boden über-
schritten werden. Abweichend von den dort genannten Werten wird für 
Benzo(a)pyren (B(a)P) der strengere Prüfwert von 1 mg/kg angesetzt, da die 
aktuellen Werte der BBodSchV für B(a)P nicht mehr den aktuellen toxikologi-
schen Erkenntnissen entsprechen und insofern für die Beurteilung gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht mehr heranzuziehen sind. Für die Nut-
zung als Wohngebiet ist daher der Wert von 1 mg/kg (B(a)p) mit Erlass des 
Niedersächsischen Umweltministeriums vom 24.08.2016 anzuwenden. Ent-
sprechend sind für Neubaugebiete Kennzeichnungen bei Überschreitungen 
von 1 mg/kg (B(a)p) vorzunehmen. Das Gutachten von 2014 zieht den 
BBodSchV-Prüfwert 4 mg/kg heran, weist allerdings auf den neuen Sach-
stand hin. 
 
Im Wesentlichen können hinsichtlich Bodenverunreinigungen und Altlasten 
zwei Gebietskategorien unterschieden werden: 
 
1. Flächen, für die kein Altlastenverdacht vorliegt. Die im Rahmen des Gut-
achtens vorgenommenen orientierenden Untersuchungen haben bestätigt, 
dass diese Bereiche hinsichtlich der angestrebten Nutzung (Wohnen, öffentli-
che Grünflächen) unproblematisch sind. 
 
2. Flächen, für die ein Altlastenverdacht besteht. Die im Rahmen des Gut-
achtens vorgenommenen orientierenden Untersuchungen haben den Ver-
dacht für die entsprechenden Teilbereiche bestätigt. Die Flächen werden im 
Bebauungsplan gekennzeichnet. Auch hier sind die angestrebten Nutzungen 
(Wohnen, öffentliche Grünflächen) möglich, sofern der belastete Oberboden 
abgetragen oder mit einer ausreichenden Überdeckung versehen wird. In 
den Bereichen, in denen die Regenwasserversickerung erfolgen soll, sind die 
belasteten Bodenschichten in jedem Falle vollständig auszutauschen. Die er-
forderlichen Maßnahmen werden durch die Vorhabenträger in Abstimmung 
mit der Stadt durchgeführt. 
 
Im Wesentlichen sind die ermittelten Belastungen auf die Auffüllungen be-
schränkt. Der natürlich gewachsene Boden weist keine Belastungen auf. 

 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben unverändert. 

 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Die Festset-
zung von Verkehrs- und Wohnbauflächen führt dort, wo noch offene Boden-
flächen vorliegen, zu einem vollständigen und dauerhaften Verlust der natür-
lichen Bodenfunktionen durch Versiegelung und Bebauung. Die Eingriffsfol-
gen für das Schutzgut Boden sind hier somit aller Voraussicht nach erheb-
lich. Demgegenüber stehen die umfangreichen, geplanten öffentlichen Grün-
flächen im Bereich des Nordparks (HA 135) sowie die vorgesehene zumin-
dest teilweise Entsiegelung im Bereich der vorhandenen Stellplatzanlagen. 
Auch die geplante Regenwasserversickerung und die Dachbegrünung führen 
zu einer Minderung der Auswirkungen des Verlustes von Bodenfunktionen. 
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Generell stehen die Bodenbelastungen den festgesetzten Nutzungen nicht 
entgegen, erforderliche Maßnahmen werden im nachfolgenden Verwaltungs-
verfahren getroffen. 
 
Kampfmittel 
 
Bestand und Bewertung: Aufgrund der Bombardierungen im Zweiten Welt-
krieg besteht im Geltungsbereich Kampfmittelverdacht. Es gibt für das Plan-
gebiet eine Luftbilddetailauswertung der Luftbilddatenbank Dr. Carls (Be-
zeichnung Nördliches Ringgebiet), in der der Kampfmittelverdacht präzise 
beschrieben wird. Ein im Plangebiet vorhandener Verdachtspunkt wurde 
durch eine Kampfmittelräumfirma überprüft. Es wurde hier kein Störkörper 
festgestellt. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Eine Ge-
fährdung durch Kampfmittel besteht, wenn Erdarbeiten ausgeführt werden. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Der gesamte 
nach der Luftbilddetailauswertung kampfmittelverdächtige Bereich ist flä-
chendeckend auf Kampfmittel zu sondieren. EDV-Flächenaufzeichnungen 
werden empfohlen. Die nach der Sondierung festgestellten Störkörper/ 
Kampfmittel sind zu bergen. Bombentrichter sind aufzugraben bzw. umzuset-
zen und auf hineingeworfene Kampfmittel zu untersuchen.“ 
  

4.5.4 Wasser 
 

Bestand und Bewertung: Oberflächengewässer kommen im Plangebiet nicht 
vor. Teile des Plangebietes befinden sich in der Schutzzone III a des Was-
serwerkes „Bienroder Weg“. Aussagen über die potenzielle Grundwasser-
neubildungsrate werden im Landschaftsrahmenplan nicht gemacht. Das 
Grundwasser wird als „hoch verschmutzungsgefährdet“ eingeschätzt. Derzeit 
wird das anfallende Regenwasser im Plangebiet auf den jeweiligen Grund-
stücksparzellen versickert.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben unverändert. Das bestehende Planungsrecht 
erlaubt jedoch weitergehende Versiegelungen von bisher offenem Boden, die 
damit zu einer weiteren Verringerung der Grundwasserneubildungsrate füh-
ren können.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Durch die 
Umwandlung von Brachflächen in Wohnbauflächen kommt es zu einer Ver-
ringerung der Grundwasserneubildungsrate und zu einer Erhöhung des 
Oberflächenwasserabflusses mit verminderter Qualität. Demgegenüber mil-
dert eine Entsiegelung bisher versiegelter Flächen (z. B. Parkierungsflächen) 
die negativen Auswirkungen ab. Aufgrund des vorgesehenen Entwässe-
rungskonzeptes, dass eine dezentrale Versickerung des Niederschlagswas-
sers vorsieht, werden Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt nicht er-
wartet. Eventuell belastete Böden und Auffüllungen im Bereich der Versicke-
rungsflächen müssen im Vorfeld ausgetauscht oder anderweitig saniert wer-
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den, um Verunreinigungen des Grundwassers auszuschließen. Die Grund-
wasserneubildung wird durch die planmäßige Versickerung nach der Bebau-
ung daher nicht verändert. Vor der Versickerung von Regenwasser von öf-
fentlichen Verkehrsflächen der Wasserschutzzone III a ist eine Abstimmung 
mit der Unteren Wasserbehörde erforderlich, unter welchen Voraussetzun-
gen einer Ausnahme von der Wasserschutzgebietsverordnung zugestimmt 
werden kann. 
 
Versickerungsanlagen müssen den Anforderungen der DWA, insbesondere 
A 138 und M 153, entsprechen. Unterirdische Versickerungsanlagen (z. B. 
Rigolen) sind nur für unproblematische Dachflächen (keine Metalleinde-
ckung) in Wohngebieten zulässig. Die Planungen für alle Anlagen zur Regen-
wasserversickerung innerhalb der Wasserschutzzone III a müssen der Unte-
ren Wasserbehörde der Stadt Braunschweig zur Genehmigung vorgelegt 
werden. Alle Planungen für Anlagen zur Regenwasserversickerung von den 
Verkehrsflächen außerhalb der Wasserschutzzone III a sind bei der SE|BS 
zu beantragen. 
 

4.5.5  Klima, Luft 
 
Bestand und Bewertung: In den überwiegend bebauten bzw. versiegelten 
Bereichen des Plangebietes herrschen Stadtklimate mit mäßig hohen Tem-
peraturen, reduzierter relativer Luftfeuchte und eingeschränktem Luftaus-
tausch vor. Die zentralen, ehemals von Grabeland geprägten Bereiche sind 
durch ein Parkklima gekennzeichnet. Hier herrschen aufgrund der sich ein-
stellenden Spontanvegetation weniger extreme Tagesgänge hinsichtlich 
Strahlungseintrag, Lufttemperatur und Luftfeuchte vor.  
 
Die Planungshinweiskarte des aktuellen Klimagutachtens weist für den Pla-
nungsbereich im westlichen Teil des Areals thermisch und lufthygienisch 
stark belastete, verdichtete Siedlungsbereiche mit hoher Empfindlichkeit auf. 
 
Im östlichen Teil wird das Gebiet durch Freiflächen beziehungsweise Klein-
gärten bestimmt, die als Bereiche mit hoher klimatischer Ausgleichsfunktion 
beschrieben werden. Für den Innenbereich werden hier ein Erhalt, keine wei-
tere Versiegelung, abwechslungsreiche Pflanzstrukturen und Vernetzung ein-
zelner Grünflächen postuliert. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben unverändert. Eine durch das bestehende 
Baurecht mögliche weitergehende Versiegelung könnte jedoch auch zu einer 
weitergehenden Verstädterung des Kleinklimas im Planungsgebiet führen. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Die geplante 
überwiegend mehrgeschossige Wohnbebauung und die damit verbundene 
Versiegelung von Offenbodenbereichen führt zu negativen kleinklimatischen 
Effekten, wie z. B. einer verstärkten Überwärmung und Verringerung der 
Luftfeuchtigkeit durch den Verlust von Verdunstungsflächen/ -bereichen. Eine 
Minderung der Beeinträchtigung kann durch eine intensive Durchgrünung 
des Quartiers geschaffen werden. Durch die beabsichtigten festgesetzten 
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Dachbegrünungen wird die stadtklimatische Situation verbessert bzw. die Be-
einträchtigungen minimiert. Darüber hinaus können Fassadenbegrünungen 
hierzu einen Beitrag leisten. Offene Wasserflächen innerhalb des Quartiers, 
auch in Form von Brunnen, sollen in Verbindung mit Solitärbäumen als 
Klimaoasen die genannten Beeinträchtigungen mindern.  
 
Die zu erwartenden Quell- und Zielverkehre durch PKW führen in den an-
grenzenden Quartieren zu einer höheren Belastung mit verkehrsbedingten 
Luftschadstoffen. Durch eine gute Anbindung des Quartiers an den ÖPNV 
und eine sinnvolle Verkehrsinfrastruktur, insbesondere Bevorzugung des 
Fuß- und Radverkehrs sowie einer Berücksichtigung des Mobilitätskonzep-
tes, können diese Belastungen verringert werden. 
 

4.5.6 Lärm  
 
Bestand und Bewertung: Derzeit handelt es sich bei dem Plangebiet vorwie-
gend um Brachflächen und teilweise um gewerblich genutzte Flächen.  
 
Auf das Plangebiet wirken bereits heute unterschiedliche Lärmquellen ein. 
Dabei handelt es sich im Einzelnen um die umliegenden angrenzenden Ge-
werbeflächen, um den allgemeinen Straßenverkehr vom Mittelweg und vom 
Bültenweg sowie um den südlich im Plangebiet verlaufenden Schienenver-
kehr innerhalb der öffentlichen Grünfläche südlich der Taubenstraße. 
 
Bei den nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen außerhalb des Plan-
gebietes handelt es sich um im Osten angrenzende Dauerkleingärten sowie 
eine Wohnbebauung östlich des Nordangers. Darüber hinaus befinden sich 
südöstlich der Spargelstraße einzelne Wohnbebauungen sowie straßenbe-
gleitende Wohnbebauung an der Nordstraße und dem Bültenweg. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Bei Ver-
zicht auf die Durchführung der Planung ergeben sich im Geltungsbereich 
keine Änderungen gegenüber dem Bestand. Nördlich und südlich des Plange-
biets wird der Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, umgesetzt. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Mit der Auf-
stellung des Bebauungsplanes HA 136 „Nordanger“ ist die Entwicklung eines 
Allgemeinen Wohngebietes (WA) bzw. auf einer Teilfläche eines Mischgebie-
tes (MI) in überwiegend mehrgeschossiger Bauweise vorgesehen. Des Wei-
teren sind Flächen für den Straßenbau und Stellplätze geplant. 
 
Zum Schutz und zur Vorbeugung vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des BImSchG wurde im Rahmen des Aufstellungsverfahrens eine 
schalltechnische Untersuchung (AMT, Gutachten-Nr. 163076; 06.09.2016) 
durchgeführt. Dazu wurden die Geräuscheinwirkungen der umliegenden 
Emissionsquellen auf das Plangebiet sowie die Auswirkungen der Emissions-
quellen im Plangebiet auf die Umgebung nach den aktuellen und einschlägi-
gen Regelwerken zum Immissionsschutz erfasst und beurteilt sowie Empfeh-
lungen zum Schallschutz erarbeitet. 
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Die Beurteilung der Geräuschsituation im Plangebiet erfolgt grundsätzlich un-
ter Beachtung der DIN 18005 (‚Schallschutz im Städtebau‘) in Bezug auf die 
Entwicklung von Allgemeinen Wohngebieten mit den maßgeblichen Orientie-
rungswerten des Beiblattes 1 der DIN 18005: 
 

 Verkehrslärm Gewerbelärm 
tags 

(06.00-22.00 Uhr) 
nachts 

(22.00-06.00 Uhr) 
tags 

(06.00-22.00 Uhr) 
nachts 

(22.00-06.00 Uhr) 

WA 55 dB(A) 45 dB(A) 55 dB(A) 40 dB(A) 

 
Die Berechnung der Beurteilungspegel erfolgte auf Grundlage der 
DIN ISO 9613-2 für eine Mittenfrequenz f = 500 Hz, Bodendämpfung G = 0,5 
bei Mitwindlage unter Berücksichtigung des allgemeinen Verfahrens gemäß 
Nr. 7.3.1 der DIN ISO 9613-2. Des Weiteren wurden die Reflexionen nach 
den Vorgaben der DIN ISO 9613-2 bzw. der RLS 90 bis zur ersten Reflexion 
berücksichtigt. Für die Gebäudefassaden wurde ein Reflexionsverlust von 
1 dB(A) zu Grunde gelegt. Die meteorologische Korrektur (Cmet) wurde bei 
der Berechnung der äquivalenten Dauerschallpegel mit C0 = 2 dB berück-
sichtigt. Für die Immissionsaufpunkte wurde eine Immissionspunkthöhe von 
3 m für den Erdgeschossbereich und 2,8 m für die weiteren Obergeschosse 
angesetzt.  
 
Straßenverkehrslärm 
Die Berechnung der Geräuschemissionen erfolgt nach den Vorgaben der 
‚Richtlinie für den Lärmschutz an Straßen‘ (RLS 90) anhand der Angaben zu 
den einzelnen Streckenbelastungen der umliegenden Straßen mit dem Prog-
nosehorizont 2025.  
 
Die Haupterschließung des neuen Wohngebietes erfolgt von Norden über 
eine an den Mittelweg angebundene Erschließungsstraße (Stadtstraße-Nord) 
über die bereits im Bebauungsplan „Taubenstraße“ vorgesehenen Flächen. 
Die in Vorbereitung befindliche Stadtstraße-Nord zwischen Hamburger Straße 
und Bienroder Weg ist Grundvoraussetzung für die Umsetzung des Plange-
bietes „Nordanger“. Den Anforderungen des Lärmaktionsplanes der Stadt 
Braunschweig entsprechend wird für die betroffenen Abschnitte der Stadt-
straße bei einer innerorts zulässigen Geschwindigkeit von 50 km/h eine Fahr-
bahnoberfläche aus Splitt-Mastix-Asphalt 0/8 (SMA 0/8, Fahrbahnoberflä-
chenkorrekturwert von DStro = -2 dB) zugrunde gelegt.  
 
Gemeinsam mit dem Wohngebiet „Taubenstraße“ ergeben sich im Endaus-
bau rund 1.200 Wohneinheiten. Aufgrund dieser Gebietsgröße sind die Fahr-
bewegungen im Plangebiet als Schallquellen zu berücksichtigen. Dabei 
wurde im Schallgutachten analog zum Ansatz der Verkehrsverteilung im Plan-
gebiet HA 135 „Taubenstraße“ die Verteilung des Verkehrs mit 60% (etwa 
2.580 Kfz/ 24h gem. wvi-Verkehrsgutachten 2015, Var. 2) über die Plan-
straße A und einer sukzessiven Abnahme der Verkehrsstärke auf die Anlie-
gerstraßen beider Plangebiete (HA 135 und HA 136) angesetzt. Entspre-
chend verbleiben für die im Plangebiet festgesetzten Abschnitte der Plan-
straße A 750 Kfz/ 24h. Während die Planstraßen A und R für maximal 
30 km/h vorgesehen sind, werden die Anliegerstraßen (Planstraße B und C) 
als verkehrsberuhigte Bereiche ausgebildet. Zur Abbildung der worst-case-
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Situation wurde im Schallgutachten für alle Straßen eine Geschwindigkeit von 
30 km/h berücksichtigt. 
 
Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich bezogen auf die Baufenster 
hinsichtlich Straßenverkehrslärm unter Beachtung der prognostizierten Ver-
kehrsmengen für das Jahr 2025 bei freier Schallausbreitung gemäß den Be-
urteilungskriterien der DIN 18005 für das Erdgeschoss (EG) sowie die kriti-
sche Immissionspunkthöhe (3. OG) wie folgt dar: 
 

Bau-
fenster Höhe 

Orientierungswert (OW)*1) 

in dB(A) 
Straßenverkehrslärm- 
immissionen in dB(A) 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

WA 
EG (3 m) 

55 dB(A) 45 dB(A) 
47 - 56 37 - 46 

3. OG (11,4 m) 49 - 55 39 - 46 

MI 
EG (3 m) 

60 dB(A) 50 dB(A) 
50 - 51 39 - 41 

3. OG (11,4 m) 52 42 

Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 

 
D.h., durch die Straßenverkehrslärmimmissionen aus dem öffentlichen Stra-
ßenverkehr werden im Plangebiet bezogen auf die Baufläche die maßgebli-
chen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 
- im Allgemeinen Wohngebiet 

- im Erdgeschossbereich zur Tag-und Nachtzeit um bis zu 1 dB(A) über-
schritten und 

- im 3. Obergeschossbereich zur Tagzeit ausgeschöpft und zur Nachtzeit 
um bis zu 1 dB(A) überschritten. 

- im Mischgebiet 
- im Erdgeschossbereich zur Tag-und Nachtzeit um mindestens 9 dB(A) 

unterschritten und 
- im 3. Obergeschossbereich zur Tag-und Nachtzeit um rd. 8 dB(A) un-

terschritten. 
Bei der Berechnung zeigt sich, dass die maßgeblichen Orientierungswerte 
großflächig im Plangebiet unterschritten werden. Die oberen (nördlichen) Ab-
schnitte der Planstraße sind für das Plangebiet pegelbestimmend. Entspre-
chend treten die o. g. Überschreitungen lediglich in der äußersten nordwestli-
chen Ecke des nördlichsten Baufensters auf. 
 
Bei den vom Plangebiet ausgehenden Straßenverkehrslärmemissionen han-
delt es sich lediglich um den Straßenverkehrslärm der Erschließungs-/ Anlie-
gerstraßen, deren Emissionspegel (vgl. Schallgutachten) mit in die Berech-
nung zum Straßenverkehrslärm (s. o.) eingegangen sind. Durch die allein 
vom Erschließungsverkehr des Plangebiets verursachten Teilpegel werden 
die maßgeblichen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete von 
55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts an der Bestandsbebauung außerhalb des 
Plangebiets, z. B. in den Baufeldern des Bebauungsplans HA 135 „Tauben-
straße“, sicher eingehalten.  
 
Des Weiteren handelt es sich bei den Erschließungs-/ Anliegerstraßen des 
Plangebiets dem Grunde nach um einen Neubau von Straßen. Entsprechend 
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ist unabhängig von einer Beurteilung des Straßenverkehrslärms nach 
DIN 18005, eine Beurteilung nach den Kriterien der 16. BImSchV (Verkehrs-
lärmschutzverordnung) vorzunehmen.  
 
Gemäß der 16. BImSchV ist sicherzustellen, dass bei einem Neubau von 
Straßen - aufgrund der zu erwartenden Verkehrsmenge auf diesen Straßen - 
die Beurteilungspegel die Immissionsgrenzwerte, hier für die Gebietsarten All-
gemeines Wohngebiet (59 dB(A) tags/ 49 dB(A) nachts) und Mischgebiet 
(64 dB(A) tags/ 54 dB(A) nachts, an den schutzwürdigen Gebäuden und Au-
ßenwohnbereichen nicht überschreiten. Aufgrund der geringen Verkehrs-
menge von lediglich maximal zu erwartenden 750 Kfz/ 24h, kann eine Über-
schreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV durch den Neubau 
der Erschließungs-/ Anliegerstraßen innerhalb und außerhalb des Plangebiets 
ausgeschlossen werden. 
 
Schienenverkehrslärm 
Südlich des Plangebietes verläuft von Nordost nach Südwest eine Gleisanlage 
für den Transport von Güterwaren. Diese Trasse wird nur geringfügig genutzt. 
Um künftige Belastungskapazitäten frei zu halten, werden im Gutachten be-
züglich der Nutzungshäufigkeit mit je zwei Fahrbewegungen für die Tag- als 
auch die Nachtzeit konservative Ansätze getroffen. (Umfängliche Eingangsda-
ten siehe Schallgutachten: AMT, Gutachten-Nr. 163076; 06.09.2016). 
 
Des Weiteren ist parallel zum derzeitigen Verlauf der Gleistrasse eine Stadt-
bahntrasse geplant. Unter Berücksichtigung der Prognose werden 124 Fahr-
bewegungen am Tag und 17 in der Nacht in Ansatz gebracht. Darüber hinaus 
wurden für eine konservative Betrachtung für die Fahrbahnart zunächst ‚Be-
tonschwellen im Schotterbett‘ angenommen (Umfängliche Eingangsdaten 
siehe Schallgutachten: AMT, Gutachten-Nr. 163076; 06.09.2016). 
 
Die Berechnung der Geräuschemissionen durch Schienenverkehr erfolgt 
nach den Vorgaben der Schall 03 (1990; Richtlinie zur Berechnung der 
Schallimmissionen von Schienenwegen) unter Verzicht auf die Berücksichti-
gung des Schienenbonus‘. Nachfolgender Schiene 
 
nverkehr wurde schalltechnisch berücksichtigt: 
- „Campus-Bahn“ entlang der Südgrenze des Plangebiets (Planung), 
- Güterzugtrasse der BS|ENERGY bzw. des Heizkraftwerkes entlang der 

Südgrenze des Plangebiets (Bestand). 
 
Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich bezogen auf die Baufenster 
hinsichtlich Schienenverkehrslärm unter Beachtung der prognostizierten Ver-
kehrsmengen für das Jahr 2025 bei freier Schallausbreitung gemäß den Be-
urteilungskriterien der DIN 18005 für das Erdgeschoss (EG) sowie die kriti-
sche Immissionspunkthöhe (3. OG) wie folgt dar: 
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Bau-
fenster Höhe 

Orientierungswert (OW)*1) 

in dB(A) 
Schienenverkehrslärm-immissio-

nen*2) in dB(A) 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

WA 
EG (3 m) 

55 dB(A) 45 dB(A) 
48 - 57 41 - 53 

3. OG (11,4 m) 47 - 60 43 - 55 

MI 
EG (3 m) 

60 dB(A) 50 dB(A) 
53 - 57 48 - 53 

3. OG (11,4 m) 56 - 59 52 - 54 

Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
*2) Fahrbahnart: Betonschwellen im Schotterbett 

 
D.h., durch die Schienenverkehrslärmimmissionen werden im Plangebiet un-
ter Berücksichtigung der Fahrbahnart „Betonschwellen im Schotterbett“ bezo-
gen auf die Baufläche die maßgeblichen Orientierungswerte (OW) der 
DIN 18005 
- im Allgemeinen Wohngebiet 

- im Erdgeschossbereich zur Tagzeit um bis zu 2 dB(A) und zur Nacht-
zeit um bis zu 8 dB(A) überschritten und 

- im 3. Obergeschossbereich zur Tagzeit um bis zu 5 dB(A) und zur 
Nachtzeit um bis zu 10 dB(A) überschritten. 

- im Mischgebiet 
- im Erdgeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 3 dB(A) unterschrit-

ten und zur Nachtzeit um bis zu 3 dB(A) überschritten und 
- im 3. Obergeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 1 dB(A) unter-

schritten und zur Nachtzeit um rd. 4 dB(A) überschritten. 
Grundsätzlich zeigt die Berechnung, dass die maßgeblichen Orientierungs-
werte großflächig im Plangebiet unterschritten werden. Die o. g. Über-
schreitungen treten lediglich an den südlichen - parallel zu den Trassen 
verlaufenden - Baufenstern auf. Des Weiteren werden sie einzig von der 
geplanten Campus-Bahn hervorgerufen; der bestehende Güterzugverkehr - 
allein für sich betrachtet - führt zu keinen Überschreitungen. 
 
Grundsätzlich ist bei Umsetzung der Planung „Campus-Bahn“ ein Planfest-
stellungsverfahren durchzuführen, im Rahmen dessen die Immissionssitua-
tion nach 16. BImSchV schalltechnisch ermittelt und bewertet wird sowie ggf. 
erforderliche Schallminderungsmaßnahmen umgesetzt werden. Gemäß der 
16. BImSchV ist sicherzustellen, dass bei einem Neubau von Schienentras-
sen - aufgrund der zu erwartenden Verkehrsmenge auf diesen Trassen - die 
Beurteilungspegel die Immissionsgrenzwerte, hier für die Gebietsarten Allge-
meines Wohngebiet (59 dB(A) tags/ 49 dB(A) nachts) und Mischgebiet 
(64 dB(A) tags/ 54 dB(A) nachts), an den schutzwürdigen Gebäuden und Au-
ßenwohnbereichen nicht überschreiten.  
 
Um vorab Plansicherheit für diesen Bebauungsplan zu gewährleisten und um 
sicherzustellen, dass durch das Planvorhaben HA 136 eine ggf. später kom-
mende „Campus-Bahn“ nicht im Vorhinein immissionsschutzrechtlich verhin-
dert wird, wurde exemplarisch eine weitere Berechnung der Schienenver-
kehrslärmimmissionen unter Ansatz der Fahrbahnart als „Rasenbahnkörper“ 
durchgeführt. Im Ergebnis zeigte sich, dass dadurch eine Schallminderung 
von rd. 4 dB(A) erreicht wird. Somit würde der Orientierungswert zur Tagzeit 
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an den meisten der im Allgemeinen Wohngebiet am stärksten betroffenen 
geplanten Gebäude eingehalten und zur Nachtzeit um bis zu 6 dB(A) über-
schritten werden. Im Mischgebiet ist zur Tag- und Nachtzeit eine Einhaltung 
der Orientierungswerte an den meisten der am stärksten betroffenen geplan-
ten Gebäude zu erwarten. 
 
Gewerbe und Anlagen 
Die Geräuschbelastung durch gewerblich genutzte Anlagen wird auf 
Grundlage der TA Lärm rechnerisch nach DIN ISO 9613-2 ermittelt.  
 
In der näheren Umgebung zum Plangebiet befinden sich einige gewerbliche 
Nutzungen, deren Geräuschemissionen unter zur Hilfenahme von Messun-
gen und Betriebsbefragungen im Schallgutachten als immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) berücksichtigt wurden (vgl. 
Schallgutachten). Diese Vorgehensweise erlaubt den Betrieben ihren gegen-
wärtigen Betrieb aufrechtzuerhalten und gibt ihnen Plansicherheit für die wei-
tere zukünftige Entwicklung. Die im Geltungsbereich befindlichen gewerbli-
chen Nutzungen werden im Rahmen von parallel stattfinden Verhandlungen 
mit den Eigentümern aufgehoben. Da diese Aufhebungen Planvoraussetzun-
gen für den Bebauungsplan „Nordanger“ darstellen, wurden diese Emissio-
nen im Schallgutachten nicht berücksichtigt. 
 
Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich bezogen auf die Baufenster 
hinsichtlich Gewerbelärm unter Beachtung einer Gleichverteilung der Ge-
räuschemissionen in freier Schallausbreitung bei einer mittleren Quellhöhe 
von 1 m gemäß den Beurteilungskriterien der DIN 18005 für das Erdge-
schoss (EG) sowie die kritische Immissionspunkthöhe (3. OG) wie folgt dar: 
 

Gebiet Höhe 

Orientierungswert (OW)*1) 
Immissionsrichtwert (IRW)*2) 

in dB(A) 

Gewerbelärmimmissionen 
in dB(A) 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Nacht 
22 - 6 Uhr 

WA 
EG (3 m) 

55 dB(A) 40 dB(A) 
42 - 50 33 - 39 

3. OG (11,4 m) 42 - 51 34 - 40 

MI 
EG (3 m) 

60 dB(A) 45 dB(A) 
45 - 48 36 - 37 

3. OG (11,4 m) 48 37 - 38 

Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
*2) Immissionsrichtwert gem. TA Lärm 

 
D.h., durch die Gewerbelärmimmissionen werden im Plangebiet bezogen auf 
die Baufläche die maßgeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 
- im Allgemeinen Wohngebiet 

- im Erdgeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 5 dB(A) und zur 
Nachtzeit um mindestens 1 dB(A) unterschritten und 

- im 3. Obergeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 4 dB(A) unter-
schritten und zur Nachtzeit ausgeschöpft. 

- im Mischgebiet 
- im Erdgeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 12 dB(A) und zur 

Nachtzeit um mindestens 8 dB(A) unterschritten und 
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- im 3. Obergeschossbereich zur Tagzeit um mindestens 12 dB(A) und 
Nachtzeit um mindestens 7 dB(A) unterschritten. 

Bei der Berechnung zeigt sich, dass die maßgeblichen Orientierungswerte 
insbesondere zur Tagzeit großflächig im Plangebiet unterschritten werden. 
Dabei liegen die höchsten Pegel am westlichen Rand des Plangebiets vor. 
 
Freizeitlärm 
Im angrenzenden Bebauungsplan HA 135 ist südlich der Gleisanlagen eine 
Erholungs- und Freizeitfläche (Nordpark) vorgesehen. Im Südosten des 
Parks sind ein Rodelberg (‚Winterfall‘) und nördlich davon ein Jugendplatz 
mit Spielfeldern für Beachvolleyball und Streetball o. ä. (‚Sommerfall‘) vorge-
sehen. 
 
Die Geräuschbelastung durch die geplanten Freizeitflächen wird aufgrund der 
Art und Ausführung der geplanten Anlagen nach der Niedersächsischen Frei-
zeitlärm-Richtlinie i. V. m. der TA Lärm ermittelt.  
 
Im Schallgutachten zum Bebauungsplan „Taubenstraße“ wurden die Emissi-
onsansätze für Beachvolleyball und Streetball der Studie „Geräusche von 
Trendsportanlagen“ des Bayerischen Landesamtes für Umwelt entnommen. 
Für den Rodelberg und das Trampolin lagen keine Emissionsansätze vor. Die 
Nutzungen selbst verursachen nur ein geringes Geräusch. Maßgeblich sind 
hier die Kommunikationsgeräusche, die im Gutachten konservativ abge-
schätzt und in Ansatz gebracht wurden (Umfängliche Eingangsdaten siehe 
Schallgutachten: AMT, Gutachten-Nr. 162157; 26.11.2014). Wegen des hö-
heren Ruhezeitenanteils an Sonn- und Feiertagen wurde konservativ eine 
Sonntagsnutzung betrachtet, wobei im Sommer eine Einwirkzeit für den Tag 
von 10 bis 22 Uhr und im Winter für den Rodelberg, aufgrund der kürzeren 
Helligkeitsphase, von 10 bis 17 Uhr angenommen wurde. Eine Nachtnutzung 
ist nicht zulässig und wurde daher nicht berücksichtigt. 
 
Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich bezogen auf die Baufenster 
hinsichtlich Freizeitlärm für die immissionsschutzrechtlich maßgebliche Tag-
zeit an Sonn- und Feiertagen bei freier Schallausbreitung gemäß den Beur-
teilungskriterien der DIN 18005 für das Erdgeschoss (EG) sowie die kritische 
Immissionspunkthöhe (3. OG) wie folgt dar: 
 
 

Gebiet Höhe 

Orientierungswert (OW)*1) 
Immissionsrichtwert (IRW)*2) 

in dB(A) 

Freizeitlärmimmissionen 
in dB(A) 

Tag 
6 - 22 Uhr 

Sommerfall 
10 - 22 Uhr 

Winterfall 
10 - 17 Uhr 

WA 
EG (3 m) 

55 dB(A) 
39 - 53 34 - 45 

3. OG (11,4 m) 39 - 54 35 - 46 

MI 
EG (3 m) 

60 dB(A) 
45 - 49 40 - 42 

3. OG (11,4 m) 47 - 50 41 - 43 

Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
*2) Immissionsrichtwert gem. „Niedersächsische Freizeitlärm-Richtlinie“ 
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D.h., durch die Freizeitlärmimmissionen werden im Plangebiet bezogen auf 
die Baufläche die maßgeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 
- im Allgemeinen Wohngebiet 

- im Erdgeschossbereich im „Sommerfall“ um mindestens 2 dB(A) und im 
„Winterfall“ um mindestens 10 dB(A) unterschritten, 

- im 3. Obergeschossbereich im „Sommerfall“ um mindestens 1 dB(A) 
und im „Winterfall“ um mindestens 9 dB(A) unterschritten. 

- im Mischgebiet 
- im Erdgeschossbereich im „Sommerfall“ um mindestens 11 dB(A) und 

im „Winterfall“ um mindestens 18 dB(A) unterschritten, 
- im 3. Obergeschossbereich im „Sommerfall“ um mindestens 10 dB(A) 

und im „Winterfall“ um mindestens 17 dB(A) unterschritten. 
Bei der Berechnung zeigt sich, dass die maßgeblichen Orientierungswerte 
bzw. Immissionsrichtwerte großflächig im Plangebiet unterschritten werden. 
Dabei liegen die höchsten Pegel an den südlichen Baufenstern des Plange-
biets vor, wo hingehen in den nördlichen Teilen des Plangebiets die Werte 
um mehr als 20 dB(A) unterschritten werden. 
 
Lärmpegelbereiche (LPB) 
Um die Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet kenntlich zu machen 
und den Schutzanforderungen der im Plangebiet liegenden schutzwürdigen 
Nutzungen Rechnung zu tragen, wurden im Schallgutachten allgemeingültige 
Anforderungen an den baulichen Schallschutz in Form von Lärmpegelberei-
chen (LPB) gemäß DIN 4109 (‚Schallschutz im Hochbau‘) ermittelt. Dazu 
wurden für das Plangebiet die maßgeblichen Außenlärmpegel für die kriti-
sche Geschosshöhe von 11,4 m (3. OG) bei freier Schallausbreitung ermit-
telt. Sie ergeben sich im vorliegenden Fall aus dem Gewerbe-/ Anlagenlärm- 
und den um 3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissionen (Straße und Schiene) 
gemäß DIN 4109. Nach dieser DIN werden die Außenlärmpegel anhand der 
berechneten Geräuschimmissionen am Tag ermittelt, wobei eine Differenz 
von 10 dB zum Nachtzeitraum unterstellt wird. Da im Plangebiet insbeson-
dere aufgrund der Schienenverkehrsgeräusche die Differenz zwischen Tag- 
und Nachtwert weniger als 10 dB beträgt, erfolgt die Einteilung der Lärmpe-
gelbereiche im vorliegenden Fall auf Grundlage der um 10 dB erhöhten re-
sultierenden Außenlärmpegel zur Nachtzeit.  
 
Entsprechend der obigen Ausführung wurden im Plangebiet innerhalb der 
Baufenster Außenlärmpegel von 59 dB(A) bis 69 dB(A) und daraus resultie-
rende Lärmpegelbereiche von LPB II – IV ermittelt. Der höchste Lärmpegel-
bereich ergibt sich benachbart zu den bestehenden und geplanten Gleistras-
sen im Bereich der südlichen Baufenster. 
 
Ergänzend wurde neben einem konservativen Ansatz für die Fahrbahnart als 
„Betonschwellen im Schotterbett“, als effektive Lärmminderungsmaßnahme 
exemplarisch eine Berechnung unter Berücksichtigung von „Rasenbahnkör-
per“ vorgenommen. Dabei zeigte sich, dass sich der „Rasenbahnkörper“ mit 
bis zu 4 dB(A) Minderung im Bereich der schienennahen Baufenster aus-
wirkt; in den nördlichen Bereichen hingegen keine immissionsrelevanten 
Auswirkungen mehr hat. Unter diesen Bedingungen ergeben sich dann Au-
ßenlärmpegel von 57 – 65 dB(A) bzw. LPB II – III. 
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Des Weiteren können, um den Anforderungen für Nutzungsarten die typi-
scherweise nur im Tagzeitraum stattfinden gerecht zu werden, für das 
Plangebiet die maßgeblichen Außenlärmpegel bei reinen Tagnutzungen 
(z. B. bei Außenwohnbereichen und Büros) um 5 dB vermindert werden; 
dies entspricht der Reduzierung um einen Lärmpegelbereich. 
 
Maßnahmen zum Schallschutz 
Aufgrund der Erkenntnisse aus den schalltechnischen Berechnungen sind zur 
Gewährleistung des notwendigen Schutzanspruches im Plangebiet Schall-
schutzmaßnahmen erforderlich. Deshalb ist anhand der berechneten Geräu-
schimmissionen für die betrachteten Geräuschquellen zu prüfen, welche 
Maßnahmen in Frage kommen. Hierzu zählen neben dem aktiven und passi-
ven Schallschutz auch weitere planerische Maßnahmen (s. Nr. 5.8). 

 
4.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter  

 
Bestand und Bewertung: Das gültige Verzeichnis der Baudenkmale nach § 4 
Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) enthält für den Planbe-
reich keine Einträge.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vor-
liegenden Verhältnisse bleiben unverändert.   
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Auswirkungen 
auf Kulturgüter sind nicht erkennbar. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind 
auch keine archäologischen Belange berührt. Bei Durchführung der Planung 
ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen Bodenfunde auftreten, bei 
denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind. 
Derartige Funde müssen unverzüglich den zuständigen Stellen für archäolo-
gische Denkmalpflege angezeigt werden (§ 14 Abs. 1 NDSchG).  

 
4.5.8 Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechtes zwischen den Schutzgü-
tern können Auswirkungen, die ein Vorhaben zunächst auf ein Schutzgut 
ausübt, auf andere weiterwirken. Es kann so zur Verkettung und Steigerung 
einzelner Auswirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzgüter nicht nur 
isoliert, sondern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu be-
trachten. 
 
Besonders negative Wechselwirkungen sind im Rahmen dieses Bebauungs-
planes nicht zu erwarten. Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass die 
Überbauung und damit die Neuversiegelung gegenüber dem derzeitigen Be-
stand zunehmen. Damit verbunden sind der Verlust der natürlichen Boden-
funktion und der Verlust von Lebensraum für die Pflanzen- und Tierwelt. Au-
ßerdem führt diese zu einer Beeinträchtigung des Kleinklimas. 
 
Darüber hinaus sind erhebliche über das Plangebiet hinausgehende Wech-
selwirkungen nicht erkennbar. 
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4.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen  
 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach BNatSchG werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von festgestellten Eingriffen in 
die Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Boden, Wasser, Klima/ Luft be-
wertet. Die hierfür erforderlichen Flächen und Maßnahmen werden im Be-
bauungsplan festgesetzt.  
 
Bei der Bewertung der Eingriffssituation ist bei dem Bebauungsplan HA 136 
das derzeit bestehende Baurecht zu berücksichtigen. Dieses ergibt sich ei-
nerseits aus der Überplanung von geringfügigen Teilbereichen des rechtsver-
bindlichen Bebauungsplanes HA 108 und andererseits vornehmlich durch die 
nach § 34 BauGB zu beurteilenden Flächen. Aufgrund der bestehenden bau-
rechtlichen Situation ergibt sich teilweise eine bilanzierungstechnische Auf-
wertung allein durch die Festlegung der nunmehr geplanten Nutzung.  
 
Im Planungsgebiet sind Bodenverunreinigungen bekannt. Einzelheiten sind 
in den betreffenden Altlastengutachten aufgeführt. Oberboden, der bei der 
Herstellung der Anlagen im Planungsgebiet ausgehoben oder abgeschoben 
wird, ist gemäß den abfallrechtlichen Vorgaben zu behandeln. Die Verwer-
tung im Planungsbereich ist ausschließlich unter Berücksichtigung der Mittei-
lung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20 - Anforderungen an die 
stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - (Stand 6. Nov. 2003) mög-
lich. Bei dem Umgang mit dem Boden ist zu berücksichtigen, dass sich Teile 
des Planungsgebietes im Trinkwasserschutzgebiet III a befinden. In Abhän-
gigkeit von Verunreinigungen im Boden ist ggf. die fachgerechte Entsorgung 
des Bodens als gefährlicher Abfall erforderlich. 
 
Bodenmaterial, das als Abfall anfällt sowie alle weiteren Abfälle, die bei den 
vorgesehenen Maßnahmen anfallen, sind unter Beachtung der allgemein gül-
tigen Regelungen der abfallrechtlichen Gesetzgebung zu entsorgen. 
 

4.6.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen 
 
Um die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zu mindern, 
werden folgende städtebauliche und grünordnerische Maßnahmen ergriffen: 
 
 Festsetzung von Begrünungsmaßnahmen sowohl im öffentlichen als auch 

im privaten Raum führen zur Minimierung der Eingriffsfolgen von Versie-
gelung/ Bebauung für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes. Hierzu zählt 
auch die teilweise Begrünung von Dachflächen. 

 Größere Park- bzw. Stellplatzflächen werden durch die Integration von 
Bäumen überstellt, was zur Minderung der Beeinträchtigungen von Klein-
klima und Luftqualität (Trockenluftreduzierung, Feinstaubfilterung) im Be-
reich der versiegelten Flächen führt. 

 Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind abfallrechtliche Belange von 
der Planung nicht in besonderer Weise betroffen. Zum sachgerechten 
Umgang mit Abfällen sind die allgemein gültigen Regelungen der abfall-
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rechtlichen Gesetzgebung zu beachten. Auf den Umgang mit dem Bo-
denaushub gemäß den abfallrechtlichen Bestimmungen im Planungsge-
biet wird hingewiesen. 

 In der Stadt Braunschweig sollen durch eine zielgerichtete klimaschutzori-
entierte Bauleitplanung die Kohlendioxid-Emissionen langfristig reduziert 
werden. Die vorliegende Planung wird diesem Ziel durch eine gute Anbin-
dung an Geh- und Radwege, die Nähe zu vorhandenen oder geplanten 
Dienstleistungseinrichtungen und die vorgesehene großzügige Durchgrü-
nung des Quartiers gerecht. Positiv wirkt sich auch die festgesetzte Be-
grünung eines Teils der Dachflächen aus. 

 Die Voraussetzungen für eine nachhaltige klimafreundliche Energiever-
sorgung der Hochbauten können durch den Einsatz erneuerbarer Ener-
gien und entsprechende Orientierung der Baukörper geschaffen werden. 
Des Weiteren sind Maßnahmen mit dem Ziel, den Energieverbrauch und 
damit die Kohlendioxid-Emissionen der Gebäude durch kompakte Bau-
weise, Dämmung und Nutzung von aktiver und passiver Solarenergie zu 
reduzieren, angedacht. 
 

4.6.2 Maßnahmen zum Ausgleich bzw. Ersatz von nicht vermeidbaren Beeinträch-
tigungen 
 
Trotz der unter 4.6.1 genannten Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 
verbleiben erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes.  
 
Zu deren Kompensation ist es erforderlich, eine externe Fläche (Geltungsbe-
reich B) festzusetzen, die durch die Schaffung von Ruderalstrukturen, einer 
Feldgehölzinsel sowie die Anlage einer Obstbaumwiese der Kompensation 
von Eingriffen im Plangebiet dient. 
 
Durch die festgesetzten Maßnahmen im Plangebiet und zusätzlich im Gel-
tungsbereich B können die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe 
als vollständig kompensiert gelten. 
 

4.7 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  
(Monitoring) 

 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach BNatSchG werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von festgestellten Eingriffen in 
die Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Boden, Wasser, Klima/ Luft be-
wertet. Die hierfür erforderlichen Flächen und Maßnahmen werden im Be-
bauungsplan festgesetzt.  
 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten. 
Dieses sogenannte Monitoring ist notwendig, um insbesondere unvorherge-
sehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und ggf. geeignete 
Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
 
Die Auswirkungen auf Wasser und Boden werden in Abstimmung mit den 
Grundstückseigentümern regelmäßig bewertet.  
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4.8 Zusammenfassung 
 
Die vorliegende Planung sieht die Schaffung eines Wohngebietes nördlich 
der Taubenstraße östlich von BS|ENERGY vor. In Kapitel 4.5 sind die mit der 
Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf das Ortsbild dargestellt und 
bewertet worden. Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen und der Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbe-
reich B des Bebauungsplanes sind die mit der Umsetzung des Bebauungs-
planes zu erwartenden Auswirkungen auf die Schutzgüter des Naturhaushal-
tes und das Ortsbild abschließend wie folgt zu bewerten: 
 
Mensch und Gesundheit: 
Der Verlust und der durch den geplanten mehrgeschossigen Wohnungsbau 
generierte Bedarf an privat nutzbarem Freiraum führen zu einem Defizit im 
Plangebiet und in den angrenzenden Stadtteilen.  
 
Tiere, Pflanzen: 
Durch die Umsetzung der Planung gehen Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen verloren. Der Verlust kann durch Aufwertungsmaßnahmen im nahen 
Umfeld, die bereits im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, festgesetzt 
wurden, sowie im Geltungsbereich B kompensiert werden.  
 
Ortsbild: 
Erhebliche Beeinträchtigungen durch die vorgesehene Bebauung sind auf-
grund der bereits im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, vorgesehenen 
Schaffung öffentlicher Grünflächen wie dem Nordanger nicht zu erwarten. 
Unterstützt wird dies durch die Festsetzung von privater Begrünung innerhalb 
der Baublöcke und von Hecken als Einfriedung der Grundstücke angrenzend 
an die öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen. Auch die geplante Straßen-
raumbegrünung trägt hierzu bei. 
 
Boden: 
Boden ist nicht vermehrbar, Bodenverluste durch Versiegelung und Bebau-
ung sind insofern nicht tatsächlich ausgleichbar. Der Vermeidung von Eingrif-
fen in das Schutzgut Boden kommt daher eine besondere Bedeutung zu. 
Dem Verlust der Bodenfunktionen unter den versiegelten/ bebauten Flächen 
steht die Verbesserung der natürlichen Bodenfunktionen durch die teilweise 
Entsiegelung von Parkierungsflächen gegenüber. Insgesamt können die Ein-
griffsfolgen für das Schutzgut Boden daher als vertretbar angesehen werden.  
 
Wasser: 
Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versie-
gelung/ Bebauung bisher offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lo-
kalen Wasserhaushalt und mit möglichen Folgen für das betroffene Wasser-
schutzgebiet. Durch die vorgesehene dezentrale Versickerung können die 
Eingriffsfolgen für das Schutzgut Wasser auf ein insgesamt unerhebliches 
Maß reduziert werden. 
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Klima, Luft: 
Insgesamt steht der Flächenversiegelung der Erhalt durch Festsetzung als 
öffentliche Grünfläche (Nordpark) bzw. die Neuschaffung großräumiger be-
grünter Freiflächen (Nordanger) mit entsprechenden Vegetationsstrukturen 
im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, gegenüber. Die Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter Klima und Luft werden durch die ausgleichende Wir-
kung der umfangreichen Rasen-, Wiesen-, Baum- und Gehölzflächen inner-
halb der öffentlichen Grünflächen sowie durch die festgesetzten Dachbegrü-
nungen auf ein insgesamt vertretbares Maß reduziert.  
 
Lärm 
Das Plangebiet wird im südlichen Bereich durch Schienenverkehrslärm be-
einträchtigt. Die daraus resultierenden Konflikte wurden in einem schalltech-
nischen Gutachten ermittelt und beurteilt und durch entsprechende Festset-
zungen im Bebauungsplan gelöst. Des Weiteren ist bei Umsetzung der Pla-
nung „Campus-Bahn“ ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, im Rah-
men dessen die Immissionssituation nach 16. BImSchV schalltechnisch ermit-
telt und bewertet wird sowie ggf. erforderliche Schallminderungsmaßnahmen 
umgesetzt werden.  
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter: 
Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Mit Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen zur Grünordnung sowie den 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft auf den Ausgleichsflächen sind die durch den Bebauungs-
plan zulässigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsregelung als ausgeglichen 
einzustufen.  
 
 

5 Begründung der Festsetzungen 
 

Grundkonzeption des städtebaulichen Entwurfs 
 
Der städtebauliche Entwurf des ersten Preisträgers des europaweit ausge-
lobten Wettbewerbes (Ackers-Partner-Städtebau) soll unter Berücksichtigung 
der verschiedenen fachlichen Belange möglichst konsequent umgesetzt wer-
den. Er bildet, ebenso wie beim nördlich angrenzenden Bebauungsplan 
„Taubenstraße“, die Grundlage der zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen. 
 
Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie die Vorschriften 
der örtlichen Bauvorschrift orientieren sich im Wesentlichen an denen des 
Bebauungsplanes „Taubenstraße“, HA 135. Sie werden im weiteren Verfah-
ren auf die vorliegende städtebauliche Situation abgestimmt und ggf. in Teil-
bereichen angepasst bzw. weiterentwickelt.  
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5.1 Art der baulichen Nutzung  
 
Städtebauliches Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung eines Wohnge-
bietes, das aufgrund seines Standortes nahe der Innenstadt aus mehrge-
schossigen Wohngebäuden, gereihten Stadthäusern und Stadtvillen beste-
hen soll. Dementsprechend wird überwiegend die Gebietskategorie Allgemei-
nes Wohngebiet (WA) festgesetzt. Darüber hinaus ist eine gewisse Nut-
zungsmischung innerhalb des Quartiers im Sinne einer „Stadt der kurzen 
Wege“ und eines lebhaften europäischen Stadtquartiers explizit gewünscht. 
Dieser Idee wird analog zum nördlich angrenzenden Bebauungsplan „Tau-
benstraße“ mit einer lagespezifischen Feinjustierung allgemein und aus-
nahmsweise zulässiger Nutzungen Rechnung getragen.  

 
5.1.1 Allgemeines Wohngebiet WA 1  

 
Das allgemeine Wohngebiet WA 1 grenzt unmittelbar westlich an die Flächen 
der öffentlichen Parkanlage des Nordangers (festgesetzt im HA 135) an. An 
dieser städtebaulichen Schnittstelle sind daher über die gemäß § 4 Abs. 2 
BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen hinaus sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen allgemein zulässig. Ziel ist 
es, in diesem zentralen Bereich eine erweiterte Nutzungsmischung und die 
Kombination aus Wohnen und Arbeiten zu ermöglichen.  
 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes können in diesen Bereichen aus-
nahmsweise zugelassen werden, sofern sie hinsichtlich ihrer Größe für das 
von Wohnnutzung geprägte Umfeld städtebaulich vertretbar sind. 
 
Gleiches gilt für Anlagen für gesundheitliche und sportliche Zwecke. Im Sinne 
der erwünschten Nutzungsmischung sollen sie ausnahmsweise zulässig sein, 
sofern sie in ihrer Größe und Ausprägung wohnverträglich sind. Aufgrund der 
anzunehmenden Größe der Baublöcke entstehen größere und zusammenhän-
gende Erdgeschosszonen. Werden diese in Gänze von einer solchen Anlage 
genutzt, besteht die Gefahr, dass sie ein erhebliches Maß an Besucherver-
kehr, der zu Störungen der Wohnnutzung führen kann, generieren.  
 

5.1.2 Allgemeine Wohngebiete WA 2, WA 3 und WA 4 
 
Abweichend von § 4 Abs. 2 BauNVO sind in den allgemeinen Wohngebieten 
WA 2, WA 3 und WA 4 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zulässig, wenn sie nach Art 
und Umfang die vorherrschende Wohnnutzung nicht beeinträchtigen. Die 
ebenfalls ausnahmsweise Zulässigkeit von sonstigen nicht störenden Gewer-
bebetrieben und Anlagen für Verwaltungen sollen der Lage des Wohngebie-
tes im innenstadtnahen Bereich Rechnung tragen und grundsätzlich die Ent-
wicklung eines abwechslungsreichen städtischen Quartiers ermöglichen. Da-
mit soll das Spektrum für die dem Wohnen dienende Nutzungen offen blei-
ben, wenngleich diese Nutzungen hier im Gegensatz zum an den öffentli-
chen Nordanger angrenzenden allgemeinen Wohngebiet WA 1 in den Hinter-
grund treten sollen.   
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Abweichend von § 4 Abs. 3 BauNVO sollen Betriebe des Beherbergungsge-
werbes in den allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 3 und WA 4 generell 
ausgeschlossen bleiben, um den Wohnstandort nicht mit den typischerweise 
durch diese Nutzung entstehenden zusätzlichen Verkehren zu belasten. In-
nerhalb des Gebietes stehen geeignete Standorte, zum Beispiel im nördli-
chen angrenzenden Bebauungsplan „Taubenstraße“, für Beherbergungsbe-
triebe zur Verfügung.  
 

5.1.3 Mischgebiet  
 
Als zentraler Hochpunkt des Quartiers an der Schnittstelle zwischen dem 
Nordanger und dem Nordpark kommt dem Mischgebiet eine Sonderrolle zu. 
Der besonderen städtebaulichen Situation wird durch eine Einschränkung 
des Nutzungskanons vor allem in der Erdgeschosszone Rechnung getragen.  
 
So sollen im Erdgeschoss mit den der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für kulturelle und so-
ziale Zwecke nur Nutzungen zulässig sein, die der öffentlichen und exponier-
ten Lage des Standortes entsprechen. Ziel ist es, hier eine öffentliche Nut-
zung für die Anwohner des Quartiers und der übrigen Nordstadt, wie z. B. 
Café, Bar oder Nachbarschaftseinrichtungen zu etablieren. Ausnahmsweise 
können Geschäfts- und Büronutzungen im Erdgeschoss zugelassen werden, 
wenn diese einen stark öffentlichen Charakter aufweisen, wie z. B. Quartiers-
zentren. Für eine Wohnnutzung ist das Erdgeschoss aufgrund der städtebau-
lichen Situation mit der exponierten Lage nicht geeignet.  
 
Oberhalb des Erdgeschosses sind dann Wohnnutzungen, Geschäfts- und 
Büronutzungen, Anlagen für Verwaltungen und die der Versorgung des Ge-
bietes dienenden Schank- und Speisewirtschaften allgemein zulässig. Auf 
diese Weise soll ein lebendiger und in der Nutzung flexibler Quartiersmittel-
punkt geschaffen werden. Schank- und Speisewirtschaften können ggf. wie-
der im Bereich des Dachgeschosses interessant werden („Sky-Bar“).  
 
Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen für kirchliche, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke zugelassen werden. Der Standort bietet 
aufgrund der Zentralität und exponierten Lage vielfältige Chancen und Mög-
lichkeiten eines attraktiven Quartiersmittelpunktes. Einschränkungen in den 
Nutzungen ergeben sich hinsichtlich der Erreichbarkeit mit dem PKW und da-
mit verbundenen möglichen Störungen des Wohnumfeldes, was die aus-
nahmsweise Zulässigkeit der aufgeführten Nutzungen begründet.  
 
Die vorgesehene horizontale Gliederung soll ein verträgliches Miteinander 
von Wohnnutzungen mit den auf Öffentlichkeit und Besucherverkehr ange-
wiesen Nutzungen ermöglichen. Eine Durchmischung innerhalb einzelner 
Geschosse mit den einhergehenden Störungen empfindlicher Nutzungen soll 
vermieden oder zumindest reduziert werden. Um im Einzelfall eine Flexibilität 
zu erhalten, können lediglich Geschäfts- und Büronutzungen und Anlagen für 
Verwaltungen oberhalb des Erdgeschosses zugelassen werden. Es handelt 
sich hierbei um Nutzungen, bei denen davon ausgegangen werden kann, 
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dass sie sich bei entsprechender hochbaulicher Ausbildung im Allgemeinen 
nicht störend auf die Wohnnutzungen auswirken.   
 

5.1.4 Vergnügungsstätten  
 
Unter Berücksichtigung des „Steuerungskonzeptes Vergnügungsstätten“, das 
am 20. November 2012 vom Rat der Stadt Braunschweig beschlossen 
wurde, sollen im Mischgebiet Vergnügungsstätten ausgeschlossen werden. 
Auch werden Bordelle und bordellähnliche Betriebe sowie Wohnungsprostitu-
tion im Mischgebiet ausgeschlossen. Diese Nutzungen laufen dem städte-
baulichen Ziel, ein qualitätvolles Wohn- und Arbeitsumfeld zu schaffen, ent-
gegen. Eine Entwicklung des Standortes in Richtung Freizeit und Vergnügen 
ist für diesen Bereich nicht vorgesehen. Solche Nutzungen sind ggf. an ande-
rer Stelle unterzubringen. In dem in Planung befindlichen Wohngebiet und 
den angrenzenden, mit überplanten Bereichen, ist durch eine Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellähnlichen Betrieben sowie Woh-
nungsprostitution zudem ein trading-down-Effekt zu befürchten, der sich 
nachteilig auf das gesamte Quartier auswirken kann. 

 
5.1.5 Tankstellen  

 
Tankstellen sind im gesamten Geltungsbereich ausgeschlossen. Sie generie-
ren zusätzliche Fahrverkehre, die sich negativ auf die Wohnqualität des 
Quartiers auswirken. Zudem sind im nahegelegenen Umfeld, beispielsweise 
im Bereich der Ausfallstraße Hamburger Straße, aus verkehrlicher und städ-
tebaulicher Sicht besser geeignete Standorte für Tankstellen vorhanden.  
 

5.1.6 Gartenbaubetriebe  
 
Gartenbaubetriebe widersprechen insbesondere von ihrem Flächenbedarf 
her den städtebaulichen Zielen eines kompakten und verdichteten Wohn-
quartiers in innenstadtnaher Lage und werden somit im gesamten Geltungs-
bereich ausgeschlossen. Innerhalb des Stadtgebietes gibt es für Gartenbau-
betriebe geeignetere Standorte.  
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

5.2.1 Grundflächenzahl GRZ  
 
Allgemeine Wohngebiete WA 1 und WA 2 
Für die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 wird eine maximale 
Grundflächenzahl von 0,5 festgesetzt. Der Wert liegt über dem Höchstwert 
für allgemeine Wohngebiete von 0,4. Die Umsetzung der städtebaulichen 
Konzeption mit dem Ziel eines verdichteten Wohnquartiers erfordert eine 
leicht erhöhte GRZ. Mit der nun festgesetzten GRZ von 0,5 werden Spiel-
räume in der hochbaulichen Ausgestaltung der Wohnhäuser eröffnet. Durch 
die gleichzeitige Einschränkung der Überschreitungsmöglichkeiten gemäß 
§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO auf 30% wird eine maximale Gesamt-GRZ von 
0,65 inklusive aller oberirdischen Stellplätze und Nebenanlagen nicht über-
schritten. Durch die festgesetzte mindestens extensive Begrünung mindes-
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tens der Hälfte der Dachflächen wird die Beeinträchtigung der stadtklimati-
schen Situation vermindert. Durch die Begrünung der Innenhöfe und des ge-
samten Quartiers werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse erfüllt.  
 
Allgemeine Wohngebiete WA 3 und WA 4 
Für die allgemeinen Wohngebiete WA 3 und WA 4 wird eine maximale 
Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt. Somit entspricht der Wert dem 
Höchstwert für allgemeine Wohngebiete. Für die hier vorgesehenen gereih-
ten Stadthäuser bzw. Stadtvillen in verdichteter Bauweise reicht dieser Wert 
allerdings aus, um die städtebauliche Konzeption umzusetzen. Die Über-
schreitungsmöglichkeiten gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO werden im all-
gemeinen Wohngebiet WA 4 ebenfalls auf 30% beschränkt, um übermäßige 
Versiegelungen zu vermeiden und den grünen Charakter des Quartiers zu 
stärken. Im Bereich des allgemeinen Wohngebietes WA 3 wird auf eine Be-
schränkung der Überschreitungsmöglichkeiten verzichtet, um für die gereih-
ten Stadthäuser mehr individuellen Gestaltungsspielraum zuzulassen. Dies 
geschieht auch vor dem Hintergrund der hier anschließenden überwiegend 
versiegelten Bereiche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten.  
 
Mischgebiet  
Für das Mischgebiet wird eine maximale Grundflächenzahl von 0,6 festge-
setzt. Der Wert entspricht somit der Obergrenze für Mischgebiete. In zentra-
ler Lage am Schnittpunkt zwischen Nordanger und Nordpark gelegen, sieht 
der städtebauliche Entwurf hier einen baulichen Hochpunkt vor (bis zu acht 
Geschosse), um den Übergang der beiden maßgeblichen Grünräume im 
Quartier angemessen hervorzuheben. Durch die an drei Seiten angrenzen-
den Freiräume werden gesunde Wohnverhältnisse auch bei voller Ausschöp-
fung der festgesetzten GRZ inklusive der hier nicht eingeschränkten Über-
schreitungen gewährleistet (gemäß § 19 (4) BauNVO bis zu einer Gesamt 
GRZ von maximal 0,8). Die gegenüber § 17 BauNVO erhöhte Grundflächen-
zahl ist somit auch im Hinblick auf das Alleinstellungsmerkmal der von öffent-
lichen Grünflächen umgebenen Fläche vertretbar. 
 
Tiefgaragen 
In den dafür vorgesehenen Bereichen gemäß zeichnerischen Festsetzungen 
besteht die Möglichkeit der Unterbauung durch Tiefgaragen. In den Berei-
chen außerhalb der mit Hochbauten überbauten Flächen muss ihre Grundflä-
che nicht auf die GRZ angerechnet werden. So wird die Möglichkeit eröffnet, 
den ruhenden Verkehr großteils gebietsverträglich in Tiefgaragen unterzu-
bringen. Die Nichtanrechnung der GRZ für diese Bereiche ist allerdings an 
die Bedingung geknüpft, die Tiefgaragen mit einer Substratüberdeckung von 
mindestens 0,5 m herzustellen. Diese Flächen sind intensiv zu begrünen und 
als privat oder halböffentlich nutzbare Freiflächen zu gestalten. Auf diese 
Weise kann stadtklimatischen Nachteilen und Einschränkungen in der woh-
nungsnahen Erholung der unmittelbaren Anwohnerinnen und Anwohner ent-
gegengewirkt werden.  
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Aufgrund der geringen Grundstücksgröße und der hohen Ausnutzungsmög-
lichkeit des Mischgebietes kann die Planstraße C mit einer Tiefgarage unter-
baut werden (Unterbaurecht). Die Überdeckung der Tiefgarage unter der 
Planstraße C muss mindestens 0,5 m betragen.  
 
Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen führt zu einer er-
höhten Aufenthaltsqualität auf den öffentlichen und privaten Freiflächen, zu 
einer Verringerung der Immissionsbelastung gerade in den Wohnstraßen und 
somit zu einer deutlichen Erhöhung der Lebensqualität für die Bewohnerin-
nen und Bewohner. Eine vollumfängliche Anrechnung der Tiefgaragenflä-
chen auf die GRZ würde zu einer deutlichen Reduzierung der Grundstücks-
nutzung führen und eine Umsetzung der städtebaulichen Konzeption insge-
samt wesentlich erschweren. Eine wesentliche Beeinträchtigung der natürli-
chen Bodenfunktion ist nicht zu erkennen, da insgesamt ein großer Anteil an 
Freiflächen zur Verfügung steht.  
 
Abstandsflächen 
Die festgesetzten Baulinien basieren auf den planerischen Absichten des Er-
gebnisses des städtebaulichen Wettbewerbes und führen teilweise zu gerin-
geren als den vorgeschriebenen Abständen nach der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO). Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB können jedoch ge-
ringere als die in den §§ 5 bis 7 NBauO vorgeschriebenen Abstände zur Ver-
wirklichung besonderer baugestalterischer oder städtebaulicher Absichten 
festgesetzt werden. Festgesetzt werden Abstandsflächen von mindestens 
0,25 H bzw. mindestens 3,0 m. Somit wird den Erfordernissen des Brand-
schutzes genügt. Den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse auch auf den Nachbargrundstücken wird dabei entspro-
chen, da lediglich in kurzen Teilabschnitten eine Unterschreitung der nach 
NBauO vorgeschriebenen Abstandsflächen erforderlich ist, um die städte-
baulichen Figur gemäß dem Wettbewerbsentwurf umsetzen zu können.   

 
5.2.2 Zahl der Vollgeschosse  

 
Die Zahl der Vollgeschosse beträgt in den allgemeinen Wohngebiete WA 1 
bis WA 4 maximal vier. Dabei sind für die Blockinnenbereiche abseits der 
Planstraße A und des Nordangers maximal drei Vollgeschosse vorgesehen, 
wohingegen die städtebaulich prägnanten Kanten entlang der Planstraße A 
und des Nordangers (HA 135) mit vier möglichen Geschossen zu einer räum-
lich starken Fassung der öffentlichen Räume führen. Dies entspricht der 
städtebaulichen Zielsetzung für ein verdichtetes Wohnquartier in zentraler 
Lage. In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 ermöglicht ein um 
mindestens drei Meter von den Hauptfassaden zurückspringendes Staffelge-
schoss eine gute Ausnutzbarkeit des Raumes und der besonderen Wohn-
lage im Bereich der Dächer. Durch die vorgesehenen Rücksprünge werden 
negative städtebauliche Auswirkungen wie beispielsweise eine großflächige 
Verschattung und eine optische Höhergeschossigkeit zum Straßenraum hin 
begrenzt.  
 
Im Mischgebiet sind bis zu acht Vollgeschosse möglich. Ziel ist es, der städ-
tebaulichen Bedeutung dieses Standortes in zentraler Lage am Schnittpunkt 
zwischen Nordanger und Nordpark hochbaulich gerecht werden zu können.  
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Die Festsetzung der Geschossigkeit ergänzt die Festsetzung der maximalen 
Gebäudehöhen mit dem Ziel, eine überhöhte Ausnutzung des Gebietes zu 
verhindern.  

 
5.2.3 Höhen baulicher Anlagen  
 

Im gesamten Baugebiet werden besondere Ansprüche an eine harmonische 
Höhenentwicklung der räumlich besonders wirksamen Baukörper gestellt. In 
den allgemeinen Wohngebieten werden somit die maximal zulässigen Ge-
bäudehöhen der Dächer durch Festsetzungen begrenzt. Die Ränder zum 
Nordanger (siehe HA 135) und zur Planstraße A werden durch höhere Ge-
bäude gestärkt, während die Gebäudehöhe in den dazwischenliegenden Be-
reichen reduziert wird. Auf diese Weise soll eine hohe Wohnqualität bei der 
angestrebten hohen Dichte sichergestellt werden. In den allgemeinen Wohn-
gebieten WA 1 und WA 2 werden dabei für die Voll- und Staffelgeschosse 
getrennte Festsetzungen getroffen. 
 
Um den technischen Erfordernissen des modernen Wohnungsbaus gerecht 
werden zu können, sind Überschreitungen der festgesetzten Gebäudehöhe 
für technische Anlagen (z. B. Lüftungsanlagen, Abgasschornsteine, Anten-
nen, PV-Anlagen) und Erschließungsanlagen (Treppenhäuser und -auf-
gänge, Aufzüge) bis zu 3,0 m über der festgesetzten Gebäudehöhe zulässig. 
Allerdings müssen sie um das Maß ihrer Höhe von der Fassadenkante zu-
rückspringen, um keine negativen Beeinträchtigungen der öffentlichen und 
privaten Freiräume zu erzeugen.   
 
Damit die Baukörper gemäß dem städtebaulichen Entwurf ihre raumbildende 
Wirkung voll entfalten können, muss die Gebäudehöhe von Hauptgebäuden 
in den allgemeinen Wohngebieten mindestens 10,0 m, im Mischgebiet min-
destens 20,0 m betragen.  
 

5.2.4 Sockel  
 

In den allgemeinen Wohngebieten dürfen als Sockelgeschoss ausgebildete 
Tiefgaragen oder Kelleranlagen maximal 1,2 m, im Mischgebiet maximal 0,6 
m (OK Fertigfußboden) über dem jeweiligen Bezugspunkt der Straßenver-
kehrsfläche liegen. Auf diese Weise werden natürlich belüftete Tiefgaragen 
möglich. Im Mischgebiet kommt eine geringere Sockelhöhe der vorgesehe-
nen öffentlichen Nutzung entgegen. Die Beschränkung der Höhe dient dazu, 
Beeinträchtigungen des Straßenbildes zu reduzieren.  

 
5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten  

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Bauli-
nien definiert. Sie sind so zugeschnitten, dass einerseits genügend Spiel-
räume für die Bebauung der Grundstücke vorhanden sind und andererseits 
die städtebauliche Grundfigur klar zum Ausdruck kommt.  
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In den allgemeinen Wohngebieten sind Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO 
grundsätzlich auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig, müssen aber zu den öffentlichen Flächen bzw. zu den mit einem Geh- 
Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Allgemeinheit zu belastenden Flä-
chen einen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. Hierdurch soll sicher-
gestellt werden, dass beispielsweise Gartenhäuser oder Sichtschutzanlagen 
nicht im Nahbereich zu öffentlichen genutzten Flächen aufgestellt werden 
und so unmittelbar in den öffentlichen oder halböffentlichen Raum in den 
rückwärtigen Hofbereichen hineinwirken. Gleichzeitig sollen entsprechende 
Nebenanlagen in den rückwärtigen Gartenbereichen, die außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen liegen, zulässig sein. Ausgenommen von die-
ser Abstandsregelung sind Müllboxen, Fahrradständer und Briefkastenanla-
gen, die naturgemäß in der Vorzone von Gebäuden nahe den Eingängen un-
tergebracht werden. Um eine negative Beeinträchtigung des öffentlichen 
Raumes zu vermeiden, sind die Standorte für Müllboxen gemäß der Festset-
zung A.V.2.4 einzugrünen. Ausnahmsweise kann eine bauliche Einfassung 
erfolgen, sofern die verwendeten Materialien den örtlichen Bauvorschriften 
gemäß B.III.2 entsprechen.    
 
In den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet dürfen die Baugren-
zen und Baulinien durch Eingangsüberdachungen, Hauseingangstreppen, 
Kelleraußentreppen, Kellerlichtschächte, sonstige Außentreppen und Ram-
pen bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf maximal 50% der jeweiligen Fassaden-
breite überschritten werden. Mit dieser Regelung wird die erforderliche Flexi-
bilität in der baulichen Ausgestaltung erreicht. Gleichzeitig verhindert die Ein-
schränkung in Art und Umfang eine Beeinträchtigung des Stadtraumes.  
 
Mit dem Ziel, gegliederte und abwechslungsreiche Fassaden zu erhalten, 
dürfen Baulinien auf 35% der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 0,5 m 
über- oder unterschritten werden. Diese Festsetzung ermöglicht zudem mehr 
Flexibilität in der hochbaulichen Ausgestaltung. Baugrenzen dürfen in glei-
cher Weise um bis zu 0,5 m überschritten werden, um die gestalterisch ge-
wünschte Fassadengliederung gemäß der örtlichen Bauvorschrift (B.III.) 
durchgängig umsetzen zu können. Loggien dürfen die Baulinien um maximal 
0,5 m überschreiten. Die Nutzbarkeit der Loggien wird auf diese Weise er-
höht, ohne die Ablesbarkeit der Baukörper zu beeinträchtigen.  
 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind zu den öffentlichen 
Flächen jeweils zwei parallele Baugrenzen bzw. eine Baulinie mit paralleler 
Baugrenze in einem Abstand von 3,0 m festgesetzt. Die innenliegenden Bau-
grenzen sind für die Staffelgeschosse im Dachbereich vorgesehen. Sie dür-
fen auf maximal 40% der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 3,0 m über-
schritten werden. Ziel ist es, eine einseitige Abstaffelung der Gebäude und 
so allzu gleichförmige Gebäudekubaturen zu vermeiden.  
 
Im allgemeinen Wohngebiet WA 3 sollen zur Diversifizierung des Wohnungs-
angebotes im gesamten Quartier gereihte Stadthäuser mit kleinen privaten 
Garteneinheiten umgesetzt werden. Zu diesem Zweck wird die Anlage von 
Hausgruppen vorgesehen. Die maximal zulässige Errichtung von zwei 
Wohneinheiten soll ermöglichen, in einem gereihten Stadthaus entweder 
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eine Einliegerwohnung, oder zwei getrennte Wohneinheiten (z. B. zwei Mai-
sonette-Wohnungen) je Baugrundstück vorzusehen.  
 
In den übrigen allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind aus städ-
tebaulicher Sicht keine Festsetzungen zur Bauweise erforderlich.  
 

5.4 Mobilitätskonzept  
 

Das bereits im vorangegangen Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, ent-
wickelte und zum Teil zur Anwendung kommende Mobilitätskonzept kann 
auch im vorliegenden Bebauungsplan Verwendung finden. Es trägt der be-
sonderen Herausforderung bei der Planung eines verdichteten Wohnquar-
tiers, nämlich der Sicherung der Mobilität der Bewohnenden sowie der Schaf-
fung alternativer Mobilitätsangebote, in besonderer Weise Rechnung.  
 
Zudem sind wirtschaftliche Aspekte gerade vor dem Hintergrund des ange-
strebten teilweise sozialen Wohnungsbaus maßgeblich. Aufgrund seiner im 
Vergleich zu anderen Baugebieten relativ innenstadtnahen Lage im Stadt-
raum bietet das Quartier gute Voraussetzungen für die Umsetzung des inno-
vativen Mobilitätskonzeptes. Es zeigt auf, wie für das Nördliche Ringgebiet 
eine quartiersbezogene, nachfrageorientierte Mobilitätsversorgung gewähr-
leistet und betrieben werden kann. 

 
Das Konzept enthält verschiedene Bausteine zur Sicherstellung der Mobili-
tätsgrundversorgung des Gebietes. Die jeweiligen Mobilitätsangebote sollen 
aufeinander abgestimmt, nutzerfreundlich verfügbar gemacht sowie zentral 
organisiert und betrieben werden. Bei Anwendung und dauerhafter Gewähr-
leistung der Wirkung des Mobilitätskonzeptes kann der Stellplatzschlüssel für 
das Gebiet reduziert werden. Nach Fertigstellung des Mobilitätskonzeptes 
wird ein von 1,0 Stellplätzen je Wohneinheit abweichender Stellplatzschlüs-
sel von bis zu 0,6 privaten Stellplätzen je Wohneinheit festgesetzt, sofern 
sich der Vorhabenträger zur Umsetzung des Konzeptes verpflichtet. Das Mo-
bilitätskonzept ist nicht Teil des Bebauungsplanes.   

 
5.5 Stellplätze 

 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 4 und im Mischgebiet 
sind Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf 
den dafür vorgesehenen Flächen zulässig. Auf den speziell ausgewiesenen 
Flächen für oberirdische Stellplätze zwischen den Baufeldern sind geschlos-
sene Garagen unzulässig. Die für die Bewohnenden vorgesehenen Blockin-
nenbereiche sollen vom Fahrverkehr weitgehend freigehalten und die damit 
verbundenen negativen Auswirkungen auf das Wohnumfeld vermieden wer-
den. Die Wohnqualität im unmittelbaren Umfeld soll geschützt werden.  
 
In den dafür vorgesehenen Bereichen sind die erforderlichen Tiefgaragen 
auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Um zu erreichen, dass 
die von ihnen ausgehenden negativen Auswirkungen auf die Blockinnenbe-
reiche möglichst gering sind, werden die Tiefgaragendachflächen in den nicht 
durch Hochbauten überbauten Bereichen intensiv begrünt und für die Erho-
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lung nutzbar gestaltet. Die Zuschnitte der Flächen für Tiefgaragen sind be-
wusst großzügig gehalten und umfassen bis auf Randbereiche nahezu die 
kompletten Baufelder. Da keine schützenswerten Bäume in diesen Bereichen 
vorhanden sind, können so größere Spielräume bei den hochbaulichen Pla-
nungen ermöglicht werden.  
 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und im Mischgebiet sind 
Stellplätze innerhalb von Gebäuden nur in Tiefgaragen zulässig. Tiefgaragen 
dürfen als Sockelgeschosse gemäß A.III.2 ausgebildet werden. Mit dieser 
Festsetzung soll verhindert werden, dass Stellplätze massiv in der Erdge-
schosszone untergebracht werden, da dies erhebliche negative Auswirkun-
gen auf den angrenzenden Stadtraum haben würde. Dieser soll als sozial er-
lebbarer Freiraum wahrnehmbar sein.  
 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 3 und WA 4 sind Stellplätze aus-
nahmsweise auch im Erdgeschoss zulässig, wenn sie baulich in das Haupt-
gebäude integriert sind und ihre Breite insgesamt höchstens die Hälfte der 
jeweiligen Fassadenbreite entspricht. Durch die Einschränkungen werden 
negative Auswirkungen auf das städtebauliche Umfeld gering gehalten, 
wenngleich der Eigenart der in diesen Bereichen vorgesehenen Bauformen 
(gereihte Stadthäuser, Stadtvillen) durch die ausnahmsweise Zulässigkeit 
entsprochen werden soll.  
   
Im allgemeinen Wohngebiet WA 3 soll durch die Zulässigkeit eines Stellplat-
zes je Baugrundstück in den Vorgartenbereichen den bei gereihten Stadthäu-
sern üblichen Standards Rechnung getragen werden. Garagen und Carports 
sind in den Vorgärten allerdings unzulässig, um die stadträumlichen Auswir-
kungen dieser speziellen Regelung gering zu halten. Aus demselben Grund 
ist die Breite der Zufahrt auf maximal 3,0 m beschränkt. In den allgemeinen 
Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 4 und im MI sind maximal zwei Zufahrten je 
Grundstück in einer Breite von jeweils maximal 4,0 m zulässig, da aufgrund 
der Anlage von Tiefgaragen getrennte Zu- und Abfahrten ermöglicht werden 
sollen. 
 
Ohne die Anwendung des möglichen Mobilitätskonzeptes ist für Wohnungen 
über 40 m² Wohnfläche jeweils ein Stellplatz auf der privaten Grundstücksflä-
che nachzuweisen. Für Kleinwohnungen unter 40 m² Wohnfläche gemäß 
Wohnflächenverordnung und für Wohnungen, die mit Mitteln der sozialen 
Wohnraumförderung gefördert werden, müssen mindestens 0,5 Einstell-
plätze je Wohnung hergestellt werden. Für Kleinwohnungen unter 40 m² 
Wohnfläche gemäß Wohnflächenverordnung, die an das Studentenwerk oder 
einen anderen Träger gebunden sind, gilt der Stellplatzschlüssel von mindes-
tens 0,33 Einstellplätzen je Wohnung, wenn mindestens 1,0 Fahrradeinstell-
platz je Wohnung hergestellt wird. In der Regel ist bei diesen Wohnungsgrö-
ßen von einem geringeren Besatz an Stellplätzen auszugehen, zumal die Be-
wohner von der zentralen Lage und der guten Anbindung des Baugebietes 
an das öffentliche Wegenetz profitieren.  
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5.6 Öffentliche Verkehrsflächen 
 
5.6.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 

 
Zwischen Bienroder Weg und Mittelweg soll im Bereich der in Planung be-
findlichen Stadtstraße-Nord (Mitgaustraße, Wodanstraße) eine Busverbin-
dung den Anschluss an das ÖPNV-Netz verbessern. Bis zum Ausbau der 
Stadtstraße-Nord ist die Realisierung einer temporären Zwischenlösung an-
gedacht, der individuelle Durchgangsverkehr muss in dieser Phase unterbun-
den werden. 
 
Bei den Planungen wurde eine Stadtbahnverbindung („Campus-Bahn“) im 
Bereich der bestehenden Gleistrassen berücksichtigt. Wenn die Campus-
Bahn umgesetzt werden soll, erfolgt die Planung in einem separaten Plan-
feststellungsverfahren, der Zeitpunkt einer Umsetzung ist noch unbekannt. 
 
Bis zum Zeitpunkt einer möglichen Realisierung der „Campus-Bahn“ muss 
den künftigen Bewohnern Zugang zu einem ÖPNV-Angebot eröffnet werden. 
Dies wird durch die o. g. Busverbindung gewährleistet.   

 
5.6.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 

 
Die Haupterschließung des Gebietes erfolgt von Norden über die gegenwär-
tig in Planung befindliche Stadtstraße-Nord, die von der Hamburger Straße 
bis zum Bienroder Weg verlaufen wird. Zumindest das westliche Teilstück 
der Stadtstraße-Nord ist als Voraussetzung für die Umsetzung der vorliegen-
den Planung anzusehen, da die übrigen vorhandenen Straßenanbindungen 
(z. B. Taubenstraße) und Knotenpunkte (z. B. Mittelweg - Rebenring) nicht 
über die erforderliche verkehrliche Leistungsfähigkeit für die Erschließung 
des Wohngebietes verfügen. Somit liegen die Voraussetzungen für die Fort-
setzung der Planung des zweiten Bauabschnittes für das Wohngebiet „Nord-
anger“ zwischen Taubenstraße und Nordanger vor.  
 
Während die Planstraßen A und R für Geschwindigkeiten bis 30 km/h vorge-
sehen sind, werden die Anliegerstraßen (Planstraße B und C) als verkehrs-
beruhigte Bereiche ausgebildet. So soll u. a. die Aufenthaltsqualität für die 
Anwohnenden im öffentlichen Raum erhöht werden. Die Ringallee entlang 
des Nordparks (Planstraße R) wird als Fahrradstraße (Kfz-Verkehr frei, Vor-
rang für Rad Fahrende) ausgewiesen, sodass auf dieser eine Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h einzuhalten ist.  

 
  Aufgrund der besonderen Situation des Mischgebietes hinsichtlich der nach-

zuweisenden Stellplätze und der vergleichsweise geringen Grundstücksflä-
che besteht die Möglichkeit einer gemeinsamen Tiefgarage mit dem westlich 
der Planstraße C befindlichen allgemeinen Wohngebiet WA 1. Die öffentliche 
Verkehrsfläche der Planstraße C kann dazu mittels eines Unterbaurechtes 
mit einer Tiefgarage unterbaut werden. Nähere Details sind im Rahmen ei-
nes städtebaulichen Vertrages zu regeln. 
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5.6.3 Fuß- und Radverkehr  
 

Innerhalb des neuen Wohngebietes wird analog zum Bebauungsplan „Tau-
benstraße“, HA 135, ein engmaschiges Geh- und Radwegenetz vorgesehen.  
 
Über die Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Geh- und 
Radweg“ Weg 1 ist die Erschließung der angrenzenden Grundstücke zuläs-
sig, sofern kein unmittelbarer Anschluss an eine öffentliche Straßenverkehrs-
fläche besteht. Damit soll die Erreichbarkeit der südlich des Weges 1 im all-
gemeinen Wohngebiet WA 3 vorgesehenen gereihten Stadthäuser gewähr-
leistet bleiben. 
 
Für das Baugebiet „Nordanger“ ist zudem die Möglichkeit einer Querung der 
Gleisanlagen im Bereich Spargelstraße – Nordanger von zentraler Bedeu-
tung. Zu diesem Zweck wurden bereits Vorabstimmungen mit der Betreiberin 
der Bahn (Hafenbetriebsgesellschaft) und der zuständigen Aufsichtsbehörde 
geführt. Ziel ist die Ermöglichung einer ebenerdigen Querung unter Berück-
sichtigung der erforderlichen Sicherheitsaspekte. Für den Fußgänger- und 
Radverkehr ist dieser Anschluss von zentraler Bedeutung.  
 

5.7 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
 
Die grünordnerischen Festsetzungen sollen eine Durchgrünung des Bauge-
bietes, die Nutzbarkeit der Grünflächen für die Bevölkerung und, soweit mög-
lich, die Kompensation von Eingriffen in den Naturhaushalt sicherstellen. 
 

5.7.1 Grünordnung  
 

Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl städtebauli-
che als auch ökologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen 
gemäß Baugesetzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes sowie die Belange von Umweltschutz, Naturschutz und 
Landespflege. 
 
Öffentliche Grünflächen 
Im Plangebiet selbst sind keine öffentlichen Grünflächen vorgesehen. Es ist 
jedoch sichergestellt, dass die Grünflächen, die im angrenzenden Bebau-
ungsplan HA 135 festgesetzt wurden, gut erreichbar und damit für die Be-
wohnerinnen und Bewohner nutzbar sind. Dies gilt vor allem auch für erfor-
derlich werdende Spiel- (im Nordanger) und Jugendplätze (im Nordpark), de-
ren Größe entsprechend dem sich ergebenden Bedarf im Planverfahren 
HA 135 ausreichend dimensioniert wurden.  
 
Private Grünflächen 
Auf den privaten Flächen wird durch die auf die Grundstücksfläche bezogene 
Festsetzung von Gehölzpflanzungen eine auch für den Naturhaushalt quali-
tätvolle Durchgrünung der Baugrundstücke gewährleistet.  
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Durch die Überstellung und Eingrünung von Stellplatzflächen werden die ne-
gativen Folgen von versiegelten Flächen wie Übererwärmung und Minderung 
der Luftfeuchte reduziert. Zudem werden die negativen optischen Beeinträchti-
gungen ausgehend von parkenden Fahrzeugen gemindert. Die Festsetzung 
von Substratüberdeckungen auf Dächern von Tiefgaragen soll einen möglichst 
dauerhaften Erhalt der festgesetzten Vegetationselemente sicherstellen. 
 
Die Festsetzung von Mindestpflanzqualitäten soll eine möglichst zeitnahe 
Wirkung der Pflanzfestsetzungen weitestgehend sicherstellen. 
 

5.7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft, Zuordnung 
 
Die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ergibt, dass nach Umsetzung der Fest-
setzungen des Bebauungsplanes ein Bilanzierungsdefizit verbleibt, zugeord-
net zu den Baugebieten WA 1 bis WA 4 und MI, den Planstraßen A, B, C, so-
wie den Wegen 1 und 2. 
 
Dieses Defizit wird auf einer externen Maßnahmenfläche (Geltungsbereich B) 
mit folgenden Maßnahmen ausgeglichen: 
 
Auf einem ca. 4.300 m² großen Teilstück des Flurstücks 100, Flur 3, Gemar-
kung Dibbesdorf (Geltungsbereich B) sind folgende Maßnahmen umzuset-
zen: 
 
- Auf einer Fläche von ca. 2.500 m² ist eine Wiese mit jährlich zweimaliger 

Mahd mit Abfuhr des Mähgutes herzustellen. Auf dieser Fläche sind zu-
dem zwanzig Wildobstgehölze als Hochstamm zu pflanzen. Bei dem Wild-
obst steht nicht der Nutzungscharakter im Vordergrund. Die Gehölze bie-
ten ohne aufwändige Pflege Insekten und gerade auch im fortgeschritte-
nen Alter verschiedenen Vogelarten einen (Teil-)Lebensraum. 

 
- Auf einer Fläche von ca. 900 m² sind halbruderale Gras- und Staudenflu-

ren herzustellen. Diese sind durch eine jährliche Mahd mit Abfuhr des 
Mähgutes in den ersten fünf Jahren zu entwickeln. Danach ist die Fläche 
gehölzfrei zu halten. Durch die zunächst vorgesehene Abfuhr des Mähgu-
tes soll eine gegenüber dem jetzigen Zustand verringerte Nährstoffversor-
gung im Boden, die von der langjährigen landwirtschaftlichen Nutzung 
herrührt, erreicht werden. Es wird damit ein größerer Arten- und Blüten-
reichtum hervorgerufen, der verschiedenen Insektenarten und damit auch 
Vogelarten einen Lebensraum bietet.  

 
- Auf einer Fläche von ca. 600 m² ist eine Feldholzinsel aus standortge-

rechten heimischen Laubgehölzen zu pflanzen. Es sind vorrangig Ge-
hölze zu verwenden, die als Vogelnährgehölze dienen können. In der of-
fenen Feldflur können Feldgehölze Säugern und auch Vogelarten einen 
Rückzugraum bieten. 

 
- Auf einer Fläche von ca. 300 m² sind drei Aufweitungen des östlich der 

Fläche befindlichen Grabens mit unterschiedlich gestalteten Böschungs-
neigungen herzustellen. Das entnommene Bodenmaterial ist in Form 
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leichter Bodenwellen innerhalb der übrigen Maßnahmenfläche einzubrin-
gen. Durch die Maßnahme wird der Übergangsbereich vom feuchten zum 
trockenen Bodenmilieu vergrößert. Somit wird die Strukturvielfalt erhöht 
und trotz der Entwässerungsfunktion, die der Graben erfüllen muss, an 
feuchte Bedingungen gebundenen Vegetationsbeständen ein Standort 
geboten. 

 
Innerhalb des Plangebietes (Geltungsbereich A) sind drei für den Gartenrot-
schwanz geeignete Nistkästen an Bäumen anzubringen und dauerhaft zu er-
halten. Die Kästen sind spätestens mit Beginn der Erschließungsarbeiten zur 
Verfügung zu stellen. 

 
Diese Maßnahmen dienen gleichzeitig dem Ausgleich der zu erwartenden 
Beeinträchtigungen und Lebensraumverluste aus artenschutzrechtlicher 
Sicht. Diese können aufgrund der starken Nutzungsänderungen und -intensi-
vierungen nicht innerhalb des Plangebietes kompensiert werden.  
 
Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die Planstraße R wurden bereits 
im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135“, festgesetzt. 
 
Im Sinne des Artenschutzes ist grundsätzlich zu beachten, dass Baumfällar-
beiten und die Beseitigung anderer Gehölze vom 1. März bis zum 30. Sep-
tember verboten sind. Der Bauablauf ist dementsprechend zu planen. Kurz 
vor den Fällarbeiten sind die Gehölze grundsätzlich auf Lebensstätten (z. B. 
Nester, Höhlen, etc.) und sich darin befindende Tiere zu untersuchen. Dies 
gilt besonders für die bereits kartierten Höhlenbäume und die kartierten po-
tentiellen Gebäudequartiere. Diese dürfen nur vom 1. November bis 
28./29. Februar und unter biologischer Baubegleitung beseitigt werden. Auch 
beim Abriss oder Rückbau von Gebäuden sind diese vorher auf Lebensstät-
ten zu untersuchen.  
 

5.8 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
 
Zum Schutz und zur Vorbeugung vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wurde im Rahmen des Auf-
stellungsverfahrens eine schalltechnische Untersuchung (AMT, Gutachten 
Nr. 163076; 05.09.2016) durchgeführt. Dazu wurden die Geräuscheinwirkun-
gen der umliegenden Emissionsquellen auf das Plangebiet sowie die Auswir-
kungen der Emissionsquellen im Plangebiet auf die Umgebung nach den ak-
tuellen und einschlägigen Regelwerken zum Immissionsschutz erfasst und 
beurteilt sowie Empfehlungen zum Schallschutz erarbeitet. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Nordanger“, HA 136, Allgemeine 
Wohngebiete (WA) bzw. auf einer Teilfläche ein Mischgebiet (MI) in mehrge-
schossiger Bauweise vorgesehen. Bezüglich der Allgemeinen Wohngebiete 
(WA) bzw. des Mischgebietes (MI) ist aufgrund ist aufgrund der gemäß den 
Festsetzungen zulässigen Nutzungen davon auszugehen, dass keine immissi-
onsrelevanten Geräusche im Umfeld zum Plangebiet auftreten. 
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Des Weiteren sind Flächen für den Straßenbau geplant. Daraus resultierend 
handelt es sich im Wesentlichen um die nachfolgend genannten relevanten 
Emissionen:  
 
 Straßenverkehrslärm, 
 Schienenverkehrslärm, 
 Gewerbelärm, 
 Freizeitlärm. 
 
Entsprechend sind schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche gegen-
über den benachbarten schutzwürdigen Nutzungen nicht von vornherein auszu-
schließen. 
 
Die Beurteilung der Geräuschsituation im Plangebiet erfolgt grundsätzlich un-
ter Beachtung der DIN 18005 (‚Schallschutz im Städtebau‘). 
 

5.8.1 Straßenverkehr 
Die Prognose aus dem bei der Ingenieurgesellschaft WVI geführten Verkehrs-
modell der Stadt Braunschweig wurde anhand der für das Jahr 2015 vorlie-
genden Verkehrszahlen für den Prognosehorizont 2025 vorgenommen. 
 
Aufgrund des Straßenverkehrslärms sind Geräuschimmissionen lediglich im 
Bereich der pegelbestimmenden Planstraße A an der äußersten nordwestli-
chen Ecke des nördlichsten Baufensters festzustellen, die die Orientie-
rungswerte nach DIN 18005 um bis zu 1 dB(A) tags und nachts überschrei-
ten. Dadurch wird die Lärmsituation im Plangebiet hinsichtlich „Straßenver-
kehrslärm“ im Hinblick auf die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse ge-
mäß § 1 Abs. 5 Nr. 1 BauGB abwägungsbeachtlich. 
 
Bezüglich des von Überschreitungen betroffenen Bereichs sind aktive 
Schallschutzmaßnahmen, wie z. B. die Errichtung einer Lärmschutzwand 
(LSW) im Eckbereich zur Planstraße A, für die oberen Geschosse der Ge-
bäude nicht zielführend. Zudem würde eine Lärmschutzwand in diesem Be-
reich dem städtebaulichen Ziel, eine verdichtete Blockrandbebauung zu 
entwickeln entgegenstehen. 
Auch die planerische Maßnahme in Form von Quellabstandsfestsetzungen 
ist mit dem städtebaulichen Ziel ein städtisch geprägtes Wohngebiet in ver-
dichteter Bauweise bei effektiver Grundstücksausnutzung zu entwickeln 
nicht vereinbar. Vielmehr dient die vorgesehene Anordnung der Baufenster 
städtebaulich einer baulichen Wiederaufnahme der oberhalb des Plange-
biets angeordneten Wohnbebauung des Baugebiets „Taubenstraße“. Somit 
wird entlang der Planstraße A straßennah eine klare Raumkante von Ge-
schosswohnungsbau geformt sowie ein gestalteter Auftakt zu den anschlie-
ßenden niedrigeren Wohngebäuden im Plangebiet gebildet und eine Einfü-
gung im Sinne einer innerstädtischen Nachverdichtung erreicht. Dies voran-
gestellt wird akzeptiert, dass auch in dem Bereich mit Überschreitungen - 
zumal sie mit bis zu 1 dB(A) relativ gering ausfallen - Wohnen stattfinden 
soll. Entsprechend sind hier zur Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse 
weiterführende Schutzmaßnahmen vorzunehmen (s. Nr. 5.8.5 „Ausweisung 
von Lärmpegelbereichen“). 
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Durch die allein vom Erschließungs- und Anliegerverkehr des Plangebiets 
verursachten Straßenverkehrslärmimmissionen werden die maßgeblichen 
Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 
45 dB(A) nachts an der Bestandsbebauung außerhalb des Plangebiets, z. B. 
in den Baufeldern des Bebauungsplans HA 135 „Taubenstraße“, sicher einge-
halten. Somit kann grundsätzlich diesbezüglich kein Handlungsbedarf abge-
leitet werden. 
 
Der Neubau der Erschließungs- und Anliegerstraßen im Plangebiet ist un-
abhängig von der Betrachtung nach DIN 18005 nach der 16. BImSchV 
(Verkehrslärmschutzverordnung) zu beurteilen. Dazu werden ausschließlich 
die neu zu bauenden Straßen betrachtet. Aufgrund der geringen Verkehrs-
menge (max. 750 Fahrzeuge/ Tag), kann eine Überschreitung der Immissi-
onsgrenzwerte der 16. BImSchV durch den Neubau dieser Straßen inner-
halb und außerhalb des Plangebiets ausgeschlossen werden. Somit kann 
grundsätzlich diesbezüglich kein Handlungsbedarf abgeleitet werden. 
 

5.8.2 Schienenverkehr 
Die Berechnung der Geräuschemissionen durch Schienenverkehr erfolgt 
nach den Vorgaben der Schall 03 (1990) für das Prognosejahr 2025 konser-
vativ ohne Berücksichtigung des für die Gleise privilegierten Schienenbonus‘ 
von 5 dB(A). 
 
Von nordöstlicher in südwestlicher Richtung verläuft innerhalb des Plangebie-
tes eine Gleistrasse, die dem Transport von Kohle und Ammoniak für das na-
hegelegene Heizkraftwerk dient. Des Weiteren ist parallel zum derzeitigen 
Streckenverlauf des Güterzuggleises eine Stadtbahntrasse, sog. „Campus-
Bahn“, geplant. Bei der schalltechnischen Untersuchung wurde für die ge-
plante „Campus-Bahn“ im Sinne eines konservativen Ansatzes als Fahrbahn-
art „Betonschwellen im Schotterbett“ angesetzt. Aufgrund des Schienenver-
kehrslärms sind Geräuschimmissionen lediglich an den südlichen - parallel 
zu den Trassen verlaufenden - Baufenstern festzustellen, die die Orientie-
rungswerte nach DIN 18005 im Allgemeinen Wohngebiet um bis zu 5 dB(A) 
tags und 10 dB(A) nachts und im Mischgebiet in der Nachtzeit um bis zu 
4 dB(A) überschreiten. Diese Überschreitungen werden einzig von der ge-
planten „Campus-Bahn“ hervorgerufen; der bestehende Güterzugverkehr - 
allein für sich betrachtet - führt zu keinen Überschreitungen. Dadurch wird die 
Lärmsituation im Plangebiet hinsichtlich „Schienenverkehrslärm“ im Hinblick 
auf die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 5 Nr. 1 
BauGB abwägungsbeachtlich. 
 
Zum Zeitpunkt der Durchführung des Bebauungsplanverfahrens HA 136 gibt 
es bzgl. der „Campus-Bahn“ lediglich eine grobe Planung ohne weitere Reali-
sierungserkenntnisse. Dennoch wurde die „Campus-Bahn“ schalltechnisch 
mituntersucht, um für den Bebauungsplan HA 136 Plansicherheit zu gewähr-
leisten und um parallel sicherzustellen, dass das Planvorhaben HA 136 eine 
ggf. später kommende „Campus-Bahn“ nicht im Vorhinein immissionsschutz-
rechtlich verhindert. Aus diesem Grund wurde exemplarisch eine weitere Be-
rechnung der Schienenverkehrslärmimmissionen unter Ansatz der Fahrbahn-
art als „Rasenbahnkörper“ durchgeführt. Diese ergab, dass dadurch eine 
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Schallminderung von rd. 4 dB(A) erreicht werden kann und somit der maß-
gebliche Orientierungswert zur Tagzeit nahezu eingehalten und die Über-
schreitung zur Nachtzeit auf bis rd. 5 dB(A) reduziert werden kann. Dies vo-
rangestellt ist somit anzumerken, dass der Bebauungsplan bzgl. der „Cam-
pus-Bahn“ im Wesentlichen vorerst eine Flächensicherung in der Grünfläche - 
parallel zum bestehenden Gütergleis - vornimmt. Somit kann aktuell kein 
Handlungsbedarf abgeleitet werden; jedoch sind im Rahmen der Umsetzung 
der „Campus-Bahn“ weitere Schallschutzmaßnahmen zu ergreifen. 
 
Entsprechend ist, sofern es im Weiteren zu einer Realisierung der „Cam-
pus-Bahn“ kommt, ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, im Rah-
men dessen die Immissionssituation gemäß 16. BImSchV schalltechnisch 
ermittelt und bewertet wird und infolgedessen ggf. erforderliche Schallmin-
derungsmaßnahmen umgesetzt werden. Hierbei bietet sich als effektive 
Schallminderung ergänzend zum „Rasengleisbett“ grundsätzlich quellnaher 
aktiver Schallschutz in Form einer Lärmschutzwand (LSW) entlang der 
Gleise an. Da jedoch diese aktiven Schallschutzmaßnahmen ggf. allein 
nicht ausreichen um bei Umsetzung der „Campus-Bahn“ eine Einhaltung 
der Orientierungswerte insbesondere in den oberen Geschossen der be-
troffenen südlichen Baufenster sicherzustellen, können schon jetzt – unab-
hängig zur Realisierung der „Campus-Bahn“ - alternativ und/ oder ergän-
zend im Rahmen der Vorsorge/ des Selbstschutzes weiterführende Schutz-
maßnahmen vorgenommen werden (s. Nr. 5.8.5 „Ausweisung von Lärmpe-
gelbereichen“). 
 

5.8.3 Gewerbe-/ Anlagenlärm 
Die Geräuschbelastung durch gewerblich genutzte Anlagen wird auf 
Grundlage der TA Lärm rechnerisch nach DIN ISO 9613-2 ermittelt. Die Be-
rechnung der Gewerbelärmimmissionen erfolgt nach DIN ISO 9613-2 (Akustik 
- Dämpfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien, Teil 2) für eine Mittenfre-
quenz f = 500 Hz und einer Bodendämpfung G = 0,5 bei Mitwindwetterlage 
unter Berücksichtigung einer meteorologischen Korrektur mit C0 = 2 dB(A) un-
ter Anwendung des allgemeinen Verfahrens gemäß Nr. 7.3.1 und einer 
Gleichverteilung der Geräuschemissionen in freier Schallausbreitung bei einer 
mittleren Quellhöhe von 1 m.  
 
In der näheren Umgebung zum Plangebiet befinden sich einige gewerbliche 
Nutzungen, deren Geräuschemissionen in der schalltechnischen Untersu-
chung als immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) be-
rücksichtigt wurden (vgl. Schallgutachten). Diese Vorgehensweise erlaubt den Be-
trieben ihren gegenwärtigen Betrieb aufrechtzuerhalten und gibt ihnen Plansicher-
heit für die weitere zukünftige Entwicklung. 
 
Die Gewerbelärmimmissionen führen im gesamten Plangebiet innerhalb der Bau-
fenster zu keinen Überschreitungen, vielmehr werden die maßgeblichen Orientie-
rungswerte (DIN 18005) bzw. Immissionsrichtwerte (TA Lärm) insbesondere zur 
Tagzeit im Plangebiet großflächig deutlich unterschritten. 
Somit kann grundsätzlich kein Handlungsbedarf abgeleitet werden. 
 

5.8.4 Freizeit 
In der bestehenden öffentlichen Grünfläche (Bebauungsplan „Taubenstraße, 
HA 135) sieht die Planung eine Erholungs- und Freizeitfläche (‚Nordpark‘) 
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vor. Im Südosten des Parks ist ein Rodelberg (‚Winterfall‘) und nördlich da-
von ein Jugendplatz mit Spielfeldern für Beachvolleyball, Streetball o. ä. 
(‚Sommerfall‘) vorgesehen. Der Nutzung entsprechend, erfolgt die Berück-
sichtigung der Einwirkzeit im Sommerfall von 10 bis 22 Uhr und im Winterfall -
aufgrund der kürzeren Helligkeitsphase - von 10 bis 17 Uhr. Eine Nachtnutzung 
ist nicht zulässig. 
 
Die Geräuschbelastung durch die geplante Freizeitfläche wird aufgrund der 
Art und Ausführung der geplanten Anlagen nach der Niedersächsischen Frei-
zeitlärm-Richtlinie i. V. m. der TA Lärm ermittelt.  
 
Der Orientierungswert (DIN 18005) bzw. Immissionsrichtwert (TA Lärm) für 
den maßgeblichen Tagzeitraum wird selbst unter Berücksichtigung eines 
konservativen Ansatzes (Sonn- und Feiertag, Einwirkzeit, Emissionspegel) 
im gesamten Plangebiet deutlich unterschritten. Somit kann grundsätzlich 
kein Handlungsbedarf abgeleitet werden. 

 
5.8.5 Ausweisung von Lärmpegelbereichen (LPB) 

Um die vorhandene Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet kenntlich 
zu machen und den Schutzanforderungen der geplanten Allgemeinen Wohn-
gebiete Rechnung zu tragen, wurden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ ermittelt. Sie ergeben sich im vorliegenden Fall 
aus dem Gewerbelärm- und den um 3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissio-
nen (Straße und Schiene) auf Grundlage des um 10 dB erhöhten resultieren-
den Außenlärmpegels im Beurteilungszeitraum Nacht. Die Immissionsbelas-
tung ergibt im vorliegenden Fall unter Berücksichtigung der Fahrbahnart „Be-
tonschwellen in Schotterbett“ die Lärmpegelbereiche (LPB) II bis IV (vgl. 
Nr. 4.5.6). Dabei ergibt sich LPB IV benachbart zu den bestehenden und ge-
planten Gleistrassen im Bereich der südlichen Baufenster. Während im weit-
aus größeren Bereich des Plangebiets die LPB II - III vorliegen. Hierbei ist 
anzumerken, dass bei Einsatz von „Rasenbahnkörper“ („Campus-Bahn“) zu 
erwarten ist, dass sich der Lärmpegelbereich LPB IV auf LPB III reduziert. 
 
Entsprechend werden in den relevanten Bereichen des Plangebietes fol-
gende Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ in den 
Festsetzungen aufgeführt und gekennzeichnet: 
 

Maßgeblicher Außenlärmpegel in dB(A)  Lärmpegelbereich 

56 – 60 II 

61 – 65 III 

66 – 70 IV 

 
Aus den Lärmpegelbereichen resultieren die erforderlichen Bauschalldämm-
Maße (R’w,res) zur Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse innerhalb von 
Gebäuden. Durch die Kenntlichmachung der Lärmpegelbereiche im Bebau-
ungsplan können sich Ansiedlungswillige auf die vorhandene Lärmsituation 
einstellen und in Anwendung der DIN 4109 i. V. m. der VDI 2719 „Schalldäm-
mung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“ für eine geeignete 
Schalldämmung der Umfassungsbauteile inklusive der Fenster und deren Zu-

TOP 8.

107 von 155 in Zusammenstellung



- 46 - 

Bebauungsplan „Nordanger“, HA 136   Begründung, Stand: 07.03.2018 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 

satzeinrichtungen (z. B. Lüftungseinrichtungen) sorgen (passive Schall-
schutzmaßnahme). Durch die heute übliche Bauweise und der im Allgemei-
nen einzuhaltenden Bestimmungen (Energieeinsparverordnung – EnEV) er-
geben sich - dadurch dass diese Anforderungen mit den bestehenden bauli-
chen Standards sicher eingehalten werden - bis Lärmpegelbereich III keine 
weitergehenden Auflagen an die Außenbauteile. 
 
Im Allgemeinen können des Weiteren planerische/ bauliche Schallschutz-
maßnahmen bei der Ermittlung des erforderlichen Schalldämmmaßes be-
rücksichtigt werden. So wirken Gebäude entlang einer Schallquelle (z. B. 
Schiene) im nicht nur geringen Umfang schallreduzierend auf die rückwertig 
liegende Bebauung. Ebenso können z. B. durch eine sinnvolle Raumorientie-
rung Räume, die ständig zum Schlafen genutzt werden (Schlafzimmer, Kin-
derzimmer) oder auch Aufenthaltsräume, an den von der maßgebenden 
Schallquelle (hier: Schiene) abgewandten Gebäudeseiten angeordnet wer-
den, um durch die Eigenabschirmung eine deutliche Pegelminderung an die-
sen Fassaden von bis zu 10 dB(A) zu erzielen. 
 
Aus den Lärmpegelbereichen resultieren die erforderlichen Bauschalldämm-
Maße (R’w,res) zur Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse innerhalb von 
Gebäuden. Im Allgemeinen können des Weiteren planerische/ bauliche 
Schallschutzmaßnahmen bei der Ermittlung des erforderlichen Schalldämm-
maßes berücksichtigt werden. So wirken Gebäude entlang einer Schallquelle 
(z. B. Schiene) im nicht nur geringen Umfang schallreduzierend auf die rück-
wertig liegende Bebauung. Ebenso können z. B. durch eine sinnvolle Raum-
orientierung Räume, die ständig zum Schlafen genutzt werden (Schlafzim-
mer, Kinderzimmer) oder auch Aufenthaltsräume, an den von der maßgeben-
den Schallquelle (hier: Schiene) abgewandten Gebäudeseiten angeordnet 
werden, um durch die Eigenabschirmung eine deutliche Pegelminderung an 
diesen Fassaden von bis zu 10 dB(A) zu erzielen. Durch die heute übliche 
Bauweise und der im Allgemeinen einzuhaltenden Bestimmungen (Energie-
einsparverordnung – EnEV) ergeben sich - dadurch dass diese Anforderun-
gen mit den bestehenden baulichen Standards sicher eingehalten werden - 
bis Lärmpegelbereich III keine weitergehenden Auflagen an die Außenbau-
teile. 
 
Grundsätzlich liegt der „Schwachpunkt“ der Fassaden hinsichtlich Schalldäm-
mung bei den Fenstern, deren Dämmung nur im geschlossenen Zustand ent-
sprechend ihrer Schallschutzklasse wirksam wird. Gekippte Fenster weisen – 
unabhängig von ihrer Schallschutzklasse - ein Schalldämmmaß von nur etwa 
15 dB auf. Um einen ungestörten Nachtschlaf zu sichern, ist ab einem Beur-
teilungspegel von 45 dB(A) (vor dem Fenster) die Lüftung von Schlafräumen 
bzw. von zum Schlafen geeigneter Räume unabhängig von geöffneten Fens-
tern zu sichern. Dies ist entsprechend mittels Einbau kontrollierter Be- und 
Entlüftungsanlagen möglich. Ergänzend kann eine ausreichende Belüftung 
von schutzbedürftigen Räumen mit Fenstern an Fassaden mit Richtwertüber-
schreitungen auch durch einfache Maßnahmen, wie z. B. über Querlüftung 
von Fenstern an Fassaden ohne Richtwertüberschreitungen, vorgenommen 
werden. 
 
Die Festsetzungen zur Durchführung von passiven Schallschutzmaßnahmen 
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unter Anwendung der einschlägigen Vorschriften wurden entsprechend der 
obigen Ausführungen getroffen. 
 
Da die Lärmpegelbereiche aus den um 10 dB erhöhten Außenlärmpegeln zur 
Nachtzeit ermittelt wurden, sind sie für eine Festsetzung der Anforderungen 
an Nutzungsarten die typischerweise nur im Tagzeitraum stattfinden (z. B. 
bei Außenwohnbereichen und Büros) nur bedingt geeignet. Daher können für 
diese „Tagnutzungen“ die maßgeblichen Außenlärmpegel um 5 dB vermin-
dert werden; das entspricht der Reduzierung um einen Lärmpegelbereich. 
Dies wird in den Festsetzungen gewürdigt, indem zum Schutz der Außen-
wohnbereiche (Terrassen, Loggien, Balkonen, etc.) diese ab Lärmpegelbe-
reich IV an der der maßgebenden Lärmquelle (hier: Schiene) zugewandten 
Gebäudeseite unzulässig sind, sofern kein zusätzlicher Außenwohnbereich 
auf der von der Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite besteht. Abwei-
chend zur Errichtung auf der schallabgewandten Seite oder aber auch ergän-
zend, können unter Nutzung von anderen bzw. weiteren Abschirmungen 
durch Nebengebäude oder Fassadenrandbebauungen (z. B. Vorhangfassa-
den), Teil- oder Vollverschalungen (z. B. Schallschutzverglasungen etc.) ge-
schützte Außenwohnbereiche entstehen. Ebenso sinnvoll schützen zurück-
versetzte Fassaden den Aufenthaltsbereich von Balkonen, Loggien und Ter-
rassen und nicht zuletzt dahinterliegende schutzbedürftige Räume. 
 
Die Ermittlung bzw. Dimensionierung der o. g. notwendigen Schallschutz-
maßnahmen ist unter Berücksichtigung von Abständen, Hindernissen im 
Schallausbreitungsweg, baulichen Gebäudeanordnungen und der Gebäu-
degeometrie vorzunehmen und mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvor-
lagen, zugehörig zur Bauanzeige/ zum Bauantrag zu erbringen bzw. der Bau-
aufsichtsbehörde vorzulegen. Entsprechend wurden die Berechnungsverfah-
ren eindeutig bestimmt und für den Nachweis im Einzelfall in den textlichen 
Festsetzungen (Hinweise) aufgeführt. 
 

5.9 Soziale Infrastruktur 
 

Grundschule 
Auf einen Schulneubau für die Schüler des Plangebietes kann verzichtet wer-
den, da Kapazitäten in der Grundschule Isoldestraße in Folge des Bebau-
ungsplanes „Taubenstraße“, HA 135, ausreichend erweitert werden.  
 

 Kindertagesstätte  
Der sich aus den 500 Wohneinheiten ergebende rechnerische Bedarf an Be-
treuungsplätzen kann weder durch die vorhandenen Kitas in der Nordstadt 
noch von dem sich in Planung befindlichen Neubau einer Fünf- Gruppen Kita 
im 1. Bauabschnitt „Taubenstraße“, HA 135, vollständig gedeckt werden. 
 
Aus städtebaulicher Sicht wird es allerdings als nicht sinnvoll erachtet, eine 
weitere Kita in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Kita des 1. Bauabschnittes 
vorzusehen, zumal im unweit entfernten Baugebiet „Mittelweg-Südwest“, 
HA 113, ebenfalls eine entsprechende Vorbehaltsfläche für einen weiteren 
Kita-Neubau in der Gesamtplanung „Nördliches Ringgebiet“ erforderlich wird, 
die anteilig dem Baugebiet „Nordanger“ zugerechnet werden kann.  
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Die aufgrund der Festsetzungen möglich Wohneinheiten führen zu der not-
wendigen Einrichtung von fünf Kita-Gruppen. Im Bereich des Bebauungs-
plans Nordanger soll keine Kindertagesstätte errichtet werden. Zwei Kita-
Gruppen finden in der Kindertagesstätte im Baugebiet „Mittelweg-Südwest“ 
Platz. Die übrigen drei Kita-Gruppen sollen in einer zusätzlichen Kindertages-
stätte im Einzugsbereich des Bebauungsplans Nordanger im Rahmen des 3. 
Bauabschnittes des Nördlichen Ringgebietes untergebracht werden.  
 
Spiel- und Jugendplatz 
Entsprechend dem nicht mehr rechtskräftigen Niedersächsischen Spielplatz-
gesetz besteht für das Gesamtquartier ein Mindestbedarf an Kinder- und Ju-
gendspielfläche von jeweils 1.800 m² unter der Maßgabe, dass maximal 
1.200  Wohneinheiten für sämtliche Bauabschnitte entstehen (für den vorlie-
genden HA 136 kann von 500 WE ausgegangen werden). Diese Flächen 
wurden bereits vollumfänglich im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135, 
für alle Bauabschnitte planungsrechtlich gesichert. 
 

5.10 Entwässerung  
Gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik und dem Standard 
der Stadt Braunschweig soll auch das Baugebiet Nordanger ebenso wie das 
Baugebiet Taubenstraße im Trennsystem entwässert werden. Dem zufolge 
wurde ein Konzept zur Entwässerung von Schmutz- und Regenwasser auf-
gestellt.  
 
Schmutzwasser 
Das auf den privaten Flächen anfallende Schmutzwasser wird über ein neu 
zu erstellendes Kanalnetz im Baugebiet an das vorhandene Kanalnetz der 
Stadt Braunschweig angebunden. Dazu sollen in den neuen, öffentlichen Er-
schließungsstraßen Freigefälle-Sammelkanäle verlegt werden, die das häus-
liche Schmutzwasser aufnehmen und in das vorgelagerte Netz abführen. 
 
Regenwasser  
Das Konzept für die Regenentwässerung sieht vor, das auf privaten und öf-
fentlichen Flächen anfallende Niederschlagswasser dezentral im Baugebiet 
zu versickern. Dabei soll grundsätzlich eine Trennung des auf privaten Flä-
chen anfallenden Niederschlagswassers und des auf öffentlichen Flächen 
anfallenden Niederschlagswassers erfolgen. Es ist kein Anschluss an die öf-
fentliche Regenwasserkanalisation im Umfeld des Erschließungsgebietes 
vorgesehen. 
 
Aufgrund der Notwendigkeit von Tiefgaragen kann es aber in einzelnen Be-
reichen aus Platzgründen problematisch werden, das auf den privaten Flä-
chen anfallenden Regenwasser auch dort zu versickern. Daher soll es in 
Ausnahmefällen möglich sein, Versickerungsanlagen (Rigolen) für das auf 
privaten Flächen anfallende Regenwasser auch auf öffentlichen Grünflächen, 
vorzusehen. In diesem Falle sind allerdings getrennte Anlagen vorzusehen, 
um späteren Konflikten, etwa bei der Wartung, vorzubeugen. Die Inanspruch-
nahme der öffentlichen Grünfläche ist vertraglich zu regeln. Die Herstellung 
und Unterhaltung der privaten Versickerungsanlage geht vollständig zu Las-
ten des privaten Nutzers. 
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Die Rückführung des Niederschlagswassers in den natürlichen Wasserkreis-
lauf möglichst nahe am Ort des Anfalls ist ein ökologisch, wasserwirtschaft-
lich und technisch sinnvolles Ziel. Die hydrogeologischen Voraussetzungen 
für eine dezentrale Versickerung sind gegeben, daher können negative Aus-
wirkungen auf Boden und Grundwasser ausgeschlossen werden. Im Vorfeld 
der Planungen für die Entwässerungskonzepte wurden Baugrunduntersu-
chungen auf dem Planungsareal zur Feststellung der hydrogeologischen 
Randbedingungen und gegebenenfalls vorhandener Schadstoffbelastungen 
des anstehenden Bodens durchgeführt. Als Ergebnis wird die planmäßige 
Versickerung von Niederschlagswasser als grundsätzlich möglich bewertet. 
 
Auf den privaten Flächen ist die Herstellung von Mulden- und/ oder Rigolen-
versickerungsanlagen vorgesehen. Durch die Anlage von Gründächern kön-
nen das erforderliche Volumen einer Versickerungsanlage sowie der Auf-
wand für gegebenenfalls erforderliche Vorbehandlungsanlagen verringert 
werden. Die Entwässerung der öffentlichen versiegelten Flächen sollte vor-
zugsweise über Muldenversickerungsanlagen erfolgen. Muldenversicke-
rungsanlagen sind neben der Planstraße R im Süden des Plangebietes und 
neben der Planstraße A im Westen des Plangebietes vorgesehen. Für die 
Planstraße B muss ggf. die Anlage von Rigolen unter den Straßenflächen 
vorgesehen werden.  
 
Es ist zwingend erforderlich, vor der Planung von Versickerungsanlagen Un-
tersuchungen zur Erkundung der hydrogeologischen Gegebenheiten und zur 
Schadstoffbelastung des Untergrundes vornehmen zu lassen. Nur so lassen 
sich exakte Aussagen zur Planung und Bemessung einer Versickerungsan-
lage und zu gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen bei schadstoffbelas-
teten Böden machen. In den Bereichen, in denen Niederschlagswasserversi-
ckerung erfolgen soll, ist der belastete Boden (Auffüllungsbereich) vollständig 
auszutauschen bzw. zu beseitigen. Die Planungen für die Anlagen zur Nie-
derschlagsversickerung müssen der Unteren Wasserbehörde zur Genehmi-
gung vorgelegt werden. Bei Versickerungen im Bereich des Wassereinzugs-
bereiches sind Einträge von Schwermetallen zu vermeiden. Metallische 
Dacheindeckungen sind somit unzulässig.  

 
5.11 Sonstige Festsetzungen  
 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
Innerhalb der mit gekennzeichneten Flächen werden ein Gehrecht und ein 
Fahrrecht für Rad Fahrende zugunsten der Allgemeinheit und ein Fahrrecht 
zugunsten der Anlieger sowie für Rettungsfahrzeuge festgesetzt.  
 
Innerhalb der mit gekennzeichneten Flächen werden ein Gehrecht und ein 
Fahrrecht für Rad Fahrende zugunsten der Allgemeinheit sowie ein Fahr-
recht für Rettungsfahrzeuge festgesetzt. Diese Festsetzungen beziehen sich 
u. a. auf das Wegesystem innerhalb der Baublöcke, das grundsätzlich für die 
Allgemeinheit offen stehen soll. Ein Durchqueren der Baublöcke mit motori-
sierten Fahrzeugen soll hingegen nicht ermöglicht werden.  
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Innerhalb der mit gekennzeichneten Flächen werden ein Gehrecht und ein 
Fahrrecht für Rad Fahrende zugunsten der Allgemeinheit und ein Fahrrecht 
zugunsten der Anlieger sowie ein Fahrrecht für Rettungsfahrzeuge und zu-
sätzlich ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die Leitungsträger festgesetzt.  
 
Innerhalb der mit gekennzeichneten Flächen werden ein Gehrecht und ein 
Fahrrecht für Rad Fahrende zugunsten der Allgemeinheit sowie ein Fahr-
recht für Rettungsfahrzeuge und ebenfalls ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
für die Leitungsträger festgesetzt.  
 
Die festgesetzten Bereiche für Leitungsrechte auf den privaten Baugrundstü-
cken sind erforderlich, da aufgrund der möglichen Unterbauung der Plan-
straße C mit einer Tiefgarage die Führung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen in diesem Bereich nicht möglich ist. 
 

 Weitere technische Infrastruktur  
Die Haupt-Ver- und Entsorgungsleitungen des Gebietes werden im Bereich 
der öffentlichen Straßenverkehrsflächen und der öffentlichen Grünflächen 
vorgesehen. Neben der Versorgung mit Elektrizität, Telekommunikation und 
Frischwasser soll eine Versorgung mit Fernwärme realisiert werden. Diese 
bietet sich aufgrund der Lage nahe des HKW Mitte und der hohen Bebau-
ungsdichte an.  

 
 Wertstoffbehälter 

Um Störungen vorhandener und geplanter Nutzungen zu vermeiden, wird ein 
Standort innerhalb des Trennstreifens zwischen der Planstraße A und der 
privaten Stellplatzanlage von BS|Energy nahe der Taubenstraße vorgese-
hen. Dieser Standort ist zudem für sämtliche Bewohnende gut erreichbar und 
zudem ausreichend weit von der nächsten Wohnbebauung entfernt, um Stö-
rungen zu vermeiden.   
  

5.12 Örtliche Bauvorschriften  
 

5.12.1 Geltungsbereich und Anlass 
 
Ziel der städtebaulichen Planung ist ein für seine Bewohnenden lebenswer-
tes und attraktives Stadtquartier. Dies setzt eine ansprechende Gestaltung 
und ein harmonisches Stadtbild voraus. Dabei wird das Stadtbild u. a. durch 
die Dachformen und die Fassaden, aber auch durch die Nebenanlagen und 
Einfriedungen bestimmt. Die örtliche Bauvorschrift gilt für das gesamte Pla-
nungsgebiet. Durch ausgewogene gestalterische Vorschriften kann die At-
traktivität der im Geltungsbereich befindlichen Wohngebiete erheblich gestei-
gert werden. 
 
Um die städtebaulichen Festsetzungen zu optimieren, werden die örtlichen 
Bauvorschriften durch ein eigens für dieses Stadtquartier angefertigtes Ge-
staltungshandbuch ergänzt. Es bildet die Grundlage für die Begleitung der 
hochbaulichen Planungen durch einen Gestaltungsbeirat (GBR), bestehend 
aus unabhängigen Fachleuten und Vertretern der Verwaltung. In Ergänzung 
zum Gestaltungshandbuch wurde ein Farbmasterplan ausgearbeitet. Gestal-
tungshandbuch und Farbmasterplan sind nicht Teil des Bebauungsplanes. 
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Beides wurde im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes „Tauben-
straße“, HA 135, entwickelt und gilt auch für das vorliegende Plangebiet. 
 

5.12.2 Dächer 
 
Ein herausragendes Gestaltungselement des Baugebietes ist die Dachland-
schaft. Sie prägt das Gesamtbild des Quartiers maßgeblich. Auch die Stra-
ßen- und Freiräume innerhalb der Siedlung werden durch das Aussehen von 
Farbe, Form und Volumen der einzelnen Dächer stark beeinflusst. 
 
In den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind nur Flachdächer 
mit einer Neigung bis max. 6° zulässig. Mit dieser Festsetzung entsteht eine 
ruhige und zeitgemäße Dachlandschaft. Auch sind überdachte Nebenanla-
gen nur als Flachdächer mit einer Neigung bis max. 6° zulässig. Nebenge-
bäude und -anlagen sollen auf diese Weise optisch in den Hintergrund treten.  
 
In den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind mindestens 50% 
der Dachfläche der Hauptgebäude extensiv zu begrünen. Die festgesetzte 
Begrünung der Dachflächen steigert die Attraktivität für die Bewohnerinnen 
und Bewohner und bietet Vorteile aus stadtklimatischer Sicht. Die Nutzung 
von Photovoltaik und Solaranlagen soll oberhalb der Begrünung zulässig 
sein, um eine zeitgemäße und ökologisch sinnvolle Energieversorgung zu er-
möglichen. Die Funktionsfähigkeit der Dachbegrünung muss dabei gewähr-
leistet bleiben. Grundsätzlich erscheint es sinnvoller, Photovoltaikelemente 
und Solaranlagen in nicht begrünten Dachbereichen unterzubringen.  

 
5.12.3 Fassaden 

 
In den allgemeinen Wohngebieten sind die Fassaden optisch zu gliedern, um 
eine abwechslungsreiche Fassadenabwicklung zum öffentlichen Raum hin 
zu erhalten. Dies soll in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 
mindestens alle 30 m durch einen Material- bzw. Farbwechsel in Kombina-
tion mit einem Versatz der Trauflinie oder durch Vor- oder Rücksprünge in 
der Fassade erreicht werden. In begründeten Einzelfällen kann die Gliede-
rung der Fassaden ausnahmsweise auch mit anderen architektonischen Mit-
teln erfolgen. Im Bereich des allgemeinen Wohngebietes WA 3 sollen die ge-
reihten Stadthäuser je Nutzungseinheit gegliedert werden, die 30-m-Regel 
ergibt hier aufgrund der voraussichtlich wesentlich kleineren Einheiten keinen 
Sinn. Dies gilt analog bei den Stadtvillen (Allgemeines Wohngebiet WA 4) 
und dem solitären Hochpunkt (Mischgebiet). Durch die von den Baufeldern 
vorgegebenen geringeren Fassadenlängen wird bereits eine ausreichende 
Gliederung erreicht.  
 
In den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind Fenster, die von 
öffentlichen Flächen aus sichtbar sind, in stehenden Formaten auszuführen. 
Auf diese Weise soll ein über alle verschiedenen Architekturen hinweg ein-
heitliches Straßenbild mit einer im Wesentlichen vertikalen Gliederung er-
reicht werden. In begründeten Einzelfällen können auch hier Ausnahmen von 
dieser Vorschrift zugelassen werden, wenn eine solche Gliederung auf an-
dere Art und Weise ausgeführt wird.  
 
Das Quartier soll hinsichtlich der Gebäudematerialität einen durchgängigen 
Duktus erhalten. In den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind 
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als dominierendes Material Putzfassaden in unterschiedlicher Farbigkeit ge-
mäß dem Farbmasterplan vorgesehen, die durch anderweitige Materialien 
(Sekundärmaterialien) in einem gewissen Umfang in Abhängigkeit von der 
hochbaulichen Ausprägung akzentuiert werden sollen. Ausnahmsweise kön-
nen Klinkerfassaden auch in einem größeren Umfang zugelassen werden, 
sofern sie sich hinsichtlich ihrer Farbigkeit in den Farbmasterplan einordnen. 
Klinker ist ein das bestehende Nördliche Ringgebiet prägendes und zugleich 
baulich hochwertiges Fassadenmaterial, das grundsätzlich zulässig bleiben 
soll. Die möglichen Farbbereiche werden anhand der NCS-Codes (Natural 
Colour System) definiert.  
 

5.12.4 Farbgebung 
 
Materialität und Farbgebung der Fassaden bestimmen das individuelle Er-
scheinungsbild eines Gebäudes und prägen darüber hinaus maßgeblich den 
Charakter des Wohngebietes. Da die Außenwandflächen überwiegend als 
Putzfassaden ausgebildet werden sollen, kommt der Farbgebung eine be-
sondere Bedeutung zu. Ziel ist es, einerseits ein vielfältiges, abwechslungs-
reiches und lebendiges Quartier zu entwickeln, andererseits ist ein zu wildes 
Durcheinander verschiedener Farben und Intensitäten zu vermeiden. Dar-
über hinaus kommt der Farbgebung auch die Aufgabe zu, die einzelnen 
Hauseinheiten durch unterschiedliche Farbigkeiten ablesbar zu machen.   
 
Aus diesen Beweggründen heraus wurde speziell für dieses Baugebiet ein 
Farbmasterplan erarbeitet, der im Ergebnis nun einen gewissen Farbkanon 
aus 16 verschiedenen Farbtönen vorgibt. Die ausgewählten Farben orientie-
ren sich an den im gründerzeitlichen Nördlichen und Östlichen Ringgebiet 
vorgefundenen Farbspektren. Um die Farbtöne spezifizieren zu können 
wurde auf das Farbspektrum NCS („NCS Natural Colour System“, NCS Co-
lour AB, Stockholm Sweden 2004) zurückgegriffen, das die Farben nach dem 
Mischungsverhältnis der bunten Farben Gelb, Rot, Blau und Grün sowie der 
unbunten Farben Weiß und Schwarz ordnet. Bei dem Farbspektrum NCS 
handelt es sich um ein herstellerunabhängiges Farbsystem, das sowohl die 
Farbzusammensetzung als auch den Helligkeitsgrad der Farben eindeutig 
und nachvollziehbar bestimmt.  
 
Im Ergebnis setzt sich der vorgesehene Farbkanon aus folgenden Einzelfar-
ben für die Außenwandflächen zusammen (siehe letzte Seite):  
 

1 NCS S 1000-N 2 NCS S 2000-N 

3 NCS S 2010-G50Y 4 NCS S 2050-Y60R 

5 NCS S 3010-Y30R 6 NCS S 1510-Y50R 

7 NCS S 1015-Y20R 8 NCS S 1005-G60Y 

9 NCS S 0804-B50G 10 NCS S 2050-Y40R 

11 NCS S 1015-Y40R 12 NCS S 4010-Y70R 

13 NCS S 2020-G80Y 14 NCS S 2030- Y60R 

15 NCS S 4000-N 16 NCS S 1510-G90Y 

TOP 8.

114 von 155 in Zusammenstellung



- 53 - 

Bebauungsplan „Nordanger“, HA 136   Begründung, Stand: 07.03.2018 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 

Die Nebengebäude sind in Material und Farbe den Hauptgebäuden anzupas-
sen, um optische Spannungen zu vermeiden. Sie unterliegen ebenfalls den 
Regelungen des Farbmasterplans. Aneinandergrenzende Gebäudeab-
schnitte sollten in der Farbwahl aufeinander abgestimmt werden. Sekundär-
materialien und Sekundärfarben sind nicht verbindlich geregelt, sondern kön-
nen im Einzelfall unter Berücksichtigung der Fassadenfarbe individuell aus 
dem Farbkanon des Farbmasterplans bestimmt werden. Auf eine ausrei-
chende Kontrastwirkung ist dabei zu achten.  
 

5.12.5 Loggien und Balkone 
 
Um eine klare Ablesbarkeit der Baukörper und eine einheitliche Erschei-
nungsform zu gewährleisten, sollen zum öffentlichen Raum hin Freisitze nur 
als eingeschnittene Loggien zulässig sein. Diese können bis zu 0,5 m vor die 
Gebäudekante vorspringen (aus brandschutztechnischen Gründen aus-
nahmsweise bis zu 1,5 m entlang der Planstraße A). Die Aufenthaltsqualität 
auf den Loggien soll durch diese Maßnahme erhöht werden, ohne die Ge-
bäudekubatur aufzuweichen. Den Baukörpern vorgestellte Balkone führen zu 
einem uneinheitlichen Straßenbild, sie sollen daher nur zum von öffentlichen 
Straßen- und Grünflächen abgewandten Raum zur Ausführung kommen.  

 
5.12.6 Werbeanlagen 

 
Da auch Werbeanlagen erheblichen Einfluss auf die Qualität des Stadtbildes 
des Quartiers ausüben, werden Art und Umfang im Rahmen der örtlichen 
Bauvorschrift begrenzt. Ziel ist es, Werbeanlagen harmonisch in das Stadt-
bild und die Gebäudearchitektur zu integrieren.   
 
Grundsätzlich sind Werbeanlagen in den allgemeinen Wohngebieten und im 
Mischgebiet nur an der Stätte der Leistung innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Zudem sind Werbeanlagen nur an den Fassa-
den im Bereich der Erdgeschosszonen zulässig. Die Fernwirkung der Werbe-
anlagen soll auf diese Weise eingeschränkt werden. Die Werbeanlage darf 
dabei eine Länge von 2/3 der zugehörigen Nutzungseinheit und eine Höhe 
von 0,6 m nicht überschreiten. Einerseits soll öffentlich zugänglichen Nut-
zungseinheiten die Möglichkeit einer angemessenen Außendarstellung gege-
ben werden, andererseits steht insgesamt der Wohncharakter des Quartiers 
im Vordergrund. Eine zu große Dominanz oder Störwirkung auf die nähere 
Umgebung soll vermieden werden. Aus demselben Grund sind auch Anlagen 
mit sich turnusmäßig verändernder Werbedarstellung, wie z. B. LED-
Bildschirme, Rollbänder, Filmwände oder CityLightBoards, blinkende Werbe-
anlagen, Wechsellicht, Lauflichtbänder, Skybeamer und akustische Werbe-
anlagen, generell ausgeschlossen. Von ihnen ist zu erwarten, dass nachtei-
lige Auswirkungen auf das Wohnumfeld ausgehen.  
 

5.12.7 Einfriedungen 
 
Im Sinne eines einheitlichen und offenen Charakters des Wohngebietes wer-
den Art und Höhe der Einfriedungen im Bebauungsplan geregelt. Einfriedun-
gen von Privatgrundstücken entlang der Grenzen zum öffentlich genutzten 
Raum haben auf die Qualität von Straßen, Wegen und Plätzen, öffentlichen 
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Grünanlagen und auf den Charakter des Wohngebietes insgesamt großen 
Einfluss. Die festgesetzte Art und Höhe der Einfriedungen beschränkt sich 
daher auf die Grenze zu öffentlich genutzten Räumen, also auch an Grenzen 
entlang zu Flächen mit Gehrecht sowie mit einem Fahrrecht für Rad Fah-
rende zugunsten der Allgemeinheit sowie einem Fahrrecht für Rettungsfahr-
zeuge in den Blockinnenbereichen. Ansonsten werden zwischen privaten 
Grundstücken bewusst keine Festsetzungen getroffen.  
 
Da die privaten Vorgartenzonen optisch mit den öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen als Einheit wahrgenommen werden, soll die Einfriedung in den 
allgemeinen Wohngebieten auf eine Schnitthecke mit einer maximalen Höhe 
von 0,8 m beschränkt werden, sofern eine Einfriedung gewünscht ist. Die of-
fene Sicht in Verbindung mit einer gewissen sozialen Kontrolle des öffentli-
chen Raumes bleibt so gewährleistet. Zugelassen werden in den Wohnge-
bieten daher ausschließlich Hecken aus Laubgehölzen. Sie sollen sich har-
monisch in den Vorgarten einfügen. Die Länge dieser Beschränkung ergibt 
sich aus den individuellen Erfordernissen der Grundstücke vor Ort. Alternativ 
sind Mauern bis zu einer Höhe von 0,5 m zulässig, um den Grenzbereich 
zwischen öffentlichem und privatem Raum zu definieren. Die gleichen Rege-
lungen gelten für Einfriedungen entlang der Flächen mit einem Gehrecht und 
einem Fahrrecht für Rad Fahrende zugunsten der Allgemeinheit sowie einem 
Fahrrecht für Rettungsfahrzeuge in den Blockinnenbereichen. Auch hier soll 
eine gewisse soziale Kontrolle nicht durch höhere Einfriedungen verhindert 
werden.  
 

 
6 Gesamtabwägung  
 

Im Sinne der gesamtstädtischen Entwicklung Braunschweigs wird der Schaf-
fung von Wohnraum eine hohe Priorität eingeräumt. Mit den Planungen zum 
Baugebiet „Nordanger“ wird aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage nach 
zentral gelegenem und gleichzeitig bezahlbarem Wohnraum ein angemesse-
nes Angebot geschaffen, das der für Braunschweig nachteiligen Stadt-Um-
landwanderung entgegenwirkt und die Stadt als Ganzes in ihren vielfältigen 
Funktionen stärkt. Das Baugebiet „Nordanger“ setzt in städtebaulich sinnvol-
ler Art und Weise das bereits in der Umsetzung befindliche Baugebiet „Tau-
benstraße“ nach Süden hin fort. 
 
Insbesondere durch die Nähe zur Innenstadt, die leistungsfähige Erschlie-
ßung und die gute Anbindung an das Fuß- und Radwegenetz kann eine 
nachhaltige Sicherung der vorhandenen Infrastruktur- und Versorgungsange-
bote des näheren Umfeldes und der Stadt erreicht werden. Darüber hinaus 
wird durch die vorliegende Planung den Wohnbedürfnissen einer wachsen-
den Bevölkerung sowie den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse Rechnung getragen. Die städtebauliche Nachver-
dichtung zentral gelegener Standorte bei gleichzeitiger Berücksichtigung der 
Naherholung dienender Freiflächen verzeichnet somit vielfältige Vorteile ge-
genüber der Ausweisung von Neubaugebieten an den Stadträndern. Durch 
die Schaffung einer angemessenen Nutzungsmischung innerhalb des Quar-
tiers und einer guten Einbindung in die vorhandenen Strukturen der Nord-
stadt entsteht ein vitaler Stadtbaustein, von dem zu erwarten ist, dass er über 
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die Plangrenzen hinaus positive Impulse auf die umliegende Nordstadt aus-
strahlt.  
 
Aus diesen Gründen ist die vorgesehene Entwicklung des Wohnquartiers 
„Nordanger“ mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung vereinbar. 
Anforderungen an den Umweltschutz, soziale und wirtschaftliche Anforderun-
gen sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende Bodennutzung werden 
durch die vorliegende Planung erfüllt.  
 
 

7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
 Plangebiet (Geltungsbereich A) = Bruttobauland ca. 4,66 ha 100% 

 
 Nettobauland ca. 3,38 ha 72,53% 
 - davon Allgemeine Wohngebiete 
   WA 1 bis WA 4 ca. 3,29 ha 70,60% 
 - davon Mischgebiet ca. 0,09 ha   1,93% 
 
 Verkehrsflächen ca. 0,83 ha 17,81% 
 - davon Öffentliche Straßenverkehrsflächen 
   inkl. Verkehrsgrün ca. 0,79 ha 16,95% 
 - davon Verkehrsflächen mit  
   besonderer Zweckbestimmung 
   (Geh- und Radweg) ca. 0,04 ha   0,86% 
 
 Stellplatzflächen BS|ENERGY   ca. 0,45 ha   9,66% 
 
 

Geltungsbereich B = Ausgleichsflächen ca. 0,43 ha 
 
 
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 
 

Für die Verwirklichung des Baugebietes sind Erschließungsmaßnahmen wie 
der Bau von Straßen, Ver- und Entsorgungsleitungen, die Anlage von Grün-
flächen und die Herstellung von Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz erfor-
derlich.  

 
8.2 Kosten und Finanzierung 
 
 Die Kosten für die Straßenverkehrsflächen sollen mit städtebaulichem Ver-

trag auf eine Erschließungsträgerin übertragen werden. Sofern der Ab-
schluss eines städtebaulichen Vertrages scheitert, müssen für diese Anlagen 
entsprechende Erschließungsbeiträge erhoben werden. Dann verblieben 
10% der Kosten bei der Stadt Braunschweig. 
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8.2.1 Grunderwerb 
 
Nach gegenwärtigem Stand entstehen der Stadt keine Kosten für den Grund-
erwerb. Die privaten Flurstücke werden durch die Erschließungsträgerin ge-
kauft oder entsprechend dem städtebaulichen Entwurf getauscht.  
 

8.2.2 Kampfmittelräumung 
 
Nach gegenwärtigem Stand wird davon ausgegangen, dass die Kosten für 
die örtlichen Flächen von der Vorhabenträgerin mit städtebaulichem Vertrag 
übernommen werden. Nähere Einzelheiten regelt der Vertrag. 
 

8.2.3 Öffentliche Straßenverkehrsflächen  
 
Kosten zur Herstellung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen werden voll-
ständig von der Erschließungsträgerin übernommen. 
 

8.2.4 Öffentliche Grünflächen 
 
Es entstehen aufgrund dieses Planes keine Kosten zur Herstellung von öf-
fentlichen Grünflächen. Die Entwässerung der Planstraße R erfolgt über die 
südlich angrenzende Grünfläche (festgesetzt im HA 135). Diese muss vom 
Vorhabenträger erworben und als öffentliche Grünfläche mit Entwässerungs-
funktion hergestellt werden.  

 
8.2.5 Ausgleichsmaßnahmen  

 
Kosten 
Die Kosten für die Herstellung der Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz 
(einschl. des Artenschutzes) für die öffentlichen Verkehrsflächen und Bau-
landflächen belaufen sich insgesamt auf: ca. 55.000 € 
 
Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die Planstraße R wurden bereits 
im Bebauungsplan „Taubenstraße“, HA 135“, festgesetzt und zugeordnet. 
 
Finanzierung 
Die Herstellungs- und Grunderwerbskosten der Ausgleichsflächen, die den 
allgemeinen Wohngebieten und den zukünftigen Erschließungsflächen  zu-
geordnet sind, werden mit städtebaulichem Vertrag von den Vertragspartnern 
übernommen.  

 
8.2.6 Versorgungsleitungen 

 
Kosten und Finanzierung 
Die Kosten und die Finanzierung für die erforderlichen Maßnahmen werden 
von den jeweiligen Leitungsträgern übernommen. 
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8.2.7 Entwässerung 
       
Die Entwässerung des Regenwassers soll im Bereich der Bau- sowie Er-
schließungsflächen durch örtliche Versickerung erfolgen. Die Ableitung des 
anfallenden Schmutzwassers erfolgt über öffentliche Kanäle im Anschluss an 
das übergeordnete Netz. 
 
Kosten und Finanzierung  
Bei den erforderlichen Maßnahmen zur Entwässerung des Wohngebietes 
handelt es sich um so genannte „besondere Maßnahmen“ gemäß Abwasser-
entsorgungsvertrag zwischen der Stadt Braunschweig und der Stadtentwäs-
serung Braunschweig GmbH (SE|BS). Die Kosten für die Herstellung der 
Schmutzentwässerung werden von der SE|BS übernommen und über die 
Abwassergebühren refinanziert. Die Kosten für die Eintragung eines notwen-
digen Leitungsrechtes hat der Erschließungsträger zu tragen und in Abstim-
mung der SE|BS sowie der Abt. 66.5 zu veranlassen. 
 
Die Kosten der Regenentwässerung der Planstraßen A, B, C und R werden 
nach dem abzuschließenden städtebaulichen Vertrag von der Erschließungs-
trägerin übernommen.  
 

8.2.8 Grundschulversorgung 
 
Auf einen Schulneubau für die Schülerinnen und Schüler des Plangebietes 
kann verzichtet werden, da Kapazitäten in der Grundschule Isoldestraße in 
Folge des Bebauungsplanes „Taubenstraße“, HA 135, ausreichend erweitert 
werden. 
 
Kosten und Finanzierung 
Die Finanzierung der Erweiterung der Grundschule Isoldestraße ist bereits in 
Folge der Umsetzung des Bebauungsplanes „Taubenstraße (HA 135)“ gesi-
chert.  

 
8.2.9 Grünpflegekosten 

 
Kosten und Finanzierung 
Entsprechend der Kostenaufteilung und -zuordnung der Maßnahmen werden 
die auf 20 Jahre kapitalisierten, anteiligen Pflegekosten der Ausgleichsflä-
chen und des Straßengrüns per städtebaulichen Vertrag von den Vorhaben-
trägern übernommen. 

 
8.2.10   Kindertagesstätte 
 

Die aufgrund der Festsetzungen möglich Wohneinheiten führen zu der not-
wendigen Einrichtung von fünf Kita-Gruppen. Zwei Kita-Gruppen finden in 
der Kindertagesstätte im Baugebiet „Mittelweg-Südwest“ Platz. Die übrigen 3 
Kita-Gruppen werden in einem noch zu schaffenden Gebäude … unterge-
bracht. 
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Kosten und Finanzierung 
Die Mietkosten für die anteilige Miete der Kindertagesstätte im Wohngebiet 
„Mittelweg-Südwest“ übernimmt die Stadt. Die Kosten für das Gebäude und 
die Ausstattung für die weiteren 3 Kita-Gruppen werden per städtebaulichem 
Vertrag von der Vorhabenträgerin übernommen. 
 

8.2.11 Stellplatzfläche BS|Energy 
  

Der nördliche Teil der Stellplatzanlage ist im Rahmen der der Realisierung 
des Bebauungsplanes Taubenstraße (HA 135) bereits durch die Nibelungen-
Wohnbau-GmbH Braunschweig hergestellt worden. Als Stellplatz-Ersatz soll 
im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes Nordanger (HA 136) auch 
der südliche Teil des Parkplatzes realisiert werden. 

 
Kosten und Finanzierung 
Die Kosten für die Herstellung der Stellplatz-Anlage werden nach dem abzu-
schließenden städtebaulichen Vertrag von der Erschließungsträgerin über-
nommen.  

 
9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 

die Rechtsgrundlage bilden soll  
 
Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB sind für den Bebauungs-
plan nicht erforderlich. 
 
Es ist beabsichtigt, mit der Nibelungen Wohnbau GmbH als Erschließungs-
trägerin einen städtebaulichen Vertrag über die Erschließung des Plangebie-
tes abzuschließen. Die in diesem Bereich liegenden zukünftigen öffentlichen 
Flächen werden von der Erschließungsträgerin – soweit die Flächen in deren 
Eigentum stehen – unentgeltlich sowie kosten- und lastenfrei auf die Stadt 
übertragen. Die derzeitig noch in Dritteigentum befindlichen Flurstücke wer-
den freihändig von der Erschließungsträgerin erworben, oder auf freiwilliger 
Basis getauscht.  
 
In einem weiteren städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt und der Er-
schließungsträgerin soll die Übernahme aller Folgekosten geregelt werden, 
die in sachlichem und zeitlichem Zusammenhang mit der Realisierung der im 
Eigentum der Vertragspartner stehenden Grundstücke stehen.  
 
 

10 Außer Kraft tretende Bebauungspläne, Beseitigung des Rechtsscheines 
unwirksamer Pläne 
 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches treten die Bebauungspläne HA 108 
vom 15. März 1990 sowie HA 135 vom 23. Juni 2015 außer Kraft. Die Sat-
zungen über ein besonderes Vorkaufsrecht für Grundstücke gem. 25 BauGB 
vom 21. Mai 2012 für den Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses 
„Nordöstliches Ringgleis“, HA 133 sowie für Teile des Plangebietes zur Si-
cherung der Planungsziele vom 15. März 2012 behalten ihre Rechtskraft. 
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 Anlage 6.1 
 Stand: 7. März 2018 
 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Nordanger HA 136 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie sonstiger Stellen 
 
Die Beteiligung gemäß § 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) erfolgte vom 14. März bis 
zum 18. April 2017. 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben Verkehrs-GmbH 
vom 20. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Die Braunschweiger Verkehrs-GmbH ist 
im Rahmen der Beteiligung Träger öffent-
licher Belange zur Stellungnahme zu o.g. 
B-Plan aufgefordert worden. 
 
Die Schienentrasse für eine im Rahmen 
des Stadtbahnausbaukonzeptes geplante 
Stadtbahnstrecke ist berücksichtigt.  
 
Wir bitten zur Thematik Schallberech-
nung zu beachten, dass im Bebauungs-
plan keine Vorfestlegung einer Gleisober-
bauform getroffen werden sollte, sondern 
davon ausgegangen wird, dass die kos-
tengünstigste (aber leider auch schallkriti-
schere) Bauform einer Schottergleist-
rasse zur Ausführung kommen kann. 
Auch im Sinne der noch nicht nachgewie-
senen Wirtschaftlichkeit dieser Stadt-
bahnstrecke sollte im B-Plan kein kosten-
treibendes Rasengleis zu Grunde gelegt 
und festgeschrieben werden. Das mög-
licherweise ohnehin kritische wirtschaftli-
che Abschneiden dieser Stadtbahnnet-
zerweiterung würde dadurch zusätzlich 
belastet. Vielmehr erscheint es aus wirt-
schaftlicher Sicht des „Konzerns Stadt“ 
sinnvoller, in der Schallberechnung die 
schalltechnisch schlechteste Bauform ei-
nes Stadtbahngleises zu Grunde zu le-
gen, um für die Bebauung den größtnot-
wendigen Schallschutz zu definieren und 
damit alle künftigen Schallschutz-Ansprü-
che von Bauherren von vorn herein aus-
zuschließen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für eine konservative Betrachtung wur-
den für die Fahrbahnart zunächst „Beton-
schwellen im Schotterbett“ angenommen 
(Umfängliche Eingangsdaten siehe 
Schallgutachten: AMT, Gutachten-
Nr. 163076; 06.09.2016). 
 
Um vorab Plansicherheit für diesen Be-
bauungsplan zu gewährleisten und um si-
cherzustellen, dass durch das Planvorha-
ben HA 136 eine ggf. später kommende 
„Campus-Bahn“ nicht im Vorhinein immis-
sionsschutzrechtlich verhindert wird, 
wurde exemplarisch eine weitere Berech-
nung der Schienenverkehrslärmimmissio-
nen unter Ansatz der Fahrbahnart als 
„Rasenbahnkörper“ durchgeführt. 
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Ob die Installation einer Busschranke als 
temporäre Zwischenlösung zur Vermei-
dung von Durchgangsverkehr tatsächlich 
erforderlich ist, wird durch die Stadt 
Braunschweig beschlossen. Die Kosten 
für eine entsprechende Schranke sind 
vom Straßenbaulastträger – der Stadt 
Braunschweig – zu tragen. 
 
Die Ausgestaltung der ÖPNV-Anschlus-
ses für das Baugebiet steht noch unter 
dem Vorbehalt politischer Beschlüsse. 
Für die Verbesserung der Anbindung des 
Baugebiets an das ÖPNV-Netz sind ent-
sprechende Beschlüsse zu einer neuen 
oder angepassten Linienführung erforder-
lich. Weiterhin müssen die daraus resul-
tierenden steigenden Betriebskosten im 
Wirtschaftsplan der Braunschweiger Ver-
kehrs-GmbH abgebildet und beschlossen 
werden. 
 
Die verspätete Antwort bitten wir zu ent-
schuldigen. 
 
Für Rückfragen stehen wir selbstver-
ständlich zur Verfügung. 

Derzeitig dauern die Überlegungen zu 
den verschiedenen Möglichkeiten zur Un-
terbindung von Durchgangsverkehr noch 
an. Eine Abstimmung über eine Vorzugs-
variante ist noch nicht erfolgt.  
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 

Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben BS ENERGY Braunschwei-
ger Versorgungs-AG & Co. KG 
vom 18. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Für das Entwicklungsgebiet „Nordanger“, 
HA 136, bietet sich im Sinne einer nach-
haltigen und den Klimaschutzzielen der 
Bundesregierung verpflichteten Lösung 
die Realisierung einer Fernwärmeversor-
gung an. Im Maßnahmenpaket zur Ener-
gie- und Klimapolitik der Bundesregie-
rung nimmt die Kraft-Wärme-Kopplung 
eine herausragende Rolle ein. 
 
Unsere Braunschweiger Fernwärme wird 
in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt und ist 
als Ersatzmaßnahme für die nach dem 

Die Wärmeversorgung ist nicht Gegen-
stand der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes. Bereits im nördlich angren-
zenden ersten Bauabschnitt (HA 135) 
wurde eine Versorgung mit Fernwärme 
vorgesehen. Über die entsprechenden 
Leitungen lässt sich auch das Gebiet 
„Nordanger“ mit Fernwärme versorgen. 
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EEWärmeG vorgeschriebenen Verwen-
dung von regenerativen Energien bei 
Neubauten anerkannt. 
 
Mit der Fernwärmeversorgung würde ein 
zusätzliches emissionsfreies innenstadt-
nahes Neubaugebiet entstehen, was 
maßgeblich zu der Erreichung der um-
weltpolitischen Ziele der Stadt Braun-
schweig beitragen würde. Zur Realisie-
rung dieses emissionsfreien Baugebietes 
wäre es zielführend, hierfür eine Festset-
zung im Bebauungsplan mit örtlicher 
Bauvorschrift einzufügen oder in einem 
städtebaulichen Vertrag mit den Erschlie-
ßungsträgern festzulegen. 
 
Eine weitere und innovative Möglichkeit 
dieses Neubaugebiet mit Wärme zu ver-
sorgen ergibt sich mit der Planung und 
Realisierung eines umweltfreundlichen 
Energie Effizienz Quartiers, z. B. durch 
Nutzung von Fernwärme zusätzlich in 
Kombination mit alternativen Energieträ-
gern. Dieses Vorhaben würde 
BSIENERGY in Kooperation mit der Stadt 
Braunschweig und dem Erschließungs-
träger zuvor vertraglich abstimmen und 
bei entsprechendem Bedarf realisieren 
können. 
 
Im Sinne einer einheitlichen und wirt-
schaftlich realisierbaren Erschließung 
wird jedoch keine Parallelerschließung 
mit Fernwärme bzw. EEQ und Gas erfol-
gen. 
 
Abschließend an dieser Stelle noch unser 
Hinweis auf die derzeitig sich im Bau be-
findlichen Fernwärmebestandsleitungen 
gemäß dem anliegenden Lageplan. Bei 
den Leitungen ist hier bei Erschließung 
des HA 136, Nordanger zu beachten, 
dass diese weder überbaut noch mit tief 
wurzelnden Gehölzen bepflanzt werden 
dürfen. Bei geplanten Maßnahmen im 
Bereich dieser sich dann im Betrieb be-
findlichen Fernwärmeleitungen besteht 
deshalb immer eine frühzeitige Abstim-
mungspflicht mit BSIENERGY. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men (s. o). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men (s. o). 
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Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen bzw. berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben BS Netz GmbH 
vom 18. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Zum oben genannten Bebauungsplan 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die aufgeführten Gas-, Wasser- und 
Stromversorgungsleitungen sowie die 
Kommunikationsleitungen stehen im Ei-
gentum der Braunschweiger Versorgungs  
AG & Co. KG. 
 
Die Braunschweiger Netz GmbH ist der 
Betreiber der oben genannten Versor-
gungsleitungen. 
 
Stromversorgung: 
Für die elektrische Erschließung des 
Baugebietes sind voraussichtlich 2 Stell-
plätze für Stationen der Größe 4m x 5m 
vorzusehen. Mögliche Standorte sind im 
Plan beigefügt. Weiterhin werden im Er-
schließungsgebiet mehrere Kabelvertei-
lerschränke aufgestellt. Eine endgültige 
Aussage über die Versorgung der Grund-
stücke ist abhängig von der geplanten 
Bebauung (Anzahl der WE, Lage der 
Hausanschlussräume) und kann erst im 
Zuge der Ausführungsplanung konkreti-
siert werden. Die Trassenräume für die 
Stromversorgung in den Gehwegen sind 
unter Berücksichtigung von Elektrolade-
säulen für E-Mobility bis zu 1,20 m Breite 
freizuhalten. 
 
Für die rot umrandete Fläche im Plan ist 
ein Leitungsrecht für Kabel einzurichten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Plangebiet vorhandene Hauptversor-
gungsleitungen oder betriebliche Anlagen 
der BSINetz GmbH liegen überwiegend 
entweder bereits jetzt oder zukünftig in 
öffentlichen Flächen. Eine Sicherung 
durch Leitungsrechte ist daher nicht erfor-
derlich.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Festlegung der gesamten neugeplan-
ten Trassenführung sowie von neuge-
planten Standorten für betriebliche Anla-
gen zur Versorgung des Baugebietes mit 
Strom, Wasser, Gas und/ oder Fern-
wärme erfolgte in Abstimmung mit der 
BSINetz GmbH. Die Ortsnetzstationen 
wurden in Absprache mit der BSINetz 
GmbH und BSIENERGY im Bereich der 
privaten Stellplatzanlage an der westli-
chen Plangrenze gegenüber der nördli-
chen Einmündung der Planstraße C und 
im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 an der 
mit Leitungsrechten gekennzeichneten 
Fläche südlich der Stellplatzanlage vor-
gesehen. 
 
 
Die in der Stellungnahme zur Behörden-
beteiligung rot umrandete Fläche sollte 
als Zuwegung/ -fahrt für einen gewünsch-
ten Standort für eine Ortsnetzstation die-
nen. Daher sollte diese Fläche mit einem 
Leitungsrecht versehen werden. In Ab-
sprache mit der BSINetz GmbH und 
BSIENERGY wurde dieser Standort ver-
legt. Für die Zuwegung/ -zufahrt zu die-
sem abgestimmten Standort wurden die 
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Die Baumstandorte nach dem Vorentwurf 
des B-Planes in der nördlichen Straße (in 
Ost-West-Richtung) stehen einer Er-
schließung entgegen und werden in die-
ser Form abgelehnt. Die Standorte sind 
an die technischen Möglichkeiten anzu-
passen und möglichst nur auf einer Stra-
ßenseite anzuordnen. 
 

entsprechend benötigten Rechte im Be-
bauungsplan festgesetzt. 
 
Die Planstraße B soll verkehrsberuhigt 
ausgebaut werden. Hierzu gehört als Ele-
ment die wechselseitige Anordnung der 
Stellplätze mit integrierten Baumstandor-
ten. Bei der vorgesehenen Breite der 
Planstraße B von 11 Metern ist eine Ver-
legung der Leitungen trotzdem möglich. 

Gas- und Wasserversorgung: 
Die Erschließung des Baugebietes mit 
Wasser und ggf. mit Gas kann über die 
Versorgungsleitungen realisiert werden, 
die im Zuge der Erschließung des Bauge-
bietes „Nördliches Ringgebiet" (Bebau-
ungsplan „HA 135“ Taubenstraße) in der 
Planstraße A verlegt werden. Ob eine 
Gasversorgung tatsächlich erforderlich 
wird, ist abhängig von der Festlegung des 
Wärmekonzeptes. 
 
Eine endgültige Aussage bezüglich der 
erforderlichen Trassenräume kann erst 
im weiteren Zuge der Ausführungspla-
nung erfolgen, da diese abhängig vom 
Wärmekonzept sowie der Anzahl der WE 
und der Lage der Hausanschlussräume 
in den einzelnen Gebäudekomplexen ist. 
 
Eine denkbare Trassenführung für die 
Wasserversorgung gemäß aktuellem 
Kenntnisstand kann dem beigefügten La-
geplan entnommen werden. Sofern eine 
Gasversorgung zur Ausführung kommt, 
würden diese Leitungen entsprechend 
parallel der Wasserversorgung mitgeführt 
werden. 
 
Betriebstelefon: 
Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes „HA 136“ Nordanger' befinden sich 
Anlagen des Fernmeldenetzes. Für das 
Baugebiet ist eine Breitbandversorgung 
mittels Fiber to the home (FTTH) vorge-
sehen, die Erschließung kann über die 
Planstraße A des Baugebietes „Nördli-
ches Ringgebiet" (Bebauungsplan 
„HA 135“ Taubenstraße) erfolgen. 
 
Eine endgültige Aussage über die Versor-
gung der Grundstücke ist abhängig von 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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der geplanten Bebauung (Anzahl der WE, 
Lage der Hausanschlussräume) und 
kann erst im Zuge der Ausführungspla-
nung konkretisiert werden. Grundsätzlich 
werden hierfür Schutzrohre in den allen 
Planstraßen verlegt.  
 
Den geplanten Trassenverlauf entneh-
men Sie bitte dem beigefügten Plan. 
 
Die Bestandsleitungen des Fernmelde-
netzes dürfen nicht überbaut oder mit tief-
wurzelnden Gehölzen bepflanzt werden. 
Ist ggf. durch die Umgestaltung oder 
Neubau eine Umlegung der Bestandslei-
tungen erforderlich, sind diese in eine 
rechtlich zu sichernde Versorgungstrasse 
umzulegen. 
  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. Die Stellungnahme 
wird teilweise berücksichtigt.  
 

Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben DB Services Immobilien 
GmbH 
vom 24. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Die DB AG, DB Immobilien, als von der 
DB Netz AG bevollmächtigtes Unterneh-
men, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme der Träger öffentli-
cher Belange zum o. g. Verfahren: 
 
Gegen den Bebauungsplan HA 136 be-
stehen bei Beachtung und Einhaltung der 
nachfolgenden Bedingungen, Auflagen 
und Hinweise aus Sicht der DB AG und 
ihrer Konzernunternehmen keine Beden-
ken: 
 

 Das Plangebiet umfasst unter an-
derem einen Teil des Flurstückes 
106/66, welches derzeit im Eigen-
tum der DB Netz AG steht. Plan-
festgestellte Betriebsanlag/en der 
Eisenbahn können in der Bauleit-
planung nur nachrichtlich aufge-
nommen werden. Bei der über-
planten Fläche handelt es sich um 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Flurstück 106/66, Flur 7, Gemarkung 
Hagen, Stadt Braunschweig, wurde durch 
das Eisenbahn-Bundesamt bereits mit 
Bescheid vom 16.02.2015 unter dem Ak-
tenzeichen 58131 Paw 39/14 – 
581pf/008-2014#031 von Eisenbahnbe-
triebszwecken freigestellt. Insofern ist die 
Planungshoheit auf die Stadt Braun-
schweig übergegangen. 
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gewidmete Eisenbahnbetriebsan-
lagen, die dem Fachplanungsvor-
behalt des Eisenbahn-Bundesam-
tes (EBA) unterliegen. Änderungen 
an Eisenbahnbetriebsanlagen un-
terliegen demnach dem Genehmi-
gungsvorbehalt des EBA (§§ 23 
Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Absatz 1 
Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG 
i.V.m. § 18 AEG). Die kommunale 
Überplanung im Bereich des Flur-
stücks ist mit der Zweckbestim-
mung der Fläche, dem Betrieb der 
Bahn zu dienen, nicht vereinbar 
und daher bis zu einer Freistellung 
der Fläche von Bahnbetriebszwe-
cken durch das EBA nicht zulässig 
(BVerwG, Urteil v. 16.12.1988, Az. 
4 C 48.86). 

 Mit dem Bebauungsplan HA 136 
soll bauplanungsrechtlich u.a. die 
Möglichkeit geschaffen werden, 
Gebäude mit einer Gebäudehöhe 
von bis zu 26m in einem Abstand 
von 5m bzw. 4m zur Grundstücks-
grenze zu errichten. Wir weisen 
darauf hin, dass bauordnungs-
rechtlich Abstandsflächen nach 
der NBauO einzuhalten sind. Eine 
Übernahme von Abstandsflächen 
auf DB Gelände erfolgt regelmäßig 
nicht. Ausnahmen hiervon bedür-
fen einer besonderen Prüfung, wo-
für allerdings qualifizierte Antrags-
unterlagen einzureichen sind. 

 Bei Wohnbauplanungen in der 
Nähe von lärmintensiven Ver-
kehrswegen wird auf die Verpflich-
tung des kommunalen Planungs-
trägers hingewiesen, aktive (z.B. 
Errichtung Schallschutzwände) 
und passive (z.B. Riegelbebau-
ung) Lärmschutzmaßnahmen zu 
prüfen und festzusetzen. Je weiter 
die Orientierungswerte der DIN 
18005-1 überschritten werden, d.h. 
je stärker der Lärm das Wohnen 
beeinträchtigt, desto gewichtiger 
müssen die für die Wohnbaupla-
nung sprechenden städtebauli-
chen Gründe sein und umso mehr 
hat die Gemeinde die baulichen 
und technischen Möglichkeiten 

Unabhängig vom Bauplanungsrecht ist 
die Einhaltung der bauordnungsrechtlich 
erforderlichen Abstandsflächen im Bau-
antrag nachzuweisen. Die besagten Flä-
chen befinden sich zwischenzeitlich nicht 
mehr im Eigentum der DB AG, so dass 
eine Übernahme von Abstandsflächen 
auf DB-Gelände nicht erforderlich werden 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
Die schalltechnische Untersuchung hat 
ergeben, dass im gegenwärtigen Zustand 
mit reinem Güterverkehr weder tagsüber 
noch in der Nacht Überschreitungen der 
Orientierungswerte der DIN 18005 zu er-
warten sind. 
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auszuschöpfen die ihr zu Gebote 
stehen, um diese Auswirkung zu 
verhindern. 

 Durch die Planung und der sich 
anschließenden Nutzung des 
überplanten Bereiches dürfen die 
Sicherheit und die Leichtigkeit des 
Eisenbahnverkehres auf der an-
grenzenden Bahnstrecke nicht ge-
fährdet oder gestört werden. 

 Soweit für das neue Baugebiet 
eine neue Eisenbahnkreuzung 
hergestellt werden soll bzw. eine 
bestehende geändert werden 
sollte, ist umgehend Kontakt mit 
der DB Netz AG aufzunehmen. 

 Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
zur Verfügung. 

 
 
 
Der neue Betreiber dieser Anlagen (Ha-
fenbetriebsgesellschaft Braunschweig 
mbH) wurde parallel beteiligt und sieht 
seine Belange im Grundsatz berücksich-
tigt. 
 
 
Die besagten Flächen befinden sich zwi-
schenzeitlich nicht mehr im Eigentum der 
DB AG, so dass eine Absprache mit der 
DB Netz AG nicht mehr erforderlich ist. 
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt 
bzw. ist in Teilen wegen des Eigentümer-
wechsels gegenstandslos. 
 

Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben Deutsche Telekom GmbH 
vom 4. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Sollte sich seit unserer Stellungnahme 
vom 30.11.2015 keine Änderung ergeben 
haben, gilt diese weiterhin. 
 
Inhalt der Stellungnahme vom 
30.11.2015: 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte 
i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzuneh-
men sowie alle Planverfahren Dritter ent-
gegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzu-
geben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationslinien der Telekom, die aus 
beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festlegung der gesamten Trassen-
führung zum Ausbau des Telekommuni-
kationsliniennetzes sowie ggf. die Verle-
gung von vorhandenen Leitungen oder 
Anlagen im Baugebiet erfolgte in Abstim-
mung mit der Telekom Deutschland 
GmbH. Insofern kann davon ausgegan-
gen werden, dass sämtliche Belange der 
Telekom Deutschland GmbH berücksich-
tigt wurden. 
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Dieses Baugebiet (HA 136) ist als ein 
weiterer Bauabschnitt zu HA 135 zu ver-
stehen. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass 
aus wirtschaftlichen Gründen eine Ver-
sorgung des Neubaugebietes mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur in unterirdi-
scher Bauweise nur bei Ausnutzung aller 
Vorteile einer koordinierten Erschließung 
sowie einer ausreichenden Planungssi-
cherheit möglich ist. 
 
Wir bitten daher sicherzustellen, dass 

- für den Ausbau des Telekommuni-
kationsnetzes im Erschließungsge-
biet die ungehinderte, unentgeltli-
che und kostenfreie Nutzung der 
künftig gewidmeten Verkehrswege 
möglich ist, 

- entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB folgende Flächen als mit 
einem Leitungsrecht zu belasten 
festgesetzt werden und im zweiten 
Schritt eine beschränkte persönli-
che Dienstbarkeit im Grundbuch 
zugunsten der Telekom Deutsch-
land GmbH, Sitz Bonn, mit folgen-
dem Wortlaut eingetragen wird: 
"Beschränkte persönliche Dienst-
barkeit für die Telekom Deutsch-
land GmbH, Bonn, bestehend in 
dem Recht auf Errichtung, Betrieb, 
Änderung und Unterhaltung von 
Telekommunikationslinien, verbun-
den mit einer Nutzungsbeschrän-
kung." 

Die Koordinierung des Ausbaus mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger erfolgt durch das 
Baureferat der Stadt Braunschweig. So-
mit ist sichergestellt, dass die Belange al-
ler Versorgungsträger berücksichtigt wer-
den. 
 

- der Erschließungsträger verpflich-
tet wird, in Abstimmung mit uns im 
erforderlichen Umfang Flächen für 
die Aufstellung von oberirdischen 
Schaltgehäusen auf privaten 
Grundstücken zur Verfügung zu 
stellen und diese durch Eintrag ei-
ner beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit zu Gunsten der Tele-
kom Deutschland GmbH, Sitz 
Bonn, im Grundbuch kostenlos zu 
sichern, 

- eine rechtzeitige und einvernehmli-
che Abstimmung der Lage und der 
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Dimensionierung der Leitungszo-
nen vorgenommen wird und eine 
Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt, 

- die geplanten Verkehrswege nach 
der Errichtung der TK-lnfrastruktur 
in Lage und Verlauf nicht mehr 

- verändert werden. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungs-
träger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Te-
lekom Technik GmbH unter der im Brief-
kopf genannten Adresse so früh wie mög-
lich, mindestens 3 Monate vor Baube-
ginn, schriftlich angezeigt werden. 
 
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben Eisenbahn-Bundesamt 
vom 12. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Ihr Schreiben ist am 16.03.2016 beim Ei-
senbahn-Bundesamt (EBA) eingegangen 
und wird hier unter dem o.g. Geschäfts-
zeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für 
die Beteiligung des EBA als Träger öf-
fentlicher Belange. 
 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zu-
ständige Planfeststellungsbehörde für die 
Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Ei-
senbahn des Bundes. Es prüft als Träger 
öffentlicher Belange, ob die zur Stellung-
nahme vorgelegten Planungen bzw. Vor-
haben die Aufgaben nach § 3 des Geset-
zes über die Eisenbahnverkehrsverwal-
tung des Bundes (Bundeseisenbahnver-
kehrsgesetz – BEVVG) berühren. 
 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesam-
tes werden von der Planung nicht berührt 
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bzw. werden in der Planung ausreichend 
berücksichtigt. Insofern bestehen keine 
Bedenken. 
 
Bitte beachten Sie, dass das eisenbahn-
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus 
Sicht der Betreiber der Eisenbahnbe-
triebsanlagen prüft. Die Betreiber dieser 
Anlagen sind möglicherweise betroffen. 
Daher werden die gebotenen Beteiligun-
gen empfohlen, sofern sie nicht bereits 
stattfinden.

 
 
 
 
Der Betreiber dieser Anlagen (Hafenbe-
triebsgesellschaft Braunschweig mbH) 
wurde parallel beteiligt. 
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten, die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben Hafenbetriebsgesellschaft 
Braunschweig mbH 
vom 13. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Mit Schreiben vom 14.03.2016 baten Sie 
um eine Stellungnahme zur Aufstellung 
o.g. Bebauungsplans. 
 
Durch den Eisenbahnbetrieb können 
Emissionen (Erschütterungen, Lärm, 
Staub, u. ä.) ausgehen. Eine Haftung 
hierfür wird von der Hafenbetriebsgesell-
schaft Braunschweig mbH nicht über-
nommen. Sollten bei einer stärkeren Nut-
zung dieser Eisenbahninfrastruktur zu ei-
nem späteren Zeitpunkt Lärmschutzmaß-
nahmen erforderlich sein, gehen diese 
nicht zu Lasten der Hafenbetriebsgesell-
schaft Braunschweig mbH. 
 
Für Rückfragen diesbezüglich stehen wir 
Ihnen gerne telefonisch unter der Ruf-
nummer 0531/2103410 zur Verfügung. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Die erwähnten Immissionen wurden im 
schalltechnischen Gutachten berücksich-
tigt. 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten, die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
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Stellungnahme Nr. 8 
Schreiben IHK Braunschweig 
vom 13. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Im Zuge der o.g. Bebauungsplanung soll 
ein städtisch geprägtes Wohngebiet mit 
ca. 500 Wohneinheiten entstehen. Es 
handelt sich dabei um den zweiten Bau-
abschnitt eines großflächigen Wohnge-
bietes, dessen erster Bauabschnitt im 
Rahmen des Bebauungsplanes HA 135 
„Taubenstraße" vorbereitet wurde. Auf 
die bestehenden gewerblichen Nutzun-
gen innerhalb sowie im Umfeld des bis-
her heterogen strukturierten Plangebietes 
hatten wir bereits im Zuge der frühzeiti-
gen Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange sowie im Rahmen der Verfahren 
zur 118. Änderung des Flächennutzungs-
planes sowie zum Bebauungsplan HA 
135 „Taubenstraße" hingewiesen. So fin-
den sich innerhalb und in Nachbarschaft 
des hier in Rede stehenden Plangebietes 
gewerbliche Nutzungen wie etwa die Fir-
men Grove und Schumacher nördlich der 
Taubenstraße, der Standort von 
BSIEnergy im Westen, diverse Gewerbe-
betriebe in Richtung Bültenweg sowie 
östlich der nördlichen Spargelstraße im 
Bereich des Gotenweges und an der Wo-
danstraße. 
 
Im Rahmen der vorangegangenen Pla-
nungsschritte hatten wir gefordert, bei der 
weiteren Konkretisierung der Planungen 
unbedingt die Verträglichkeit der geplan-
ten Wohnnutzungen mit den Gewerbe-
nutzungen im Hinblick auf den Immissi-
onsschutz zu prüfen. Dabei hatten wir 
mitgeteilt, dass aus wirtschaftlicher Sicht 
der Planung nur dann keine Bedenken 
entgegengebracht werden können, wenn 
die verbleibenden Gewerbebetriebe in 
Folge der Wohngebietsausweisung kei-
nerlei Einschränkungen ihrer betriebli-
chen Nutzungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten befürchten müssen. Zwecks 
Prüfung der entsprechenden Verträglich-
keit wurde inzwischen ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt, dessen Inhalte 
und Empfehlungen Eingang in die Pla-
nung gefunden haben. Dem Gutachten 
zufolge wurde festgestellt, dass die 

Die Verträglichkeit der geplanten Wohn-
nutzungen mit den vorhandenen Gewer-
benutzungen wurde im Rahmen eines 
Schallgutachtens nachgewiesen. Mit den 
im Plangebiet befindlichen Betrieben 
konnten einvernehmliche Lösungen über 
mögliche Standortverlagerungen gefun-
den werden (Eigentümer der Flächen von 
Grove und Betriebsaufgabe Firma Schu-
macher). BSIENERGY und das Gewer-
begebiet Gotenweg bleiben von der 
neuen Wohnbebauung unberührt.  
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schalltechnischen Orientierungswerte ge-
mäß Beiblatt zur DIN 18005 bzw. die 
Richtwerte der TA Lärm aufgrund des 
Gewerbelärms am Tage im gesamten 
Plangebiet um mindestens 4 dB unter-
schritten werden. 
 
In der Nacht werden die Werte am westli-
chen Rand des Plangebietes durch den 
Gewerbelärm weitgehend ausgeschöpft - 
allerdings treten im gesamten Plangebiet 
keine Überschreitungen auf; in der Mitte 
des Plangebietes werden die Immissions-
richtwerte sogar deutlich unterschritten. 
Auch durch den Schienenverkehrslärm 
auf der südlich gelegenen Gleistrasse, 
die dem Transport von Kohle und Ammo-
niak zum nahegelegenen Heizkraftwerk 
dient, werden die einschlägigen Immissi-
onsgrenzwerte der 16. BlmSchV sowohl 
am Tage als auch in der Nacht unter-
schritten. Vor dem Hintergrund dieser 
gutachterlichen Feststellungen und den 
daraus abgeleiteten planerischen Fest-
setzungen unter A.Vlll.1 (Lärmpegelberei-
che) gehen wir davon aus, dass den Ge-
werbebetrieben im Umfeld des Plange-
bietes infolge der Wohngebietsplanung 
keinerlei lärmschutzbedingte Restriktio-
nen drohen. Sofern dies zweifelsfrei ge-
währleistet ist, können wir unsere ent-
sprechenden zuvor geäußerten Beden-
ken zurückstellen. 
 
Da die o.g. Bebauungsplanung ausdrück-
lich der Ausweisung von Wohngebieten 
dient, stellt sie die Zukunft der innerhalb 
des Plangebietes gelegenen Gewerbe-
nutzungen (etwa der Firmen Grove und 
Schumacher) am jetzigen Standort in 
Frage. Nach unserer Kenntnis hat die 
Stadt Braunschweig bereits in den zu-
rückliegenden Monaten und Jahren den 
direkten Kontakt zu den Eigentümern der 
gewerblich genutzten Flächen im Bereich 
und im Umfeld des Plangebietes aufge-
nommen. Teilweise wurden dabei An-
sätze zur Auflösung der Planungsinten-
tion widersprechender Flächennutzungen 
erarbeitet. So hatten verschiedene ge-
werbliche Flächeneigentümer die Bereit-
schaft zum Verkauf ihrer Grundstücke 
signalisiert. Aus wirtschaftlicher Sicht ist 
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von Bedeutung, dass für alle betroffenen 
Gewerbetreibenden akzeptable Lösun-
gen gefunden werden. Dies betrifft nicht 
allein die jeweiligen Grundstückseigentü-
mer, sondern auch die Gewerbetreiben-
den, die auf Miet- bzw. Pachtbasis tätig 
sind. Für alle Betriebe ist zu gewährleis-
ten, dass der Fortbestand der Unterneh-
men ermöglicht und gegebenenfalls 
gleichwertige Perspektiven an anderer 
Stelle eröffnet werden. Sofern Letzteres 
für einzelne Betriebe eine realistische 
Option darstellen sollte (dies ist nach un-
serer Kenntnis etwa bei der Spedition 
Grove der Fall), wäre es sehr zu begrü-
ßen, wenn die Stadt Braunschweig im 
Rahmen ihrer wirtschaftsfördernden Tä-
tigkeit diesen Betrieben attraktive Ersatz-
standorte anbieten könnte. 
  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten, die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 9 
Schreiben Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
vom 21. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Aus Sicht unseres Hauses bestehen un-
ter Bezugnahme auf unsere Belange 
keine Bedenken. 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 10 
Schreiben Landesamt für Geoinforma-
tion und Landesvermessung Nieder-
sachsen 
vom 30. März 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Zu den o.g. vorhaben werden keine Anre-
gungen oder Bedenken vorgebracht. 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 11 
Schreiben Gesellschaft für Landesei-
senbahnaufsicht  
vom 8. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Die Unterlagen zu der o.g. Bauleitpla-
nung der Stadt Braunschweig haben wir 
durchgesehen. Südlich des Geltungsbe-
reiches verläuft die nichtöffentliche Eisen-
bahninfrastruktur der Hafenbetriebsge-
sellschaft Braunschweig mbH. Mögliche 
Emissionen, die aus dem Bahnbetrieb auf 
dieser Eisenbahninfrastruktur entstehen 
können, wurden von Ihnen in einem 
Schallgutachten berücksichtigt (siehe Ka-
pitel 4.5.6). 
 
Hinweis: Gemäß Kapitel 4.5.6 werden im 
Bebauungsplan Emissionen einer mögli-
chen neuen Stadtbahntrasse eingeplant. 
Aufgrund des gegenwärtigen Planungs-
stands können aus eisenbahntechnischer 
Sicht seitens der LEA weder zu bautech-
nischen Ausführungen noch zu potentiel-
len Emissionen Aussagen getroffen wer-
den. 
 
Aus eisenbahntechnischer Sicht beste-
hen gegen den Bebauungsplan Nr. 
HA 136 „Nordanger“ der Stadt Braun-
schweig keine Einwände. 

Die Hinweise der Stellungnahme werden 
zur Kenntnis genommen. Die Planungen 
sind mit der Landeseisenbahnaufsicht 
und der Hafenbetriebsgesellschaft abge-
stimmt. 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten, die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 12 
Schreiben Staatliches Gewerbeauf-
sichtsamt 
vom 18. März 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Zu den hier wahrzunehmenden Belangen 
möchte ich folgende Hinweise geben: 
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Es wird darauf hingewiesen, dass in der 
Nähe des geplanten Gebietes ein Be-
triebsbereich im Sinne der Störfall-Ver-
ordnung (Braunschweiger Versorgungs 
AG, Heizkraftwerk Mitte) existiert. 
 
In diesem Zusammenhang wird die Wür-
digung des § 50 BImSchG unter Berück-
sichtigung des Leitfadens KAS-18 der 
Kommission für Anlagensicherheit beim 
BMU „Empfehlungen für Abstände zwi-
schen Betriebsbereichen nach Störfall-
Verordnung und schutzwürdigen Gebie-
ten im Rahmen der Bauleitplanung – Um-
setzung des § 50 BImSchG“ empfohlen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Da der im Leitfaden empfohlene Sicher-
heitsabstand zwischen den schutzwürgen 
Gebieten und dem Störfallbetrieb einge-
halten wird, sind keine weiteren Maßnah-
men erforderlich. 
 
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. 
 

Stellungnahme Nr. 13 
Schreiben Stadtentwässerung Braun-
schweig GmbH 
vom 13. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Die Entwässerung des Bebauungsab-
schnitts Nordanger ist von den gleichen 
Randbedingungen geprägt wie der vo-
rausgehenden Bebauungsabschnitt Tau-
benstraße: 
 
Schmutzwasser wird über Freispiegelka-
näle zum Schmutzwasserpumpwerk 
PW135 an der Straßenkreuzung Spargel-
straße/ Gotenweg (bzw. Nordanger/ Plan-
staße E) abgeleitet. 
 
Niederschlagswasser von den öffentli-
chen und privaten Flächen wird dezentral 
versickert, öffentliche Regenwasserka-
näle werden nicht hergestellt. 
 
Dem vorliegenden Bebauungskonzept 
wird unter den o.g. Bedingungen soweit 
zugestimmt. 
 
Für weitere Auskünfte stehen wir gern zur 
Verfügung. 

Die Entwicklung des vorgesehenen Ent-
wässerungskonzeptes erfolgte in Abstim-
mung mit der Stadtentwässerung Braun-
schweig GmbH. Auch die weitere Ausfüh-
rungsplanung erfolgt in enger Abstim-
mung zwischen der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH und der Unteren 
Wasserbehörde. Insofern kann davon 
ausgegangen werden, dass sämtliche 
Belange der Stadtentwässerung Braun-
schweig GmbH berücksichtigt wurden. 
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Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. 
 

Stellungnahme Nr. 14 
Schreiben Stadtteilheimatpflegerin 
vom 5. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Für die geplante Aufstellung eines Be-
bauungsplanes bestehen aus heimatpfle-
gerischer Sicht keine Einwände. 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 15 
Schreiben Vodafone Kabel Deutsch-
land GmbH 
vom 14. März 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Zu Geltungsbereich A: 
 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
14.03.2016. 
 
Eine Erschließung des Gebietes erfolgt 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 
Diese sind in der Regel ohne Beteiligung 
des Auftraggebers an den Erschließungs-
kosten nicht gegeben. 
 
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert 
sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein An-
gebot zur Realisierung des Vorhabens 
zur Verfügung zu stellen. Bitte setzen Sie 
sich dazu mit unserem Team Neubauge-
biete in Verbindung: 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Neubaugebiete KMU 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 
 
Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de 
 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan 
des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 

 
 
 
 
 
Der Inhalt der Stellungnahmen wird zur 
Kenntnis genommen. Die Koordinierung 
des Ausbaus mit dem Straßenbau und 
den Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger erfolgt durch das Baureferat 
der Stadt Braunschweig. Somit ist sicher-
gestellt, dass die Belange aller Versor-
gungsträger berücksichtigt werden. 
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Zu Geltungsbereich B: 
 
wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
14.03.2016. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone 
Kabel Deutschland GmbH gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Ein-
wände geltend macht. Im Planbereich be-
finden sich keine Telekommunikationsan-
lagen unseres Unternehmens. Eine Neu-
verlegung von Telekommunikationsanla-
gen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahmen wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 16 
Schreiben Braunschweig Zukunft 
GmbH 
vom 12. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Bezüglich Ihres Schreibens vom 14. März 
2016 (Aufforderung zur Stellungnahme 
im Rahmen der Beteiligung der Behör-
den) verweise ich auf meine untenste-
henden Ausführungen aus Dezember 
2015. 
 
Inhalt der Stellungnahme aus Dezember 
2015: 
 
Gerne möchten wir zu dem o.g. B-Plan 
einen kurzen Hinweis geben: 
 
In dem Geltungsbereich sind die Unter-
nehmen Schumacher Autoverwertung 
und Carl Grove Spedition ansässig. Eine 
grundsätzlich mögliche gewerbliche Nut-
zung des Gebietes soll nicht erfolgen, da 
die Priorität derzeit bei der Schaffung von 
Wohnraum liegt. Mit den dort ansässigen 
Unternehmen sollte daher unbedingt eine 
einvernehmliche Lösung gefunden wer-
den, die den Interessen beider Parteien 
gerecht wird. Wenn das zusammen mit 
den Unternehmen gelingt, bestehen von 
unserer Seite keine Bedenken gegen die 
dargestellten Planungen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit den Inhabern der betroffenen Gewer-
bebetriebe (außerhalb des festgesetzten 
Gewerbegebietes am Gotenweg) wurden 
einvernehmliche Lösungen hinsichtlich 
von Betriebsverlagerungen und Betriebs-
aufgaben gefunden.  
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Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahmen wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 17 
Schreiben Grundstücksgesellschaft 
Braunschweig mbH 
vom 11. April 2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Im Rahmen der Beteiligung von Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB haben Sie 
mich über die oben genannten Planun-
gen der Stadt Braunschweig mit Schrei-
ben vom 14. März 2016 informiert. 
 
Aus Sicht der GGB bestehen dagegen 
keine Bedenken. Interessen der GGB 
werden nicht berührt. 
 
Vielen Dank für die Beteiligung. 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 18 
Schreiben Landesverband Braun-
schweig der Gartenfreunde e. V. 
vom 17.03.2016 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Zu dem Bebauungsplan hatte ich bereits 
mit Schreiben vom 07.12.2015 eine Stel-
lungnahme abgegeben. 
 
Wir regen an, die nördlich des Neubauge-
bietes vorhandenen Kleingartenanlagen 
in die Grünplanung des gesamten Neu-
baugebietes mit einzubeziehen. Es ist 
aus unserer Sicht wünschenswert, diese 
Anlagen als Kleingartenpark zusammen-
zufassen und zu erweitern. 

 
 
 
 
Der Inhalt der Stellungnahmen wird zur 
Kenntnis genommen. Die angesprochene 
Kleingartenanlage liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
und wird von den Planungen nicht be-
rührt.  
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahmen wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

TOP 8.

140 von 155 in Zusammenstellung



 
 Anlage 6.2 
 Stand: 7. März 2018 
 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Nordanger HA 136 
Behandlung der Stellungnahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Die Beteiligung gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) erfolgte vom 30. Januar bis 
zum 2. März 2018. 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben Vodafone Kabel Deutsch-
land 
vom 23. Februar 2018 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
30.01.2018. 
 
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone 
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. 
Dazu erfolgt eine Bewertung entspre-
chend Ihrer Anfrage zu einem Neubauge-
biet. Bei Interesse setzen Sie sich bitte 
mit dem Team Neubaugebiete in Verbin-
dung: 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Neubaugebiete KMU 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 
 
Neubaugebiete.de@vodafone.com 
 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan 
des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 
Weiterführende Dokumente: 
 

 Wichtiger Hinweis 
 Kabelschutzanweisungen 
 Zeichenerklaerung 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Koordinierung des Ausbaus mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger erfolgt durch das 
Baureferat der Stadt Braunschweig. So-
mit ist sichergestellt, dass die Belange al-
ler Versorgungsträger berücksichtigt wer-
den. 
 
 

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. Der Inhalt der Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. 2 
vom 25.Februar 2018 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Vor einiger Zeit stand ein Artikel in der 
BZ, in dem einige Altanwohner die Ver-
kehrsführung im Baugebiet bemängelten, 
da sie für die Baumaßnahmen Teile ihrer 
Grundstücke an die Stadt abtreten sollen. 
 
Meine Frage ist nun, warum aus dem Go-
tenweg und der Wodanstraße kein Ein-
bahnstraßensystem gemacht wird und 
hierzu eine (noch bestehende) Verbin-
dung westlich der Hausnummer 10 als 
Straße eingerichtet wird und die Wodan-
straße ihren Bogen entlang der Eisen-
bahn bis zum Bültenweg behält. 
 
Ebenso verwunderlich finde ich die feh-
lende Verbindung der Taubenstraße ent-
lang des Kleingartens Nordbahnhof mit 
Anschluss an die Wodanstraße. 
 
Verkehrstechnisch für mich als Laien echt 
schlecht geplant. 

 
 
 
 
 
 
Weder Gotenweg noch Wodanstraße be-
finden sich im Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes. Dessen ungeachtet 
widerspricht die vorgeschlagene Lösung 
der zugrundeliegenden städtebaulichen 
Konzeption, die für den Bereich des 
Nordangers eine Fuß- und Radwegever-
bindung entlang der parkartigen Stadt-
angerflächen vorsieht. Eine leistungsfä-
hige Erschließung des Baugebietes wäre 
so nicht möglich. Die Fahrverkehre sollen 
über die neue Stadtstraße im Bereich der 
Wodanstraße erfolgen. Die Planungen für 
die Stadtstraße sind zwischenzeitlich ab-
geschlossen.  

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. Der Inhalt der Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben DB AG, DBImm 
vom 28.Februar 2018 

Stellungnahme der Verwaltung 

  
Die DB AG, DB Immobilien, als von der 
DB Netz AG bevollmächtigtes Unterneh-
men, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme der Träger öffentli-
cher Belange zum o. g. Verfahren. 
 
Gegen den Bebauungsplan Nordanger 
HA 136 der Stadt Braunschweig beste-
hen bei Beachtung und Einhaltung der 
nachfolgenden Bedingungen/ Auflagen 
und Hinweise aus Sicht der DB AG und 
ihrer Konzernunternehmen keine Beden-
ken. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
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 Durch das Vorhaben dürfen die Si-
cherheit und die Leichtigkeit des Ei-
senbahnverkehres auf der angrenzen-
den Bahnstrecke nicht gefährdet oder 
gestört werden. 

 Die Abstandsflächen gemäß der 
NBauO sowie sonstige baurechtliche 
und nachbarrechtliche Bestimmungen 
sind einzuhalten. 
 
 

 Durch den Eisenbahnbetrieb und die 
Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und 
Körperschall, Abgase, Funkenflug, 
Abriebe z. B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch 
magnetische Felder etc.), die zu Im-
missionen an benachbarter Bebauung 
führen können. 

 Wir empfehlen die Beteiligung des Ei-
senbahnbundesamtes (Außenstelle 
Hannover). 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen zur Ver-
fügung. 

 
 
 
 
 
Die Einhaltung der Abstandsflächen nach 
Niedersächsischer Bauordnung sind im 
Bauantrag nachzuweisen. Die besagten 
Flächen befinden sich inzwischen im Ei-
gentum der Hafenbetriebsgesellschaft. 
 
Die schalltechnische Untersuchung hat 
die Verträglichkeit des Eisenbahnver-
kehrs mit der neuen Wohnbebauung 
nachgewiesen.  
 
 
 
 
 
Die Beteiligung des Eisenbahnbundes-
amtes ist erfolgt.  

  
  

Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden beibehalten. Der Inhalt der Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-06976
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

Haltestellen "Peterskamp" auf der Bevenroder Straße
Organisationseinheit:
Dezernat III 
66 Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Datum:
07.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 112 Wabe-Schunter-Beberbach 
(Anhörung)

04.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (Entscheidung) 11.04.2018 Ö

Beschluss:

„Die Haltestellen „Peterskamp“ auf der Bevenroder Straße werden in beide Fahrtrichtungen 
niederflurgerecht sowie barrierefrei ausgebaut.“

Sachverhalt:

Begründung der Beschlussvorlage

Die Beschlusskompetenz des Planungs- und Umweltausschusses ergibt sich aus § 76 
Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 6 Nr. 4 lit. a der Hauptsatzung der Stadt Braunschweig. Im Sinne 
dieser Zuständigkeitsnorm handelt es sich bei der Erneuerung von Haltestellen um einen 
Beschluss über Planungen von Straßenbaumaßnahmen, für die der Planungs- und 
Umweltausschuss zuständig ist.

Anlass

Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung von 28. April 1998 den Beschluss gefasst, 
Bushaltestellen im Stadtgebiet niederflurgerecht auszubauen. Bushaltestellen der Linien 413, 
416 und 418 (ehemals 13, 16 und 18) sollen dabei bevorzugt umgestaltet werden.

Zur Umsetzung dieses Beschlusses legt die Verwaltung regelmäßig Beschlussvorlagen für 
den Ausbau einzelner Haltestellen vor. Für 2019 ist der Bau der Haltestellen „Peterskamp“ in 
beiden Fahrtrichtungen vorgesehen.

Die Bushaltestellen „Peterskamp“ liegen im Querumer Forst auf der Bevenroder Straße, 
welche die Stadtteile Waggum und Querum verbindet. Die Haltestellen werden in beide 
Richtungen von den Linien 413 und 433 angefahren. Dabei wurden gemäß Zählung von 
2017 pro Tag 275 Ein- und Aussteiger erfasst. Die Haltestellen entsprechen nicht heutigen 
Standards und sind in einem baulich schlechten Zustand.
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Maßnahme

Die Bushaltestellen werden barrierefrei gestaltet und mit Kasseler Borden mit 18 cm Höhe 
sowie mit taktilen Leitstreifen und Aufmerksamkeitsfeldern versehen.
Die vorhandenen Busbuchten werden zurückgebaut und die Haltestellen am Fahrbahnrand 
eingerichtet. Durch die entstehende Verbreiterung der Warteflächen auf das Regelmaß von 
3,00 m kann auf der östlichen Straßenseite nach der Umbaumaßnahme ein Wetterschutz 
aufgestellt werden. Der Wetterschutz an der westlichen Straßenseite wird in die Nähe des 
Einstiegsbereichs versetzt und erneuert.

Der große Vorteil einer Fahrbahnrandhaltestelle liegt in der geringstmöglichen 
Unterbrechung der Fahrt bei einem Halt und damit der Verkürzung der Fahrzeiten. An- und 
Abfahrten der Busse werden durch den gradlinigen Verlauf erleichtert und ein zeitraubendes, 
oft konfliktträchtiges Wiedereinfädeln in den Verkehr der Bevenroder Straße entfällt.

Gemäß der „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06) der Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (Ausgabe 2015) wird die Anlage dieser 
Haltestellen am Fahrbahnrand als unbedenklich eingestuft. In die Bewertung gehen die 
Verkehrsstärke, der Takt der Busse und die Anzahl der zur Verfügung stehenden 
Fahrstreifen ein.

Die stadteinwärts führende Haltestelle ist nicht durch einen Gehweg im Seitenraum 
angebunden. Zur besseren Erreichbarkeit ist daher eine Querungshilfe vorgesehen, um 
Fußgängern das notwendige Überqueren der Bevenroder Straße zu erleichtern.

Der Radverkehr wird stadtauswärts in einem gemeinsamen Geh- und Radweg an der 
Haltestelle vorbei und an der Einmündung zum Peterskamp in einer separaten Furt und 
darauffolgender Markierung auf die Bevenroder Straße geführt. Stadteinwärts verbleibt der 
Radverkehr auf der Bevenroder Straße. Auf beiden Haltestellen werden jeweils drei 
Fahrradständer angeordnet.

Finanzierung

Die Baukosten werden auf ca. 285.000 € geschätzt. Für die Umsetzung der Maßnahme ist 
kein Grunderwerb erforderlich. Der niederflurgerechte Umbau der Bushaltestellen soll im 
Jahr 2019 realisiert werden.

Das Land Niedersachsen fördert die Grunderneuerung von Verkehrsanlagen des 
straßengebundenen ÖPNV. Aus diesem Programm können Zuwendungen mit einer 
Förderhöhe von bis zu 75 % abgerufen werden. Zusätzlich wird eine Förderung beim 
Regionalverband Braunschweig beantragt, Förderhöhen stehen noch nicht fest. Es ist 
geplant, die Sanierung der Haltestellen für das Förderprogramm 2019 anzumelden. Der 
Antrag hierzu muss bis Ende Mai 2018 beim Land Niedersachen eingereicht sein. Der 
abzüglich dieser Zuwendungen verbleibende Eigenanteil wird von der Stadt Braunschweig 
getragen.

Im Entwurf des Haushaltsplans 2018/IP 2017 – 2021 sind für das Haushaltsjahr 2019 im 
Projekt „Bushaltestellen/Umgestaltung 5S.660067“ 400.000 € eingeplant.

Leuer

Anlage:
Lageplan
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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

18-07157
Beschlussvorlage

öffentlich

Betreff:

Haltestelle "DLR" auf der Hermann-Blenk-Straße
Organisationseinheit:
Dezernat III 
66 Fachbereich Tiefbau und Verkehr

Datum:
19.03.2018

Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 112 Wabe-Schunter-Beberbach 
(Vorberatung)

04.04.2018 Ö

Planungs- und Umweltausschuss (Entscheidung) 11.04.2018 Ö

Beschluss:

„Die Haltestelle  „DLR“ wird vom Waggumer Weg in die Hermann-Blenk-Straße verlegt und 
in beide Fahrtrichtungen niederflurgerecht sowie barrierefrei ausgebaut.“

Sachverhalt:

Begründung der Beschlussvorlage

Die Beschlusskompetenz des Planungs- und Umweltausschusses ergibt sich aus § 76 
Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 6 Nr. 4 lit. a der Hauptsatzung der Stadt Braunschweig. Im Sinne 
dieser Zuständigkeitsnorm handelt es sich bei der Erneuerung von Haltestellen um einen 
Beschluss über Planungen von Straßenbaumaßnahmen, für die der Planungs- und 
Umweltausschuss zuständig ist.

Anlass

Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 28. April 1998 den Beschluss gefasst, 
Bushaltestellen im Stadtgebiet niederflurgerecht auszubauen. Bushaltestellen der Linien 413, 
416 und 418 (ehemals 13, 16 und 18) sollen dabei bevorzugt umgestaltet werden.

Zur Umsetzung dieses Beschlusses legt die Verwaltung regelmäßig Beschlussvorlagen für 
den Ausbau einzelner Haltestellen vor. Für 2019 ist der Bau der Haltestelle „DLR“ in beiden 
Fahrtrichtungen vorgesehen.

Die Bushaltestellen „DLR“ liegen im Stadtteil Waggum an der BAB-Anschlussstelle 
„BS Flughafen“ und in unmittelbarer Nähe zum Eingang des Deutschen Zentrums für Luft- 
und Raumfahrt e. V. (DLR). Die Haltestelle wird in beiden Richtungen von den Linien 413, 
426 und 436 angefahren. Dabei wurden gemäß Zählung von 2017 pro Tag 264 Ein- und 
Aussteiger erfasst. Die Haltestellen entsprechen nicht den heutigen Standards und sind in 
einem baulich schlechten Zustand.

Bereits bei der Beratung der DS 17-03992 und 17-03992-01 wurde die Möglichkeit der 
Zusammenfassung der vier Bussteige im Waggumer Weg zu zwei Bussteigen und die 
Verlegung in die Hermann-Blenk-Straße vorgestellt.
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Maßnahme

Bei Umsetzung und Ausführung der Straßenbaumaßnahmen zum Parkhaus in der Hermann-
Blenk-Straße wird die Neuanlage des Bussteiges auf der Südseite berücksichtigt.

Dort wird ein Kasseler Bord eingebaut, so dass mit dieser Vorlage die Herrichtung des 
südlichen Bussteiges mit taktilen Leitstreifen und Aufmerksamkeitsfeldern beschlossen wird. 
Auch umfasst der Beschluss eine Fläche mit einem Wetterschutz und Fahrradbügeln.

Auf der nördlichen Straßenseite wird beim Bau des Bussteiges der vorhandene Hochbord 
gegen einen Kasseler Bord getauscht, der Gehweg im Bereich der Haltestelle angepasst und 
mit taktilen Leitstreifen und Aufmerksamkeitsfeldern versehen. Dort wird ebenfalls eine 
Fläche mit Wetterschutz und Fahrradbügeln hergestellt. Hierfür ist Grunderwerb erforderlich.

Beide Bussteige werden am Fahrbahnrand angeordnet. Der große Vorteil einer 
Fahrbahnrandhaltestelle liegt in der geringstmöglichen Unterbrechung der Fahrt bei einem 
Halt und damit der Verkürzung der Fahrzeiten. An- und Abfahrten des Busses werden durch 
den geradlinigen Verlauf erleichtert und ein zeitraubendes, oft konfliktträchtiges 
Wiedereinfädeln in den Verkehr der Hermann-Blenk-Straße entfällt.

Gemäß der „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06) der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen wird die Anlage dieser Haltestellen 
am Fahrbahnrand als unbedenklich eingestuft. In die Bewertung gehen die Verkehrsstärke, 
der Takt der Busse und die Anzahl der zur Verfügung stehenden Fahrstreifen ein.

Finanzierung

Die Baukosten werden auf ca. 85.000 € geschätzt. Der niederflurgerechte Umbau der 
Bushaltestelle soll voraussichtlich im Jahr 2019 realisiert werden.

Das Land Niedersachsen fördert die Grunderneuerung von Verkehrsanlagen des 
straßengebundenen ÖPNV. Aus diesem Programm können Zuwendungen mit einer 
Förderhöhe von bis zu 75 % abgerufen werden. Zusätzlich wird eine Förderung beim 
Regionalverband Braunschweig beantragt, Förderhöhen stehen noch nicht fest. Es ist 
geplant, die Sanierung der Haltestelle für das Förderprogramm 2019 anzumelden. Der 
Antrag hierzu muss bis Ende Mai 2018 beim Land Niedersachen eingereicht sein. Der 
abzüglich dieser Zuwendungen verbleibende Eigenanteil wird von der Stadt Braunschweig 
getragen.

Im Entwurf des Haushaltsplans 2019/IP 2015 – 2019 sind für das Haushaltsjahr 2019 im 
Projekt „Bushaltestellen/Umgestaltung 5S.660067“ 400.000 € eingeplant.

Leuer
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Absende r :

Fraktion BIBS im Rat der Stadt 18-07861
Anfrage (öffentlich)

Betreff:

Rotbuche im Zentrum von Waggum
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
28.03.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (zur Beantwortung) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:
Zur Sitzung des Stadtbezirksrat 112 am 17.10.2017 berichtete die Verwaltung, dass ein 
neuer Eigentümer und Investor die durch "besonders schöne Wuchsform und die Lage im 
Dorfzentrum von Waggum das Straßen- und Ortsbild" prägende ca. 175 Jahre alte Rotbuche 
in seine Planungen mit einbezogen hat. Nun sei die Stadt dabei, eine neue Satzung zur 
Sicherung von Bäumen als Naturdenkmal zu erarbeiten. Dies vorausgeschickt, bitten wir um 
Beantwortung folgender Fragen.

1.) Hat die Stadt inzwischen eine neue Satzung für Naturdenkmale erarbeitet?

2.) Wenn noch nicht, wann kann die neue Satzung in Kraft treten?

3.) Ist die Rotbuche in der Liste der Naturdenkmäler als Denkmal aufgenommen?

Anlage/n: Waggumer Rotbuche – 9. Oktober 2017
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Absende r :

Die Fraktion P2 im Rat der Stadt 18-07807
Anfrage (öffentlich)

Betreff:

PAK-Erlass: Flächenrecycling Sachstand
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
26.03.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (zur Beantwortung) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:
Im letzten Planungs- und Umweltausschuss wurde der PAK-Erlass hinreichend erklärt: 
https://ratsinfo.braunschweig.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1008803

Wir haben zu den Auswirkungen noch folgende Fragen:

 Welche Flächen Braunschweigs befinden sich derzeit im  Flächenrecycling bzw. sind 
dafür angedacht? (Antwort bitte auch als  Kartendarstellung)

 Wie viele davon sind aufgefüllte Flächen und keine Altstandorte?

 Betrifft dies auch vorhandene Ausgleichs- und Kompensationsflächen und wenn ja, 
wie viele der 354 (Stand 17.01.2017)?

Anlagen:
keine
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Absende r :

Fraktion BIBS im Rat der Stadt 18-07869
Anfrage (öffentlich)

Betreff:

Interkommunales Gewerbegebiet Stiddien-Timmerlah-Geitelde als 
Barriere in wichtiger Frischluftschneise für Braunschweig
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
29.03.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (zur Beantwortung) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:
Nach Herrn Leuers Aussagen aus dem Planungs- und Umweltausschuss vom 28.02.2018 
kommt Kaltluftschneisen eine grundlegende Bedeutung für das Stadtklima zu. 

Barrieren, die höher als Einfamilienhäuser sind, würden demnach den Luftaustausch 
entscheidend behindern. Im eventuell entstehenden interkommunalen Gewerbegebiet wären 
aber Gebäude mit bis zu 12 Metern Höhe zu erwarten. Dies vorausgeschickt, unsere Frage:
 
Wie gedenkt die Verwaltung solche Widersprüche in ihren Planungen miteinander in 
Einklang zu bringen? 

Anlagen: keine
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Absende r :

Die Fraktion P2 im Rat der Stadt 18-07863
Anfrage (öffentlich)

Betreff:

Mobile Parklets - Intervention im öffentlichen Raum
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
29.03.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (zur Beantwortung) 11.04.2018 Ö

Sachverhalt:
Die Frage, wem der öffentliche Raum gehört, ist genau so alt, wie es öffentliche Räume gibt. Die 
gerechte Verteilung dieser Räume wird in immer mehr Städten zum Thema der Stadtpolitik. 
Jahrzehntelang war es eine Selbstverständlichkeit, dass der fließende und ruhende 
Autoverkehr den innerstädtischen öffentlichen Raum dominiert. Doch mittlerweile findet in 
vielen Städten ein Umdenken - auch vor dem Hintergrund des Klimaschutzes - statt, so zum 
Beispiel in Stuttgart und Berlin. 

Hier gehören sogenannte Parklets zum Straßenbild oder befinden sich in einer Testphase. 

"Ein Parklet ist die Erweiterung des öffentlichen Gehwegs, welche anstelle von 
Parkpatzflächen mehr Raum für alle Menschen bietet. Es vereint verschiedene Elemente, die 
Entpannung im urbanen Leben bieten wie zum Beispiel Sitzflächen, Bäume, Blumen, 
Sträucher, Witterungsschutz,  Beleuchtung oder Fahrrad-Abstellmöglichkeiten. Es reflektiert, 
im  Idealfall, den einzigartigen Charakter und die Bedürfnisse seiner Umgebung." So 
beschreibt es http://parklet-stuttgart.de/info/ auf seiner Webseite.

In Stuttgart läuft dieses Experiment seit 2016 im Rahmen eines Entwurfs- und 
Forschungsprojekts. Studierende entwerfen, realisieren und analysieren dort zusammen mit 
lokalen Akteuren (Paten) verschiedene mobile Begegnungselemente auf wechselnden 
Parkplatzflächen (Verbleib jeweils 3 Monate).  Auch in Berlin wurden Mitte März 2018 nun 
zwei Parklets eingeweiht, um Begegnungszonen für Fussgänger, Anwohner und Besucher 
zu schaffen. Das Modellprojekt geht jetzt in die einjährige Testphase.

In beiden Städten haben sich durch die Parklets vielfältige Diskussionen der Stadtbewohner 
rund um den öffentlichen Raum und seiner Nutzung ergeben - auch unter dem Aspekt der 
Teilhabe und Begegnung in der Stadt.

Vor diesem Hintergrund haben wir folgende Fragen:

 Wie ist das Verhältnis des Flächenverbrauchs im öffentlichen Raum von PKW zu 
Fußgänger/Fahrradfahrer innerhalb des Ringes?

 Bestehen Möglichkeiten oder gibt es bereits Vorhaben in Braunschweig ähnliche 
Parklet-Experimente wie in Stuttgart oder Berlin z.B.  zusammen mit der HBK 
und/oder weiteren Paten zu starten?

 Würden sich Straßen wie die Gördelinger Straße, die Casparistraße und/oder der 
John-F. Kennedy-Platz als Experimentierfeld eignen?
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Anlagen:
keine
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